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Erster Teil

Allgemeine Grundlagen

Erster Abschnitt
Auftrag der Schule

§1(Fn10)
Recht auf Bildung, Erziehung und individuelle Forderung

(1) Jeder junge Mensch hat ohne Rucksicht auf seine wirtschaftliche
Lage und Herkunft und sein Geschlecht ein Recht auf schulische
Bildung, Erziehung und individuelle Forderung. Dieses Recht wird
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 Fortführung der PRIMUS-Schulen 


nach Malgabe dieses Gesetzes gewahrleistet.

(2) Die Fahigkeiten und Neigungen des jungen Menschen sowie der
Wille der Eltern bestimmen seinen Bildungsweg. Der Zugang zur
schulischen Bildung steht jeder Schulerin und jedem Schuler nach
Lernbereitschaft und Leistungsfahigkeit offen.

§ 2 (Fn 37)
Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule

(1) Die Schule unterrichtet und erzieht junge Menschen auf der
Grundlage des Grundgesetzes und der Landesverfassung. Sie
verwirklicht die in Artikel 7 der Landesverfassung bestimmten allge-
meinen Bildungs- und Erziehungsziele. (Fn 2)

(2) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Wurde des Menschen und
Bereitschaft zum sozialen Handeln zu wecken, ist vornehmstes Ziel
der Erziehung. Die Jugend soll erzogen werden im Geist der Mensch-
lichkeit, der Demokratie und der Freiheit, zur Duldsamkeit und zur
Achtung vor der Uberzeugung des anderen, zur Verantwortung fir
Tiere und die Erhaltung der naturlichen Lebensgrundlagen, in Liebe zu
Volk und Heimat, zur Volkergemeinschaft und zur Friedensgesinnung.
Die Schule fordert die europaische Identitat. Sie vermittelt Kenntnisse
uber den europaischen Integrationsprozess und die Bedeutung
Europas im Alltag der Menschen.

(3) Die Schule achtet das Erziehungsrecht der Eltern. Schule und
Eltern wirken bei der Verwirklichung der Bildungs- und Erziehungs-
ziele partnerschaftlich zusammen.

(4) Die Schule vermittelt die zur Erfullung ihres Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags erforderlichen Kenntnisse, Fahigkeiten, Fertigkeiten
und Werthaltungen und berucksichtigt dabei die individuellen Voraus-
setzungen der Schilerinnen und Schiler. Sie férdert die Entfaltung
der Person, die Selbststandigkeit ihrer Entscheidungen und
Handlungen und das Verantwortungsbewusstsein fur das
Gemeinwohl, die Natur und die Umwelt. Schulerinnen und Schuler
werden befahigt, verantwortlich am sozialen, gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen, beruflichen, kulturellen und politischen Leben teilzu-
nehmen und ihr eigenes Leben zu gestalten. Sie erwerben Kompe-
tenzen, um zukunftige Anforderungen und Chancen in einer digitali-
sierten Welt bewaltigen und ergreifen zu konnen. Schulerinnen und
Schuler werden in der Regel gemeinsam unterrichtet und erzogen
(Koedukation).

(5) Die Schule fordert die vorurteilsfreie Begegnung von Menschen mit
und ohne Behinderung. In der Schule werden sie in der Regel
gemeinsam unterrichtet und erzogen (inklusive Bildung). Schilerinnen
und Schdler, die auf sonderpadagogische Unterstutzung angewiesen
sind, werden nach ihrem individuellen Bedarf besonders gefordert, um
ihnen ein moglichst hohes Mal} an schulischer und beruflicher Einglie-
derung, gesellschaftlicher Teilhabe und selbststandiger Lebensge-
staltung zu ermaoglichen.



(6) Die Schulerinnen und Schuler sollen insbesondere lernen
1. selbststandig und eigenverantwortlich zu handeln,

2. fUr sich und gemeinsam mit anderen zu lernen und Leistungen zu
erbringen,

3. die eigene Meinung zu vertreten und die Meinung anderer zu
achten,

4. in religidsen und weltanschaulichen Fragen personliche Entschei-
dungen zu treffen und Verstandnis und Toleranz gegenuber den
Entscheidungen anderer zu entwickeln,

5. Menschen unterschiedlicher Herkunft vorurteilsfrei zu begegnen,
die Werte der unterschiedlichen Kulturen kennenzulernen und zu
reflektieren sowie fur ein friedliches und diskriminierungsfreies Zusam-
menleben einzustehen,

6. die grundlegenden Normen des Grundgesetzes und der Landesver-
fassung zu verstehen und fir die Demokratie einzutreten,

7. die eigene Wahrnehmungs-, Empfindungs- und Ausdrucksfahigkeit
sowie musisch-klnstlerische Fahigkeiten zu entfalten,

8. Freude an der Bewegung und am gemeinsamen Sport zu entwi-
ckeln, sich gesund zu ernahren und gesund zu leben,

9. auch in der digitalen Welt mit Medien verantwortungsbewusst und
sicher umzugehen.

(7) Die Schule ist ein Raum religiéser wie weltanschaulicher Freiheit.
Sie wahrt Offenheit und Toleranz gegenulber den unterschiedlichen
religidsen, weltanschaulichen und politischen Uberzeugungen und
Wertvorstellungen. Sie achtet den Grundsatz der Gleichberechtigung
der Geschlechter und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile
hin. Sie vermeidet alles, was die Empfindungen anders Denkender
verletzen kénnte. Schilerinnen und Schuler durfen nicht einseitig
beeinflusst werden.

(8) Die Schule ermdglicht und respektiert im Rahmen der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung unterschiedliche Auffassungen. Schul-
leiterinnen und Schulleiter, Lehrerinnen und Lehrer sowie Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter gemaR § 58 nehmen ihre Aufgaben unparteilich
wahr. Sie durfen in der Schule keine politischen, religidsen, weltan-
schaulichen oder ahnlichen Bekundungen abgeben, die die Neutralitat
des Landes gegenuber Schuilerinnen und Schulern sowie Eltern oder
den politischen, religidsen oder weltanschaulichen Schulfrieden
gefahrden oder storen. Insbesondere ist ein Verhalten unzulassig,
welches bei Schilerinnen und Schilern oder den Eltern den Eindruck
hervorruft, dass eine Schulleiterin oder ein Schulleiter, eine Lehrerin
oder ein Lehrer oder eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter gemal §
58 gegen die Menschenwirde, die Gleichberechtigung nach Artikel 3
des Grundgesetzes, die Freiheitsgrundrechte oder die freiheitlich-
demokratische Grundordnung auftritt. Die Besonderheiten des Religi-
onsunterrichts und der Bekenntnis- und Weltanschauungsschulen



bleiben unberuhrt.

(9) Der Unterricht soll die Lernfreude der Schulerinnen und Schuler
erhalten und weiter férdern. Er soll die Schilerinnen und Schiler
anregen und befahigen, Strategien und Methoden fir ein lebens-
langes nachhaltiges Lernen zu entwickeln. Drohendem Leistungsver-
sagen und anderen Beeintrachtigungen von Schulerinnen und
Schulern begegnet die Schule unter fruhzeitiger Einbeziehung der
Eltern mit vorbeugenden Mallinhahmen.

(10) Die Schule foérdert die Integration von Schulerinnen und Schiilern,
deren Herkunftssprache nicht Deutsch ist, durch Angebote zum
Erwerb der deutschen Sprache. Dabei achtet und férdert sie die
ethnische, kulturelle und sprachliche Identitat (Herkunftssprache)
dieser Schulerinnen und Schiuler. Sie sollen gemeinsam mit allen
anderen Schulerinnen und Schulern unterrichtet und zu den gleichen
Abschlissen gefuhrt werden.

(11) Besonders begabte Schilerinnen und Schiler werden durch
Beratung und erganzende Bildungsangebote in ihrer Entwicklung
gefordert.

(12) Die Absatze 1 bis 11 gelten mit Ausnahme der sich aus der staat-
lichen Neutralitat fur das Schulpersonal ergebenden Verpflichtungen
(Absatz 8 Satz 3) auch fur Ersatzschulen.

§ 3 (Fn 41)
Schulische Selbststandigkeit, Eigenverantwortung,
Qualitatsentwicklung und -sicherung

(1) Die Schule gestaltet den Unterricht, die Erziehung und das Schul-
leben im Rahmen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften in eigener
Verantwortung. Sie verwaltet und organisiert ihre inneren Angelegen-
heiten selbststandig. Die Schulaufsichtsbehdrden sind verpflichtet, die
Schulen in ihrer Selbststandigkeit und Eigenverantwortung zu beraten
und zu unterstutzen.

(2) Die Schule legt auf der Grundlage ihres Bildungs- und Erziehungs-
auftrags die besonderen Ziele, Schwerpunkte und Organisations-
formen ihrer padagogischen Arbeit in einem Schulprogramm fest und
schreibt es regelmalig fort. Das Schulprogramm kann dartber hinaus
innerhalb des Bildungsgangs eine besondere Gesamtkonzeption
(Schulprofil) ausweisen. Auf der Grundlage des Schulprogramms
uberpruft die Schule in regelmaligen Abstanden den Erfolg ihrer
Arbeit, plant, falls erforderlich, konkrete Verbesserungsmafinahmen
und fuhrt diese nach einer festgelegten Reihenfolge durch.

(3) Schulen und Schulaufsicht sind zur kontinuierlichen Entwicklung
und Sicherung der Qualitat schulischer Arbeit verpflichtet. Qualitats-
entwicklung und Qualitatssicherung erstrecken sich auf die gesamte
Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule. Einen wesentlichen
Beitrag zur Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung von Schule
leisten Fortbildungen.
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(4) Schulerinnen und Schuler sowie Lehrkrafte sind verpflichtet, sich
nach Maligabe entsprechender Vorgaben der Schulaufsicht an
Malinahmen der Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung zu
beteiligen. Dies gilt insbesondere fir die Beteiligung an Vergleichsun-
tersuchungen, die von der Schulaufsicht oder in deren Auftrag von
Dritten durchgefuhrt werden.

§4

Zusammenarbeit von Schulen

(1) Schulen sollen padagogisch und organisatorisch zusammenar-
beiten. Dies schlief3t auch die Zusammenarbeit mit Schulen in freier
Tragerschaft ein.

(2) Die Zusammenarbeit zwischen Schulen verschiedener Schulstufen
erstreckt sich insbesondere auf die Vermittlung der Bildungsinhalte
und auf die Ubergange von einer Schulstufe in die andere.

(3) Die Zusammenarbeit zwischen den Schulen einer Schulstufe
erstreckt sich insbesondere auf die Abstimmung zwischen den Schul-
formen Uber Bildungsgange, den Wechsel der Schuilerinnen und
Schuler von einer Schule in die andere und BildungsabschlUsse.
Diese Zusammenarbeit soll durch das Angebot gemeinsamer Unter-
richtsveranstaltungen fir mehrere Schulen und durch den Austausch
von Lehrerinnen und Lehrern flr Unterrichtsveranstaltungen geférdert
werden. Vereinbarungen uber die Zusammenarbeit von Schulen
bedurfen der Zustimmung der beteiligten Schulkonferenzen.

(4) Zur Sicherstellung eines breiten und vollstandigen Unterrichtsan-
gebotes kdnnen Schulen durch die Schulaufsicht zur Zusammenarbeit
verpflichtet werden.

(5) Das Einvernehmen mit dem Schultrager ist herzustellen, soweit
ihm zusatzliche Kosten durch die Zusammenarbeit der Schulen
entstehen.

§ 5 (Fn 22)
Offnung von Schule,
Zusammenarbeit mit auBerschulischen Partnern

(1) Die Schule wirkt mit Personen und Einrichtungen ihres Umfeldes
zur Erfullung des schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrages und
bei der Gestaltung des Ubergangs von den Tageseinrichtungen fiir
Kinder in die Grundschule zusammen.

(2) Schulen sollen in gemeinsamer Verantwortung mit den Tragern der
offentlichen und der freien Jugendhilfe, mit Religionsgemeinschaften
und mit anderen Partnern zusammenarbeiten, die Verantwortung fir
die Belange von Kindern, Jugendlichen und jungen Volljahrigen
tragen, und Hilfen zur beruflichen Orientierung geben.

(3) Vereinbarungen nach den Absatzen 1 und 2 bedurfen der
Zustimmung der Schulkonferenz.
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Zweiter Abschnitt

Geltungsbereich, Rechtsstellung
und innere Organisation der Schule

§ 6 (Fn 37)
Geltungsbereich,
Rechtsstellung und Bezeichnung

(1) Schulen im Sinne dieses Gesetzes sind Bildungsstatten, die
unabhangig vom Wechsel der Lehrerinnen und Lehrer sowie der
Schulerinnen und Schuler nach Lehrplanen Unterricht in mehreren
Fachern erteilen.

(2) Dieses Gesetz gilt fur die offentlichen Schulen. Fur Schulen in
freier Tragerschaft und fur freie Unterrichtseinrichtungen gilt es nach
Maldgabe der Vorschriften des Elften Teils. Dieses Gesetz gilt nicht fur
die Verwaltungsschulen, die Ausbildungseinrichtungen fir Heilberufe
und Heilhilfsberufe sowie fur die Einrichtungen der Weiterbildung,
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist.

(3) Offentliche Schulen sind die Schulen, fiir die das Lapd, eine
Gemeinde oder ein Gemeindeverband Schultrager ist. Offentliche
Schulen sind nichtrechtsfahige Anstalten des Schultragers.

(4) Offentliche Schulen sind auch Schulen, deren Schultrager eine
Innung, eine Handwerkskammer, eine Industrie- und Handelskammer
oder eine Landwirtschaftskammer ist.

(5) Schulen in freier Tragerschaft sind alle anderen Schulen, die in
den Absatzen 3 und 4 nicht genannt sind.

(6) Jede Schule fuhrt eine Bezeichnung, die den Schultrager und die
Schulform angibt. Die Schulstufe ist bei Férderschulen und bei den
Gymnasien und Gesamtschulen anzugeben, die als Schulen nur einer
Sekundarstufe gefuhrt werden. Bei Grundschulen und Hauptschulen
ist auch die Schulart anzugeben, bei Forderschulen der Forderschwer-
punkt, in dem sie vorrangig unterrichten. Berufskollegs mit Bildungs-
gangen, die gemal § 22 Absatz 5 zur allgemeinen Hochschulreife
flhren, kdnnen dafir den Zusatz ,Berufliches Gymnasium® fihren. Der
Name der Schule muss sich von dem anderer Schulen am gleichen
Ort unterscheiden. Dies gilt auch fur Ersatzschulen, die auch als
solche erkennbar sein mussen.

§7

Schuljahr, Ferien

(1) Das Schuljahr beginnt am 1. August und endet am 31. Juli des
folgenden Jahres. Das Ministerium kann zulassen, dass in einzelnen
Schulstufen oder Schulformen das Schuljahr in Semester (Schulhalb-
jahre) oder andere Zeitabschnitte gegliedert wird, und deren Beginn
und Ende festlegen.

(2) Das Ministerium erlasst die Ferienordnung. Sie sieht neben den



landesweiten Ferien bewegliche Ferientage vor, Uber deren Termine
die Schulkonferenz entscheiden kann.

§ 8 (Fn 38)
Unterrichtszeit, Unterrichtsorganisation, Digitalisierung

(1) Der Unterricht wird als Vollzeitunterricht in der Regel an
wochentlich funf Tagen erteilt. Uber Ausnahmen entscheidet die
Schulkonferenz im Einvernehmen mit dem Schultrager.

(2) Zur Erfullung des Bildungs- und Erziehungsauftrags kann die
Schule bereitgestellte Lehr- und Lernsysteme sowie Arbeits- und
Kommunikationsplattformen in digitaler Form nutzen.

(3) Das Ministerium kann die Unterrichtszeit und die Unterrichtsorgani-
sation in den Ausbildungs- und Prifungsordnungen, insbesondere fur
den Teilzeitunterricht und den Blockunterricht im Berufskolleg, abwei-
chend von Absatz 1 regeln.

§ 9 (Fn 26)
Ganztagsschule, Erganzende Angebote,
Offene Ganztagsschule

(1) Schulen kénnen als Ganztagsschulen gefuhrt werden, wenn die
personellen, sachlichen und schulorganisatorischen Voraussetzungen
erflllt sind. Die Foérderschule mit dem Férderschwerpunkt Geistige
Entwicklung und die Forderschule mit dem Forderschwerpunkt
Korperliche und motorische Entwicklung werden in der Regel als
Ganztagsschule gefuhrt. Die Entscheidung des Schultragers bedarf
der Zustimmung der oberen Schulaufsichtsbehorde.

(2) An Schulen kénnen aulerunterrichtliche Ganztags- und Betreu-
ungsangebote eingerichtet werden, die der besonderen Forderung der
Schilerinnen und Schiler dienen.

(3) Der Schultrager kann mit Tragern der offentlichen und der freien
Jugendhilfe und anderen Einrichtungen, die Bildung und Erziehung
fordern, eine weitergehende Zusammenarbeit vereinbaren, um auler-
unterrichtliche Angebote vorzuhalten (Offene Ganztagsschule). Dabei
soll auch die Bildung gemeinsamer Steuergruppen vorgesehen
werden. Die Einbeziehung der Schule bedarf der Zustimmung der
Schulkonferenz. Die Erhebung von Elternbeitragen richtet sich nach §
51 Absatz 5 des Kinderbildungsgesetzes vom 3. Dezember 2019 (GV.
NRW. S. 877) in der jeweils geltenden Fassung.

Zweiter Teil
Aufbau und Gliederung des Schulwesens

Erster Abschnitt
Schulstruktur

§ 10 (Fn 37)



Schulstufen, Schulformen,
besondere Einrichtungen

(1) Das Schulwesen ist nach Schulstufen aufgebaut und in Schul-
formen gegliedert. Schulstufen sind die Primarstufe, die Sekundar-
stufe | und die Sekundarstufe Il. Die Schulformen sind so zu gestalten,
dass die Durchlassigkeit zwischen ihnen gewahrt und die Zusammen-
arbeit zwischen den einzelnen Schulen gefordert wird.

(2) Die Primarstufe besteht aus der Grundschule.

(3) Die Sekundarstufe | umfasst die Hauptschule, die Realschule, die
Sekundarschule sowie die Gesamtschule und das Gymnasium bis
Klasse 10. Das Gymnasium kann in der Sekundarstufe | auch bis
Klasse 9 gefuhrt werden.

(4) Die Sekundarstufe Il umfasst das Berufskolleg, das Berufskolleg
als Forderschule und die gymnasiale Oberstufe des Gymnasiums und
der Gesamtschule.

(5) Das Gymnasium und die Gesamtschule werden in der Regel als
Schulen der Sekundarstufen | und Il geflhrt.

(6) Den Stufenaufbau der Forderschulen und der Klinikschule regelt
das Ministerium durch Rechtsverordnung. Sie werden als Schulen
einer oder mehrerer Schulstufen gefuhrt.

(7) Das Weiterbildungskolleg ist keiner Schulstufe zugeordnet.

§ 11 (Fn 28)
Grundschule

(1) Die Grundschule umfasst die Klassen 1 bis 4. Sie vermittelt ihren
Schulerinnen und Schulern grundlegende Fahigkeiten, Kenntnisse
und Fertigkeiten, fihrt hin zu systematischen Formen des Lernens
und legt damit die Grundlage fur die weitere Schullaufbahn. Die
Grundschule arbeitet mit den Eltern, den Tageseinrichtungen fir
Kinder und den weiterfuhrenden Schulen zusammen.

(2) Die Klassen 1 und 2 werden als Schuleingangsphase gefuhrt.
Darin werden die Schulerinnen und Schuler nach Entscheidung der
Schulkonferenz entweder getrennt nach Jahrgdngen oder in
jahrgangsubergreifenden Gruppen unterrichtet, sofern nicht auf Grund
der Vorschriften fir die KlassengréRen nur jahrgangstbergreifende
Gruppen gebildet werden kdnnen. Die Schulkonferenz kann
frihestens nach vier Jahren Uber die Organisation der Schuleingangs-
phase neu entscheiden. Die Schuleingangsphase dauert in der Regel
zwei Jahre. Sie kann auch in einem Jahr oder in drei Jahren durch-
laufen werden.

(3) Die Klassen 3 und 4 sind entweder aufsteigend gegliedert oder
konnen durch Beschluss der Schulkonferenz auf der Grundlage eines
padagogischen Konzeptes mit der Schuleingangsphase verbunden
und jahrgangsubergreifend gefuhrt werden, sofern nicht auf Grund der
Vorschriften fur die Klassengréf3en nur jahrgangstbergreifende



Gruppen gebildet werden kdnnen. Bei jahrgangsubergreifender
Organisation in der Schuleingangsphase sind die Klassen 3 und 4
jahrgangsubergreifend zu flihren, wenn jahrgangsbezogener Unter-
richt auf Grund der Vorschriften fir die Klassengroé3en die Bildung
einer zusatzlichen Klasse zur Folge hatte. Absatz 2 Satz 3 gilt
entsprechend.

(4) Jahrgangsubergreifender Unterricht entsprechend Absatzen 2 und
3 kann auch die Klassen 1 bis 4 umfassen.

(5) Die Grundschule erstellt mit dem Halbjahreszeugnis der Klasse 4
auf der Grundlage des Leistungsstands, der Lernentwicklung und der
Fahigkeiten der Schuilerin oder des Schilers eine zu begriindende
Empfehlung fur die Schulform, die fur die weitere schulische
Forderung geeignet erscheint. Ist ein Kind nach Auffassung der
Grundschule fur eine weitere Schulform mit Einschrankungen
geeignet, wird auch diese mit dem genannten Zusatz benannt.

(6) Die Eltern entscheiden nach Beratung durch die Grundschule Uber
den weiteren Bildungsgang ihres Kindes in der Sekundarstufe I.
Wollen die Eltern ihr Kind an einer Schule einer Schulform anmelden,
fur die es keine und auch keine eingeschrankte Schulformempfehlung
erhalten hat, nehmen sie wahrend des Anmeldeverfahrens an einem
Beratungsgesprach der weiterfihrenden Schule teil.

§ 12 (Fn 37)
Sekundarstufe |

(1) Die Schulformen der Sekundarstufe | bauen auf der Grundschule
auf. Im Rahmen des besonderen Bildungs- und Erziehungsauftrags
der Schulformen (§ 14 Abs. 1, § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1,§ 17 Abs. 1, §
17a Abs. 1) haben sie die Aufgabe, den Schilerinnen und Schilern
eine gemeinsame Grundbildung zu vermitteln und sie zu befahigen,
eine Berufsausbildung aufzunehmen oder in vollzeitschulische
allgemein bildende oder berufliche Bildungsgange der Sekundarstufe
Il einzutreten.

(2) Die Bildungsgange der Sekundarstufe | enden mit Abschlissen.
Abschlusse sind

1. der Erste Schulabschluss,
2. der Erweiterte Erste Schulabschluss und

3. der Mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife), der mit der
Berechtigung zum Besuch der Gymnasialen Oberstufe verbunden
sein kann.

Abweichend von Satz 1 werden im Gymnasium mit achtjahrigem
Bildungsgang nach der Einfihrungsphase vergeben:

1. der Mittlere Schulabschluss und

2. der Erweiterte Erste Schulabschluss.



(3) Der Erste Schulabschluss wird nach Klasse 9, der Erweiterte Erste
Schulabschluss und der Mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife)
werden nach Klasse 10 vergeben. Der Erweiterte Erste Schulab-
schluss und der Mittlere Schulabschluss werden an der Hauptschule,
der Realschule, der Sekundarschule, der Gesamtschule und dem
Gymnasium mit neunjahrigem Bildungsgang in einem Abschlussver-
fahren erworben, das sich aus den schulischen Leistungen in der
zehnten Klasse und einer Prafung zusammensetzt. Fur die schriftliche
Prifung werden landeseinheitliche Aufgaben gestellt.

(4) Schilerinnen und Schuler mit Bedarf an sonderpadagogischer
Unterstutzung, die nicht nach den Unterrichtsvorgaben der allge-
meinen Schulen unterrichtet werden (zieldifferent), werden zu eigenen
Abschlussen gefuhrt (§ 19 Absatz 4).

§ 13 (Fn 42)
Erprobungsstufe

(1) In der Hauptschule, der Realschule und im Gymnasium werden
jeweils die Klassen 5 und 6 als Erprobungsstufe gefuhrt.

(2) Die Erprobungsstufe dient der Erprobung, Férderung und
Beobachtung der Schulerinnen und Schuler, um in Zusammenarbeit
mit den Eltern die Entscheidung Uber die Eignung der Schuilerinnen
und Schdler fur die gewahlte Schulform sicherer zu machen.

(3) Am Ende der Erprobungsstufe entscheidet die Klassenkonferenz,
ob die Schulerin oder der Schuler den Bildungsgang in der gewahlten
Schulform fortsetzen kann. Nach jedem Schulhalbjahr in der Erpro-
bungsstufe befindet sie aullerdem daruber, ob sie den Eltern
leistungsstarker Schulerinnen und Schuler der Hauptschule einen
Wechsel ihres Kindes zur Realschule oder zum Gymnasium und den
Eltern leistungsstarker Schulerinnen und Schuler der Realschule
einen Wechsel ihres Kindes zum Gymnasium empfiehlt.

§ 14 (Fn 37)
Hauptschule

(1) Die Hauptschule vermittelt inren Schilerinnen und Schilern eine
grundlegende allgemeine Bildung, die sie entsprechend ihren
Leistungen und Neigungen durch Schwerpunktbildung befahigt, nach
Maldgabe der Abschlusse ihren Bildungsweg vor allem in berufs-, aber
auch in studienqualifizierenden Bildungsgangen fortzusetzen.

(2) Die Hauptschule umfasst die Klassen 5 bis 10.

(3) Der Unterricht wird im Klassenverband und in Kursen erteilt, die
nach Leistung und Neigung gebildet werden. Andere Unterrichts-
formen konnen fur begrenzte Zeit an die Stelle des Unterrichts im
Klassenverband und in Kursen treten. Der Unterricht fur Schulerinnen
und Schuler im zehnten Jahr der Vollzeitschulpflicht, die fir den
Ubergang in Ausbildung und Beruf einer besonderen Férderung
bedulrfen, kann insbesondere durch die Zusammenarbeit der Schule



mit auRerschulischen Partnern abweichend von der Stundentafel
gestaltet werden.

(4) An der Hauptschule werden der Erste Schulabschluss, der Erwei-
terte Erste Schulabschluss und der Mittlere Schulabschluss
(Fachoberschulreife) vergeben. Mit dem Mittleren Schulabschluss wird
nach Maligabe der Ausbildungs- und Prufungsordnung die Berech-
tigung zum Besuch der EinfUhrungsphase der gymnasialen Oberstufe
erteilt.

§ 15 (Fn 43)
Realschule

(1) Die Realschule vermittelt ihren Schulerinnen und Schulern eine
erweiterte allgemeine Bildung, die sie entsprechend ihren Leistungen
und Neigungen durch Schwerpunktbildung befahigt, nach MalRgabe
der Abschlisse ihren Bildungsweg in berufs- und studienqualifizie-
renden Bildungsgangen fortzusetzen.

(2) Die Realschule umfasst die Klassen 5 bis 10.

(3) Der Unterricht wird im Klassenverband und in Kursen als
Wahlpflichtunterricht erteilt. Andere Unterrichtsformen kdnnen flr
begrenzte Zeit an die Stelle des Unterrichts im Klassenverband und in
Kursen treten.

(4) An der Realschule wird der Mittlere Schulabschluss (Fachober-
schulreife) vergeben. Mit dem Mittleren Schulabschluss wird nach
Maldgabe der Ausbildungs- und Prufungsordnung die Berechtigung
zum Besuch der EinfUhrungsphase, fur Schulerinnen oder Schuler mit
besonders guten Leistungen auch zum Besuch der Qualifikations-
phase der gymnasialen Oberstufe erteilt. Aullerdem werden an der
Realschule der Erste Schulabschluss und der Erweiterte Erste Schul-
abschluss vergeben.

(5) Der Schultrager kann einen Bildungsgang ab Klasse 7 einrichten,
der zu den Abschlussen der Hauptschule (§ 14 Absatz 4) fuhrt, insbe-
sondere wenn eine offentliche Hauptschule in der Gemeinde oder im
Gebiet des Schultragers im Sinne des § 78 Absatz 8 nicht vorhanden
ist. Dies gilt als Anderung der Schule im Sinne des § 81 Absatz 2. Die
Schulerinnen und Schiler in diesem Bildungsgang werden im
Klassenverband mit Schulerinnen und Schuilern des Bildungsgangs
gemal Absatz 1 unterrichtet; hierbei sind nach Maligabe der
Ausbildungs- und Prifungsordnung gemaf § 52 Absatz 1 Formen
innerer und aulerer Differenzierung mdglich. Absatz 3 Satz 2 bleibt
unberthrt. Schulerinnen und Schuiler im Bildungsgang der Realschule
nach Absatz 1 kénnen in den Fallen des § 13 Absatz 3 und des § 50
Absatz 5 Satz 2 ihre Schullaufbahn im Bildungsgang nach Satz 1
fortsetzen.

(6) Schulen mit einem genehmigten Bildungsgang nach Absatz 5
kdnnen Schulerinnen und Schiler nach dem Willen der Eltern und mit
Zustimmung des Schultragers auch in die Klasse 5 aufnehmen und
nach den Bildungsgangzielen der Hauptschule (§ 14 Absatz 1) unter-
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Der Schulträger kann einen Bildungsgang ab Klasse 7 einrichten, der zu den Abschlüssen der Hauptschule (§ 14 Absatz 4) führt, insbesondere wenn eine öffentliche Hauptschule in der Gemeinde oder im Gebiet des Schulträgers im Sinne des § 78 Absatz 8 nicht vorhanden ist. Dies gilt als Änderung der Schule im Sinne des § 81 Absatz 2. Die Schülerinnen und Schüler in diesem Bildungsgang werden im Klassenverband mit Schülerinnen und Schülern des Bildungsgangs gemäß Absatz 1 unterrichtet; hierbei sind nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung gemäß § 52 Absatz 1 Formen innerer und äußerer Differenzierung möglich. Absatz 3 Satz 2 bleibt unberührt. Schülerinnen und Schüler im Bildungsgang der Realschule nach Absatz 1 können in den Fällen des § 13 Absatz 3 und des § 50 Absatz 5 Satz 2 ihre Schullaufbahn im Bildungsgang nach Satz 1 fortsetzen.
(6) Schulen mit einem genehmigten Bildungsgang nach Absatz 5 können Schülerinnen und Schüler nach dem Willen der Eltern und mit Zustimmung des Schulträgers auch in die Klasse 5 aufnehmen und nach den Bildungsgangzielen der Hauptschule (§ 14 Absatz 1) unter-


richten. § 11 Absatz 6 Satz 2 bleibt unberuhrt. In den Klassen 5 und 6
findet der Unterricht nach MalRgabe der Ausbildungs- und
Prufungsordnung gemal} § 52 Absatz 1 in binnendifferenzierender
Form im Klassenverband mit Schulerinnen und Schulern im
Bildungsgang nach Absatz 1 statt.

§ 16 (Fn 44)
Gymnasium

(1) Das Gymnasium vermittelt seinen Schulerinnen und Schulern eine
vertiefte allgemeine Bildung, die sie entsprechend ihren Leistungen
und Neigungen durch Schwerpunktbildung befahigt, nach MalRgabe
der Abschlusse in der Sekundarstufe Il ihren Bildungsweg an einer
Hochschule, aber auch in berufsqualifizierenden Bildungsgangen
fortzusetzen.

(2) Das Gymnasium umfasst in der Sekundarstufe | die Klassen 5 bis
10, im achtjahrigen Bildungsgang die Klassen 5 bis 9, und die
gymnasiale Oberstufe (Sekundarstufe II).

(3) Der Unterricht wird in der Sekundarstufe | im Klassenverband und
in Kursen als Wahlpflichtunterricht erteilt. Andere Unterrichtsformen
konnen fur begrenzte Zeit an die Stelle des Unterrichts im
Klassenverband und in Kursen treten.

(4) Das Gymnasium mit neunjahrigem Bildungsgang vergibt am Ende
der Klasse 10 den Mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) und
erteilt mit der Versetzung die Berechtigung zum Besuch der
EinfUhrungsphase der gymnasialen Oberstufe und der Bildungsgange
der Berufskollegs, die zur allgemeinen Hochschulreife fihren. Flr
Schulerinnen und Schuler mit besonders guten Leistungen wird die
Berechtigung zum Besuch auch der Qualifikationsphase der
gymnasialen Oberstufe erteilt.

(5) Das Gymnasium mit achtjahrigem Bildungsgang erteilt mit der
Versetzung am Ende der Klasse 9 die Berechtigung zum Besuch der
EinfUhrungsphase der gymnasialen Oberstufe und der Bildungsgange
der Berufskollegs, die zur allgemeinen Hochschulreife fuhren. Es
erteilt mit der Versetzung am Ende der EinfUhrungsphase die
Berechtigung zum Besuch der Qualifikationsphase der gymnasialen
Oberstufe und vergibt den Mittleren Schulabschluss
(Fachoberschulreife).

(6) Am Gymnasium werden aulderdem nach MalRgabe der
Ausbildungs- und Prufungsordnungen der Erste Schulabschluss und
der Erweiterte Erste Schulabschluss vergeben.

(7) Ein Schultrager kann

1. ein Gymnasium mit achtjahrigem Bildungsgang errichten,

2. ein Gymnasium mit neunjahrigem Bildungsgang in ein Gymnasium
mit achtjahrigem Bildungsgang umwandeln und

3. ein Gymnasium mit achtjahrigem Bildungsgang in ein Gymnasium
mit neunjahrigem Bildungsgang umwandelin,

wenn dafur ein Bedurfnis besteht. Fur das Verfahren gelten § 78
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richten. § 11 Absatz 6 Satz 2 bleibt unberührt. In den Klassen 5 und 6 findet der Unterricht nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung gemäß § 52 Absatz 1 in binnendifferenzierender Form im Klassenverband mit Schülerinnen und Schülern im Bildungsgang nach Absatz 1 statt.
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Absatz 5, § 80 und § 81.

§ 17 (Fn 28)
Gesamtschule

(1) Die Gesamtschule ermdglicht in einem differenzierten Unterrichts-
system Bildungsgange, die ohne Zuordnung zu unterschiedlichen
Schulformen zu allen Abschlussen der Sekundarstufe | fuhren.

(2) Die Gesamtschule umfasst die Klassen 5 bis 10 (Sekundarstufe 1)
und die gymnasiale Oberstufe (Sekundarstufe II).

(3) Der Unterricht wird in der Sekundarstufe | im Klassenverband und
in Kursen erteilt. Der leistungsdifferenzierte Unterricht kann binnendif-
ferenziert im Klassenverband oder in Kursen erteilt werden. Fir den
Unterricht nach Neigung werden Kurse gebildet. Andere Unterrichts-
formen konnen fur begrenzte Zeit an die Stelle des Unterrichts im
Klassenverband und in Kursen treten. Der Unterricht flr Schilerinnen
und Schiler im zehnten Jahr der Vollzeitschulpflicht, die fr den
Ubergang in Ausbildung und Beruf einer besonderen Férderung
bedurfen, kann insbesondere durch die Zusammenarbeit der Schule
mit auRerschulischen Partnern abweichend von der Stundentafel
gestaltet werden.

(4) An der Gesamtschule werden in der Sekundarstufe | der Erste
Schulabschluss, der Erweiterte Erste Schulabschluss und der Mittlere
Schulabschluss (Fachoberschulreife) vergeben. Mit dem Mittleren
Schulabschluss wird nach MalRgabe der Ausbildungs- und Prifungs-
ordnung die Berechtigung zum Besuch der Einfuhrungsphase, fur
Schulerinnen und Schuiler mit besonders guten Leistungen auch zum
Besuch der Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe erteilt.

§ 17a (Fn 24)
Sekundarschule

(1) In der Sekundarschule kdnnen alle Abschlisse der Sekundarstufe
I mit oder ohne Zuordnung zu unterschiedlichen Schulformen erreicht
werden. Sie bereitet die Schilerinnen und Schiler darauf vor, ihren
Bildungsweg in der gymnasialen Oberstufe, an einem Berufskolleg
oder in der Berufsausbildung fortzusetzen.

(2) Die Sekundarschule umfasst die Klassen 5 bis 10. Sie gewahr-
leistet in allen Organisationsformen auch gymnasiale Standards und
stellt die Moglichkeit zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife Uber
mindestens eine verbindliche Kooperation mit einem Gymnasium,
einer Gesamtschule oder einem Berufskolleg sicher.

(3) Der Unterricht wird im Klassenverband und in Kursen erteilt.
Andere Unterrichtsformen kdnnen fur begrenzte Zeit an die Stelle des
Unterrichts im Klassenverband und in Kursen treten. In den Klassen 5
und 6 findet der Unterricht in integrierter und binnendifferenzierender
Form statt. Ab der Klasse 7 kann der Unterricht integriert, teilintegriert
oder in mindestens zwei getrennten Bildungsgangen (kooperativ)



erteilt werden. Bei Einrichtung von zwei Bildungsgangen werden diese
auf der Grundlage unterschiedlicher Anforderungsebenen gebildet.
Die Grundebene orientiert sich an den Anforderungen der Haupt-
schule und der Realschule, die Erweiterungsebene an denen der
Realschule und des Gymnasiums. Bei teilintegrierter oder koopera-
tiver Unterrichtsorganisation kann der Unterricht teilweise in gemein-
samen Lerngruppen erteilt werden.

(4) An der Sekundarschule werden der Erste Schulabschluss, der
Erweiterte Erste Schulabschluss und der Mittlere Schulabschluss
(Fachoberschulreife) vergeben. Mit dem Mittleren Schulabschluss wird
nach Maligabe der Ausbildungs- und Prufungsordnung die Berech-
tigung zum Besuch der EinflUhrungsphase der gymnasialen Oberstufe,
fur Schuilerinnen und Schuler mit besonders guten Leistungen auch
zum Besuch der Qualifikationsphase erteilt.

§ 18 (Fn 45)
Gymnasiale Oberstufe

(1) Die gymnasiale Oberstufe gliedert sich in die einjahrige Einfuh-
rungsphase und die zweijahrige Qualifikationsphase. Sie umfasst die
Jahrgangsstufen 11 bis 13, im Gymnasium mit achtjahrigem
Bildungsgang die Jahrgangsstufen 10 bis 12.

(2) Der Unterricht in der gymnasialen Oberstufe wird in einem
Kurssystem erteilt, das nach Mal3gabe der Ausbildungs- und
Prufungsordnung Kurse auf unterschiedlichen Anforderungsebenen in
einem Pflichtbereich und in einem Wahlbereich umfasst.

(3) Am Ende der EinflUhrungsphase findet nach MalRgabe der
Ausbildungs- und Prifungsordnung eine zentrale schriftliche
Leistungsuberprifung statt, fir die landeseinheitliche Aufgaben
gestellt werden.

(4) In der Qualifikationsphase werden verbindliche und wahlbare
Unterrichtsfacher dem sprachlich-literarisch-klinstlerischen, dem
gesellschaftswissenschaftlichen und dem mathematisch-
naturwissenschaftlich-technischen Aufgabenfeld zugeordnet. Durch
den Unterricht in den drei Aufgabenfeldern sowie in den Fachern
Religionslehre und Sport werden eine gemeinsame Grundbildung in
angemessener Breite und eine individuelle vertiefte Bildung in
Schwerpunktbereichen gewahrleistet.

(5) Die gymnasiale Oberstufe schliel3t mit der Abiturpriafung ab, mit
der die allgemeine Hochschulreife verliehen wird. Fir den schriftlichen
Teil der Abiturprifung werden landeseinheitliche Aufgaben gestellt.
Die Gesamtqualifikation setzt sich aus den Leistungen in der Qualifi-
kationsphase und in der Abiturprifung zusammen. In der gymnasialen
Oberstufe kann auch der schulische Teil der Fachhochschulreife
erworben werden.

§ 19 (Fn 30)
Sonderpadagogische Forderung



(1) Schilerinnen und Schiuler, die auf Grund einer Behinderung oder
wegen einer Lern- oder Entwicklungsstorung besondere Unter-
stitzung bendtigen, werden nach ihrem individuellen Bedarf sonder-
padagogisch gefdrdert.

(2) Die sonderpadagogische Foérderung umfasst die Férderschwer-
punkte

1. Lernen,

2. Sprache,

3. Emotionale und soziale Entwicklung,

4. Horen und Kommunikation,

5. Sehen,

6. Geistige Entwicklung und

7. Korperliche und motorische Entwicklung.

(3) Die sonderpadagogische Forderung hat im Rahmen des Bildungs-
und Erziehungsauftrags der Schulen das Ziel, die Schilerinnen und
Schuler mit Bedarf an sonderpadagogischer Unterstlitzung zu den
Abschlissen zu fuhren, die dieses Gesetz vorsieht (zielgleich). Fur
den Unterricht gelten grundsatzlich die Unterrichtsvorgaben (§ 29) fur
die allgemeine Schule sowie die Richtlinien fur die einzelnen Forder-
schwerpunkte.

(4) Im Forderschwerpunkt Lernen und im Forderschwerpunkt Geistige
Entwicklung werden die Schilerinnen und Schiler zu eigenen
Abschlissen gefihrt (§ 12 Absatz 4). Dies gilt auch fir Schilerinnen
und Schdler, bei denen daneben weitere Forderschwerpunkte festge-
stellt sind. Im Forderschwerpunkt Lernen ist der Erwerb eines dem
Ersten Schulabschluss gleichwertigen Abschlusses madglich.

(5) Auf Antrag der Eltern entscheidet die Schulaufsichtsbehoérde tber
den Bedarf an sonderpadagogischer Unterstitzung und die Férder-
schwerpunkte. Vorher holt sie ein sonderpadagogisches Gutachten
sowie, sofern erforderlich, ein medizinisches Gutachten der unteren
Gesundheitsbehorde ein und beteiligt die Eltern. Besteht ein Bedarf an
sonderpadagogischer Unterstutzung, schlagt sie den Eltern mit
Zustimmung des Schultrdgers mindestens eine allgemeine Schule vor,
an der ein Angebot zum Gemeinsamen Lernen eingerichtet ist. § 20
Absatze 4 und 5 bleiben unberihrt.

(6) Die Schulaufsichtsbehorde berat die Eltern und informiert sie Gber
weitere Beratungsangebote.

(7) In Ausnahmefallen kann eine allgemeine Schule den Antrag nach
Absatz 5 stellen, insbesondere

1. wenn eine Schiilerin oder ein Schiler nicht zielgleich unterrichtet
werden kann oder



2. bei einem vermuteten Bedarf an sonderpadagogischer Unter-
stutzung im Forderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung,
der mit einer Selbst- oder Fremdgefahrdung einhergeht.

Bei einem vermuteten Bedarf an sonderpadagogischer Unterstitzung
im Forderschwerpunkt Lernen kann die allgemeine Schule den Antrag
in der Regel erst stellen, wenn eine Schulerin oder ein Schuler die
Schuleingangsphase der Grundschule im dritten Jahr besucht; nach
dem Ende der Klasse 6 ist ein Antrag nicht mehr maglich.

(8) Das Ministerium bestimmt durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des flr Schulen zustandigen Landtagsausschusses die
Voraussetzungen und das Verfahren zur Feststellung des Bedarfs an
sonderpadagogischer Unterstutzung sowie zur Festlegung der Forder-
schwerpunkte und Benennung geeigneter Schulen einschliel3lich der
Beteiligung der Eltern und die Vergabe der Abschllisse nach MalRgabe
des Absatzes 4.

(9) Schulerinnen und Schuler mit einer geistigen Behinderung, die ihre
Schulpflicht erfillt haben, sind bis zum Ablauf des Schuljahres, in dem
sie das 25. Lebensjahr vollenden, berechtigt, eine Forderschule mit
dem Forderschwerpunkt Geistige Entwicklung zu besuchen, wenn sie
dort dem Ziel des Bildungsganges naher gebracht werden konnen.

(10) Kinder mit einer Hor- oder Sehschadigung werden auf Antrag der
Eltern in die padagogische Fruhférderung aufgenommen. Sie umfasst
die Hausfriherziehung sowie die Foérderung in einem Foérderschulkin-
dergarten als Teil der Forderschule oder in einer Kindertagesein-
richtung mit Unterstiitzung durch die Férderschule. Uber die
Aufnahme in die padagogische Fruhférderung entscheidet die Schul-
aufsichtsbehérde auf Antrag der Eltern, nachdem sie ein medizini-
sches Gutachten der unteren Gesundheitsbehdrde eingeholt hat.

§ 20 (Fn 37)
Orte der sonderpadagogischen Forderung

(1) Orte der sonderpadagogischen Forderung sind

1. die allgemeinen Schulen (allgemein bildende Schulen und Berufs-
kollegs),

2. die Forderschulen,
3. die Klinikschulen (§ 21 Abs. 2).

(2) Sonderpadagogische Forderung findet in der Regel in der allge-
meinen Schule statt. Die Eltern kdbnnen abweichend hiervon die
Forderschule wahlen.

(3) In der allgemeinen Schule wird der Unterricht als Gemeinsames
Lernen flr Schilerinnen und Schiler mit und ohne Bedarf an sonder-
padagogischer Unterstitzung im Klassenverband oder in der
Lerngruppe erteilt. Er erstreckt sich auf alle Unterrichtsvorgaben nach
§ 19 Absatze 3 und 4. Hierbei sind Formen innerer und aulderer Diffe-
renzierung moglich. Dies gilt auch fur die Schulerinnen und Schiler,



die zieldifferent unterrichtet werden.

(4) In besonderen Ausnahmefallen kann die Schulaufsichtsbehorde
abweichend von der Wahl der Eltern die allgemeine Schule anstelle
der Forderschule oder die Forderschule anstelle der allgemeinen
Schule als Forderort bestimmen. Dies setzt voraus, dass die perso-
nellen und sachlichen Voraussetzungen am gewahlten Forderort nicht
erfullt sind und auch nicht mit vertretbarem Aufwand erfullt werden
konnen. Die Schulaufsichtsbehorde legt die Grunde dar und gibt den
Eltern die Gelegenheit, sich zu der beabsichtigten Entscheidung zu
aullern. Gleichzeitig informiert sie Uber weitere Beratungsangebote.

(5) Die Schulaufsichtsbehoérde richtet Gemeinsames Lernen mit
Zustimmung des Schultragers an einer allgemeinen Schule ein, es sei
denn, die Schule ist dafur personell und sachlich nicht ausgestattet
und kann auch nicht mit vertretbarem Aufwand dafur ausgestattet
werden.

(6) Auf dem Weg zu einem inklusiven Schulangebot kénnen Schul-
trager mit Zustimmung der oberen Schulaufsichtsbehorde allgemeine
Schulen als Schwerpunktschulen bestimmen. Eine solche Schule
umfasst Uber die Forderschwerpunkte Lernen, Sprache sowie
Emotionale und soziale Entwicklung hinaus weitere Forderschwer-
punkte, mindestens aber einen weiteren Forderschwerpunkt. Die
Schwerpunktschule unterstitzt andere Schulen im Rahmen der
Zusammenarbeit nach § 4.

(7) Der Schultrager kann Forderschulen unterschiedlicher Forder-
schwerpunkte im Verbund als eine Schule in kooperativer oder
integrativer Form fuhren.

§ 21 (Fn 16)
Hausunterricht, Klinikschule

(1) Die Schulaufsichtsbehorde richtet auf Antrag der Eltern oder der
Schule Hausunterricht ein fur

1. Schulerinnen und Schuler, die wegen Krankheit voraussichtlich
langer als sechs Wochen die Schule nicht besuchen kénnen,

2. Schulerinnen und Schililer, die wegen einer lange andauernden
Erkrankung langfristig und regelmaRig an mindestens einem Tag in
der Woche nicht am Unterricht teilnehmen konnen,

3. Schulerinnen in den Schutzfristen vor und nach der Geburt eines
Kindes entsprechend dem Mutterschutzgesetz.

(2) Die Klinikschule unterrichtet Schilerinnen und Schiler, die wegen
einer stationaren Behandlung im Krankenhaus oder einer vergleich-
baren medizinisch-therapeutischen Einrichtung mindestens vier
Wochen nicht am Unterricht ihrer Schule teilnehmen kdnnen. Sie
unterrichtet auch kranke Schulerinnen und Schuler mit sonderpadago-
gischem Forderbedarf. Klinikschulen kénnen im Verbund gefuhrt
werden oder in einen Verbund nach § 20 Absatz 7 einbezogen
werden.



§ 22 (Fn 37)
Berufskolleg

(1) Das Berufskolleg umfasst die Bildungsgange der Berufsschule, der
Berufsfachschule, der Fachoberschule und der Fachschule.

(2) Das Berufskolleg vermittelt in einem differenzierten Unterrichts-
system in einfach- und doppeltqualifizierenden Bildungsgangen eine
berufliche Bildung (berufliche Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertig-
keiten, berufliche Weiterbildung und Berufsabschllisse). Es ermdglicht
den Erwerb der allgemein bildenden Abschlisse der Sekundarstufe |l
(Fachhochschulreife, fachgebundene Hochschulreife, allgemeine
Hochschulreife); die Abschllsse der Sekundarstufe | kdnnen
nachgeholt werden.

(3) Die Bildungsgange des Berufskollegs sind nach Fachbereichen,
Berufsfeldern, Fachrichtungen und fachlichen Schwerpunkten
gegliedert. Der Unterricht in den Bildungsgangen ist in Lernbereiche
eingeteilt. Er findet in Fachklassen, im Klassenverband und in Kursen
statt. Die Bildungsgange der Berufsschule bereiten zusammen mit
dem Lernort Betrieb auf Berufsabschlisse nach dem Berufsbildungs-
gesetz und der Handwerksordnung vor.

(4) Die Berufsschule umfasst folgende Bildungsgange:

1. Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbildung fur Schule-
rinnen und Schuler in einem Berufsausbildungsverhaltnis, die den
schulischen Teil der Berufsausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz
und der Handwerksordnung vermitteln;

2. Vollzeitschulische Bildungsgange fur Schilerinnen und Schiler
ohne Berufsausbildungsverhaltnis zur Vorbereitung auf Berufsab-
schlusse nach dem Berufsbildungsgesetz und der Handwerks-
ordnung;

3. Bildungsgange, die Schilerinnen und Schilern ohne Berufsausbil-
dungsverhaltnis berufliche Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten
aus einem oder mehreren beruflichen Bereichen vermitteln und den
Erwerb des Ersten Schulabschlusses ermoglichen (Ausbildungsvorbe-
reitung).

Die Bildungsgange nach Nummer 1 und Nummer 2 fihren nach
MafRgabe der Ausbildungs- und Prifungsordnung zum Ersten Schul-
abschluss und zum Erweiterten Ersten Schulabschluss. Sie ermdg-
lichen den Erwerb des Mittleren Schulabschlusses (Fachoberschul-
reife) und der Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe,
den Erwerb von Zusatzqualifikationen und in mindestens dreijahrigen
Bildungsgangen den Erwerb der Fachhochschulreife. Der Erwerb der
Fachhochschulreife wird auch in Verbindung mit einem zweijahrigen
Bildungsgang gemal} Absatz 6 Nummer 2 ermdglicht.

(5) Die Berufsfachschule umfasst folgende vollzeitschulische
Bildungsgange:



1. Einjahrige Bildungsgange, die berufliche Kenntnisse, Fahigkeiten
und Fertigkeiten im Sinne einer beruflichen Grundbildung und den
Erweiterten Ersten Schulabschluss vermitteln oder den Erwerb des
Mittleren Schulabschlusses (Fachoberschulreife) und der Berech-
tigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe ermdglichen, sowie
zweijahrige Bildungsgange, in denen daruber hinaus ein Berufsab-
schluss nach Landesrecht erworben werden kann;

2. Zweijahrige und dreijahrige Bildungsgange, die berufliche Kennt-
nisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten vermitteln und den Erwerb des
schulischen Teils der Fachhochschulreife erméglichen oder einen
Berufsabschluss nach Landesrecht vermitteln und den Erwerb der
Fachhochschulreife ermaglichen;

3. Dreijahrige Bildungsgange, die berufliche Kenntnisse, Fahigkeiten
und Fertigkeiten vermitteln und den Erwerb der allgemeinen
Hochschulreife ermdglichen oder mindestens dreijahrige Bildungs-
gange, die einen Berufsabschluss nach Landesrecht vermitteln und
den Erwerb der allgemeinen Hochschulreife ermdglichen. § 18 Abs. 2
bis 4 gilt entsprechend.

Der Eintritt in Bildungsgange nach Nummer 3, die den Erwerb der
allgemeinen Hochschulreife ermdglichen, setzt die Berechtigung zum
Besuch der gymnasialen Oberstufe voraus. Das Ministerium kann
zulassen, dass neben den Bildungsgangen nach Nummern 1 bis 3
Lehrgange zur Vermittlung beruflicher Kenntnisse eingerichtet werden.
Bildungsgange nach Nummer 2 und Nummer 3, die neben der
Vermittlung eines Berufsabschlusses nach Landesrecht zusatzlich auf
Berufsabschllisse nach dem Berufsbildungsgesetz und der
Handwerksordnung vorbereiten, dauern dreieinhalb Jahre.

(6) Die Fachoberschule umfasst folgende vollzeitschulische Bildungs-
gange:

1. Zweijahrige Bildungsgange, die berufliche Kenntnisse, Fahigkeiten
und Fertigkeiten vermitteln und den Erwerb der Fachhochschulreife
ermaoglichen;

2. Bildungsgange fur berufserfahrene Schulerinnen und Schiler, die
berufliche Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten vermitteln sowie in
einem Jahr zur Fachhochschulreife und in zwei Jahren zur allge-
meinen oder fachgebundenen Hochschulreife fihren.

(7) Die Fachschule vermittelt in ein- bis dreijahrigen vollzeitschuli-
schen Bildungsgangen eine berufliche Weiterbildung und ermdglicht in
den mindestens zweijahrigen Bildungsgangen den Erwerb der
Fachhochschulreife.

(8) Die Bildungsgange gemaf Absatz 5 bis 7 kdnnen auch in
Teilzeitform oder einer Kombination aus Vollzeit- und Teilzeitform
eingerichtet werden.

§ 23 (Fn 37)
Weiterbildungskolleg



(1) Das Weiterbildungskolleg umfasst die Bildungsgange der Abendre-
alschule, des Abendgymnasiums und des Kollegs (Institut zur
Erlangung der Hochschulreife). Ein Weiterbildungskolleg muss
mindestens zwei Bildungsgange umfassen. § 82 Abs. 9 Satz 2 und 3
bleibt unberuhrt.

(2) Der Bildungsgang der Abendrealschule fihrt zu den Abschlussen:
1. Erster Schulabschluss,
2. Erweiterter Erster Schulabschluss und

3. Mittlerer Schulabschluss (Fachoberschulreife), der nach MalRgabe
der Ausbildungs- und Prifungsordnung mit der Berechtigung zum
Besuch von Bildungsgangen des Berufskollegs, die zur allgemeinen
Hochschulreife fuhren, verbunden sein kann.”

Der Mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) wird in einem
zentralen Abschlussverfahren erworben.

(3) Die Bildungsgange von Abendgymnasium und Kolleg flihren
1. in einem dreijahrigen Bildungsgang zur allgemeinen Hochschulreife,

2. zur Fachhochschulreife oder zum schulischen Teil der Fachhoch-
schulreife.

(4) Das Weiterbildungskolleg soll schulfachlich und organisatorisch mit
den Einrichtungen der Weiterbildung zusammenarbeiten, die
Lehrgdnge zum nachtraglichen Erwerb von Schulabschlissen
anbieten. Die Zusammenarbeit erstreckt sich insbesondere auf die
Abstimmung der schulabschlussbezogenen Bildungsangebote, auf
gemeinsame schulabschlussbezogene Unterrichtsveranstaltungen
und auf den Einsatz von Lehrerinnen und Lehrern. Die Bildungsan-
gebote der Berufskollegs in der Region sind in die Abstimmung einzu-
beziehen.

§ 24 (Fn 23)
(weggefallen)

§ 25 (Fn 46)
Schulversuche, Versuchsschulen, Experimentierklausel,
Schule mit erweiterter Selbststandigkeit

(1) Schulversuche dienen dazu, das Schulwesen weiterzuentwickeln.
Dazu kdnnen insbesondere Abweichungen von Aufbau und
Gliederung des Schulwesens sowie Veranderungen oder Ergan-
zungen der Unterrichtsinhalte, der Unterrichtsorganisation sowie der
Formen der Schulverfassung und der Schulleitung zeitlich und im
Umfang begrenzt erprobt werden. In Schulversuchen missen die
nach diesem Gesetz vorgesehenen AbschlUsse erreicht werden
konnen.

(2) Zur Erprobung von Abweichungen, Veranderungen oder Ergan-



zungen grundsatzlicher Art kdnnen Versuchsschulen errichtet werden.
Der Besuch von Versuchsschulen ist freiwillig.

(3) Zur Erprobung neuer Modelle erweiterter Selbstverwaltung und
Eigenverantwortung kann Schulen auf deren Antrag im Rahmen einer
Kooperationsvereinbarung mit dem Schultrager und der Schulauf-
sichtsbehorde gestattet werden, abweichend von den bestehenden
Rechtsvorschriften bei der Stellenbewirtschaftung, der Personalver-
waltung, der Sachmittelbewirtschaftung und der Unterrichtsorgani-
sation selbststandige Entscheidungen zu treffen, von einzelnen
Regelungen der Ausbildungs- und Prifungsordnungen gemaf § 52
Absatz 1 Satz 2 Nummern 2 und 4 bis 6 abzuweichen und neue
Modelle der Schulleitung und der Schulmitwirkung zu erproben. Es
muss gewahrleistet sein, dass die Standards der Abschlisse den an
anderen Schulen erworbenen Abschlissen und Berechtigungen
entsprechen und die Anerkennung der Abschlusse in den Landern der
Bundesrepublik Deutschland gesichert ist.

(4) Schulversuche, Versuchsschulen und Modellvorhaben bediirfen
der Genehmigung des Ministeriums. Dabei werden Inhalt, Ziel, Durch-
fuhrung und Dauer in einem Programm festgelegt. Zur systematischen
und kontinuierlichen Erprobung kann das Land Versuchsschulen
gemal Absatz 2 auch dauerhaft fortfihren.

(5) Das Ministerium kann ein Vorhaben nach Absatz 3 unbefristet
genehmigen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 2 erfullt
sind, es nicht von Vorgaben dieses Gesetzes abweicht und keine
zusatzlichen Kosten verursacht (Schule mit erweiterter Selbststan-
digkeit). Die Schule Uberpruft in regelmafiigen Abstanden ihre Arbeit
und berichtet der Schulaufsichtsbehdrde spatestens nach Ablauf von
jeweils funf Jahren daruber. Das Ministerium kann seine Entscheidung
jederzeit widerrufen, wenn deren Voraussetzungen nicht mehr erfllt
sind.

(6) Die Absatze 1, 2 und 4 gelten auch fur Ersatzschulen.

Zweiter Abschnitt
Weltanschauliche Gliederung der Grundschule
und der Hauptschule

§ 26 (Fn 18)
Schularten

(1) Grundschulen sind Gemeinschaftsschulen, Bekenntnisschulen
oder Weltanschauungsschulen. Hauptschulen sind in der Regel
Gemeinschaftsschulen.

(2) In Gemeinschaftsschulen werden die Schilerinnen und Schiler
auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte in Offenheit
fur die christlichen Bekenntnisse und fur andere religiose und weltan-
schauliche Uberzeugungen gemeinsam unterrichtet und erzogen.

(3) In Bekenntnisschulen werden Kinder des katholischen oder des
evangelischen Glaubens oder einer anderen Religionsgemeinschaft


hpm

jederzeit


nach den Grundsatzen des betreffenden Bekenntnisses unterrichtet
und erzogen. Zum evangelischen Bekenntnis im Sinne dieser
Vorschrift gehéren auch die bekenntnisverwandten Gemeinschaften.

(4) In Weltanschauungsschulen werden die Schilerinnen und Schuler
nach den Grundsatzen ihrer Weltanschauung unterrichtet und
erzogen. An Weltanschauungsschulen wird Religionsunterricht nicht
erteilt.

(5) In Gemeinden mit verschiedenen Schularten kdnnen die Eltern die
Schulart zu Beginn jedes Schuljahres wahlen. Der Wechsel in eine
Schule einer anderen Schulart ist wahrend des Schuljahres nur aus
wichtigem Grund zulassig. Schilerinnen und Schuler einer Minderheit
konnen die Schule einer benachbarten Gemeinde besuchen, falls in
ihrer Gemeinde die gewlnschte Schulart nicht besteht.

(6) In Schulen aller Schularten soll bei der Lehrereinstellung auf die
Konfession der Schilerinnen und Schiler Ricksicht genommen
werden. An Bekenntnisschulen mussen

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter und

2. die Ubrigen Lehrerinnen und Lehrer dem betreffenden Bekenntnis
angehoren.

Sie mussen bereit sein, im Sinne von Absatz 3 Satz 1 an diesen
Schulen zu unterrichten und zu erziehen. Zur Sicherung des Unter-
richts sind Ausnahmen von Satz 2 Nummer 2 zulassig.

(7) An einer Bekenntnisschule mit mehr als zwoIf Schilerinnen und
Schulern einer konfessionellen Minderheit ist eine Lehrerin oder ein
Lehrer des Bekenntnisses der Minderheit einzustellen, die oder der
Religionsunterricht erteilt und in anderen Fachern unterrichtet. Weitere
Lehrerinnen und Lehrer des Bekenntnisses der Minderheit sind unter
Berucksichtigung der Zahl der Schilerinnen und Schiler der
Minderheit und der Gesamtschulerzahl der Schule einzustellen.

§ 27 (Fn 33)
Bestimmung der Schulart
von Grundschulen

(1) Auf Antrag der Eltern sind Grundschulen als Gemeinschafts-
schulen, Bekenntnisschulen oder Weltanschauungsschulen zu
errichten, soweit die Mindestgrolie (§ 82) gewahrleistet ist. Der Antrag
muss von Eltern gestellt werden, die mindestens ein Funftel der
Schulerinnen und Schuler vertreten, die ein geordneter Schulbetrieb
erfordert. Antragsberechtigt sind die Eltern, deren Kinder fir den
Besuch der Schule in Frage kommen und eine bestehende Schule der
gewulnschten Schulart in zumutbarer Weise nicht erreichen kdnnen.

(2) Bei der Errichtung einer Grundschule bestimmen die im Gebiet des
Schultragers wohnenden Eltern, deren Kinder fur den Besuch der
Schule in Frage kommen, in einem Abstimmungsverfahren die
Schulart. Hierbei und bei der Anmeldung flir die Schule muss die
Mindestgrolie erreicht werden.

(3) Ein Schultrager wandelt eine bestehende Grundschule in eine



andere Schulart um, wenn

1.

a) die Eltern eines Zehntels der Schilerinnen und Schiler der Schule
dies beantragen oder

b) der Schultrager im Rahmen seiner Schulentwicklungsplanung (§
80) beschlielt, ein Abstimmungsverfahren durchzufuhren

und

2. die Eltern von mehr als der Halfte der Schulerinnen und Schuler
sich anschlielRend in einem Abstimmungsverfahren dafir entscheiden.
Verfahren nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b kdnnen erst nach drei
Jahren erneut durchgefuhrt werden.

(4) Die Eltern haben fur jedes Kind gemeinsam eine Stimme. Das
Abstimmungsverfahren ist geheim. Die Einzelheiten des Verfahrens
regelt das Ministerium durch Rechtsverordnung.

(5) Wird eine Schule durch die Zusammenlegung von Schulen
errichtet (§ 81 Abs. 2 Satz 2), findet kein Abstimmungsverfahren nach
Absatz 2 statt, wenn allein Gemeinschaftsschulen oder Schulen
desselben Bekenntnisses oder derselben Weltanschauung zusam-
mengelegt werden.

§ 28 (Fn 18)
Bestimmung der Schulart
von Hauptschulen

(1) Hauptschulen werden von Amts wegen als Gemeinschaftsschulen
errichtet. Auf Antrag der Eltern ist eine Hauptschule als Bekenntnis-
schule oder Weltanschauungsschule zu errichten, wenn gewahrleistet
ist, dass eine Gemeinschaftsschule in zumutbarer Weise erreichbar
ist. Der Antrag muss von im Gebiet des Schultragers wohnenden
Eltern gestellt werden, die mindestens ein Funftel der Schilerinnen
und Schdiler vertreten, die ein geordneter Schulbetrieb erfordert. In
einem anschlielRenden Abstimmungsverfahren und bei der Anmeldung
fur die Schule muss die fur einen geordneten Schulbetrieb erforder-
liche Schulerzahl erreicht werden.

(2) Ein Schultrager wandelt eine bestehende Bekenntnishauptschule
in eine Gemeinschaftshauptschule um, wenn

1.

a) die Eltern eines Zehntels der Schulerinnen und Schuler der Schule
dies beantragen oder

b) der Schultrager im Rahmen seiner Schulentwicklungsplanung (§
80) beschlieldt, ein Abstimmungsverfahren durchzuflihren

und

2. die Eltern eines Drittels der Schulerinnen und Schuler sich
anschlieend in einem Abstimmungsverfahren dafur entscheiden.
Verfahren nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b kdnnen erst nach drei
Jahren erneut durchgefuhrt werden.

(3) Fur das Verfahren gilt § 27 Abs. 4.

Dritter Teil



Unterrichtsinhalte

§ 29 (Fn 10)
Unterrichtsvorgaben

(1) Das Ministerium erlasst in der Regel schulformspezifische
Vorgaben fur den Unterricht (Richtlinien, Rahmenvorgaben,
Lehrplane). Diese legen insbesondere die Ziele und Inhalte fur die
Bildungsgange, Unterrichtsfacher und Lernbereiche fest und
bestimmen die erwarteten Lernergebnisse (Bildungsstandards).

(2) Die Schulen bestimmen auf der Grundlage der Unterrichtsvor-
gaben nach Absatz 1 in Verbindung mit ihrem Schulprogramm schul-
eigene Unterrichtsvorgaben.

(3) Unterrichtsvorgaben nach den Absatzen 1 und 2 sind so zu fassen,
dass fur die Lehrerinnen und Lehrer ein padagogischer Gestaltungs-
spielraum bleibt.

§ 30
Lernmittel

(1) Lernmittel sind Schulblcher und andere Medien, die dazu
bestimmt sind, von den Schulerinnen und Schulern Uber einen
langeren Zeitraum genutzt zu werden.

(2) Lernmittel dirfen vom Ministerium nur zugelassen werden, wenn
sie

1. Rechtsvorschriften nicht widersprechen,
2. den Unterrichtsvorgaben entsprechen,

3. den Schulerinnen und Schulern individuelle Lernwege erdffnen und
selbststandiges Arbeiten durch methodische und mediale Vielfalt
fordern,

4. dem Stand der Wissenschaft entsprechen und
5. nicht ein diskriminierendes Verstandnis fordern.

(3) Lernmittel durfen an Schulen nur eingefuhrt werden, wenn sie
zugelassen sind. Uber die EinfUhrung von Lernmitteln entscheidet die
Schulkonferenz.

(4) Lernmittel flr den Religionsunterricht werden im Einvernehmen mit
der Kirche oder der Religionsgemeinschaft zugelassen.

(5) Das Ministerium regelt das Zulassungsverfahren.
§ 31
Religionsunterricht

(1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach an allen Schulen



mit Ausnahme der Weltanschauungsschulen (bekenntnisfreien
Schulen). Er wird nach Bekenntnissen getrennt in Ubereinstimmung
mit den Lehren und Grundsatzen der betreffenden Kirche oder Religi-
onsgemeinschaft erteilt. Religionsunterricht wird erteilt, wenn er
allgemein eingefihrt ist und an der einzelnen Schule mindestens zwolf
Schulerinnen und Schuiler dem entsprechenden Bekenntnis
angehoren.

(2) Das Ministerium erlasst die Unterrichtsvorgaben fur den Religions-
unterricht im Einvernehmen mit der Kirche oder der Religionsgemein-
schaft. Die Zahl der Unterrichtsstunden setzt das Ministerium im
Benehmen mit der Kirche oder der Religionsgemeinschaft fest.

(3) Lehrerinnen und Lehrer bedurfen fur die Erteilung des Religionsun-
terrichts des staatlichen Unterrichtsauftrags und einer Bevollmach-
tigung durch die Kirche oder die Religionsgemeinschaft. Religionsun-
terricht kann, soweit keine staatlich ausgebildeten Lehrkrafte zur
Verfugung stehen, durch Geistliche, kirchliche Lehrkrafte, von der
Religionsgemeinschaft beauftragte Lehrkrafte oder von ausgebildeten
Katechetinnen und Katecheten erteilt werden. Sie bedurfen dazu des
staatlichen Unterrichtsauftrags und einer Bevollmachtigung durch die
Kirche oder Religionsgemeinschaft.

(4) Niemand darf gezwungen werden, Religionsunterricht zu erteilen.
Lehrerinnen und Lehrern, die die Erteilung des Religionsunterrichts
ablehnen, durfen hieraus keine dienstrechtlichen Nachteile
erwachsen.

(5) Der Religionsunterricht unterliegt der staatlichen Schulaufsicht, die
sich insbesondere auf die Ordnung und Durchfuhrung des Unterrichts
erstreckt. Die Kirche oder die Religionsgemeinschaft hat ein Recht auf
Einsichtnahme in den Religionsunterricht; das Recht der obersten
Kirchenleitung, den Religionsunterricht zu besuchen, bleibt unberuhrt.
Das Verfahren der Einsichthahme wird durch Vereinbarung des Minis-
teriums mit der Kirche oder der Religionsgemeinschaft geregelt.

(6) Eine Schulerin oder ein Schuler ist von der Teilnahme am Religi-
onsunterricht auf Grund der Erklarung der Eltern oder - bei Religions-
mundigkeit der Schilerin oder des Schilers - auf Grund eigener
Erklarung befreit. Die Erklarung ist der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter schriftlich zu Gbermitteln. Die Eltern sind Uber die Befreiung zu
informieren.

§ 32
Praktische Philosophie, Philosophie

Schulerinnen und Schiler, die nicht am Religionsunterricht
teilnehmen, nehmen am Fach Praktische Philosophie teil, soweit
dieses Fach in der Ausbildungsordnung vorgesehen und an der
Schule eingerichtet ist. In der gymnasialen Oberstufe besteht die
Verpflichtung, nach einer Befreiung vom Religionsunterricht das Fach
Philosophie zu belegen.



§ 33
Sexualerziehung

(1) Die facherubergreifende schulische Sexualerziehung erganzt die
Sexualerziehung durch die Eltern. Ihr Ziel ist es, Schilerinnen und
Schuler alters- und entwicklungsgemal’ mit den biologischen,
ethischen, sozialen und kulturellen Fragen der Sexualitat vertraut zu
machen und ihnen zu helfen, ihr Leben bewusst und in freier
Entscheidung sowie in Verantwortung sich und anderen gegenuber zu
gestalten. Sie soll junge Menschen unterstitzen, in Fragen der Sexua-
litat eigene Wertvorstellungen zu entwickeln und sie zu einem selbst-
bestimmten und selbstbewussten Umgang mit der eigenen Sexualitat
zu befahigen. Daruber hinaus sollen Schulerinnen und Schaler fur
einen verantwortungsvollen Umgang mit der Partnerin oder dem
Partner sensibilisiert und auf ihre gleichberechtigte Rolle in Ehe,
Familie und anderen Partnerschaften vorbereitet werden. Die Sexual-
erziehung dient der Forderung der Akzeptanz unter allen Menschen
unabhangig von ihrer sexuellen Orientierung und Identitat und den
damit verbundenen Beziehungen und Lebensweisen.

(2) Die Eltern sind Uber Ziel, Inhalt, Methoden und Medien der Sexual-
erziehung rechtzeitig zu informieren.

Vierter Teil

Schulpflicht

§ 34 (Fn 26)
Grundsatze

(1) Schulpflichtig ist, wer in Nordrhein-Westfalen seinen Wohnsitz oder
seinen gewohnlichen Aufenthalt oder seine Ausbildungs- oder Arbeits-
statte hat. Besteht eine Meldeadresse in Nordrhein-Westfalen, wird
dort der Wohnsitz oder gewdhnliche Aufenthalt widerlegbar vermutet.

(2) Die Schulpflicht umfasst in der Primarstufe und in der Sekundar-
stufe | die Pflicht zum Besuch einer Vollzeitschule (Vollzeitschulpflicht)
und in der Sekundarstufe Il die Pflicht zum Besuch der Berufsschule
oder eines anderen Bildungsgangs des Berufskollegs oder einer
anderen Schule der Sekundarstufe Il. Sie wird durch den Besuch einer
offentlichen Schule oder einer Ersatzschule erfiillt.

(3) Wahrend der Dauer der Vollzeitschulpflicht kdnnen Schulpflichtige
eine anerkannte Erganzungsschule besuchen, wenn die obere Schul-
aufsichtsbehorde nach § 118 Abs. 2 festgestellt hat, dass an ihr
zumindest das Bildungsziel der Hauptschule erreicht werden kann.

(4) Wahrend der Dauer der Schulpflicht in der Sekundarstufe Il
kénnen Schulpflichtige, die sich nicht in einem Berufsausbildungsver-
haltnis befinden, eine Erganzungsschule besuchen, wenn die obere
Schulaufsichtsbehdrde festgestellt hat, dass an ihr

a) das Bildungsziel der Berufsschule erreicht werden kann oder

b) allgemein bildender oder berufsbildender Vollzeitunterricht erteilt



wird, der den Besuch der Erganzungsschule anstelle der Berufsschule
vertretbar macht.

(5) Die Schulpflicht ist grundsatzlich durch den Besuch einer
deutschen Schule zu erflllen. Der Besuch einer anderen Schule ist
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes maoglich, insbesondere dann,
wenn die Schulerin oder der Schuler

a) sich nur vorubergehend in Deutschland aufhalt oder

b) eine auslandische oder internationale Erganzungsschule besucht,
deren Eignung zur Erfallung der Schulpflicht das Ministerium nach §
118 Abs. 3 festgestellt hat.

Uber Ausnahmen gemaR Satz 2 Buchstabe a) entscheidet die Schul-
aufsichtsbehodrde. In den Fallen des Satzes 2 Buchstabe b) ist der
Schulbesuch der Schulaufsichtsbehérde durch den Schultrager
anzuzeigen. Volkerrechtliche Abkommen und zwischenstaatliche
Vereinbarungen bleiben unberuhrt.

(6) Die Schulpflicht besteht fur Kinder von Asylbewerberinnen und
Asylbewerbern und alleinstehende Kinder und Jugendliche, die einen
Asylantrag gestellt haben, sobald sie einer Gemeinde zugewiesen
sind und solange ihr Aufenthalt gestattet ist. Fur ausreisepflichtige
auslandische Kinder und Jugendliche besteht die Schulpflicht bis zur
Erfullung ihrer Ausreisepflicht. Im Ubrigen unterliegen Kinder von
Auslanderinnen und Auslandern der Schulpflicht, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 vorliegen.

§ 35 (Fn 26)
Beginn der Schulpflicht

(1) Die Schulpflicht beginnt fur Kinder, die bis zum Beginn des 30.
September das sechste Lebensjahr vollendet haben, am 1. August
desselben Kalenderjahres.

(2) Kinder, die nach dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt das sechste
Lebensjahr vollenden, kdnnen auf Antrag der Eltern zu Beginn des
Schuljahres in die Schule aufgenommen werden, wenn sie die fur den
Schulbesuch erforderlichen kdrperlichen und geistigen Vorausset-
zungen besitzen und in ihrem sozialen Verhalten ausreichend entwi-
ckelt sind; sie werden mit der Aufnahme schulpflichtig. Die
Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter unter Beruck-
sichtigung des amtsarztlichen Gutachtens.

(3) Schulpflichtige Kinder kdnnen aus erheblichen gesundheitlichen
Grunden fur ein Jahr zurickgestellt werden. Die Entscheidung trifft die
Schulleiterin oder der Schulleiter auf der Grundlage des amtsarzt-
lichen Gutachtens. Die Eltern sind anzuhéren. Die Prifung kann auch
auf Antrag der Eltern erfolgen. Die Zeit der ZurUlckstellung wird in der
Regel auf die Dauer der Schulpflicht nicht angerechnet. Das Schulamt
kann in Ausnahmefallen auf Antrag der Eltern die Zeit der Zurtck-
stellung auf die Dauer der Schulpflicht anrechnen.



§ 36 (Fn 11)
Vorschulische Beratung und Forderung,
Feststellung des Sprachstandes

(1) Der Schultrager 1adt gemeinsam mit den Leiterinnen und Leitern
der Tageseinrichtungen fur Kinder und der Grundschulen die Eltern,
deren Kinder in zwei Jahren eingeschult werden, zu einer Informati-
onsveranstaltung ein, in der die Eltern Uber Fordermaoglichkeiten im
Elementarbereich und Primarbereich, insbesondere auch uber die
Bedeutung kontinuierlich aufeinander aufbauender Bildungsprozesse,
beraten werden.

(2) Das Schulamt stellt zwei Jahre vor der Einschulung fest, ob die
Sprachentwicklung der Kinder altersgemal ist und ob sie die deutsche
Sprache hinreichend beherrschen. Die Feststellung nach Satz 1 gilt
bei Kindern als erflllt, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, in
der die sprachliche Bildung nach Maligabe des § 19 in Verbindung mit
§ 18 des Kinderbildungsgesetzes vom 3. Dezember 2019 (

GV. NRW. S. 894) in der jeweils geltenden Fassung gewahrleistet ist.
Beherrscht ein Kind nach der Feststellung nach Satz 1 die deutsche
Sprache nicht hinreichend und wird es nicht nachweislich in einer
Tageseinrichtung fur Kinder sprachlich gefordert, soll das Schulamt
das Kind verpflichten, an einem vorschulischen Sprachférderkurs
teilzunehmen. Hierdurch soll gewahrleistet werden, dass jedes Kind
vom Beginn des Schulbesuchs an dem Unterricht folgen und sich
daran beteiligen kann. Die Schulen sind verpflichtet, das Schulamt bei
der Durchfuhrung der Sprachstandsfeststellung zu unterstitzen;
hierbei ist auch eine Zusammenarbeit mit den Kindertageseinrich-
tungen und der Jugendhilfe anzustreben.

(3) Bei der Anmeldung zur Grundschule stellt die Schule fest, ob die
Kinder die deutsche Sprache hinreichend beherrschen, um im Unter-
richt mitarbeiten zu kénnen. Die Schule soll Kinder ohne die erforder-
lichen Sprachkenntnisse zum Besuch eines vorschulischen Sprachfor-
derkurses verpflichten, soweit sie nicht bereits in einer Tagesein-
richtung fir Kinder entsprechend gefordert werden. Absatz 2 Satz 4
gilt entsprechend.

§ 37 (Fn 34)
Schulpflicht in der Primarstufe
und in der Sekundarstufe |

(1) Die Schulpflicht in der Primarstufe und der Sekundarstufe |
(Vollzeitschulpflicht) dauert zehn Schuljahre, am Gymnasium mit
achtjahrigem Bildungsgang neun Schuljahre (§ 10 Abs. 3). Sie wird
durch den Besuch der Grundschule und einer weiterfuhrenden
allgemein bildenden Schule erflllt. Sie endet vorher, wenn die
Schulerin oder der Schuler einen der nach dem zehnten Vollzeit-
schuljahr vorgesehen Abschlisse in weniger als zehn Schuljahren
erreicht hat. Durchlauft eine Schilerin oder ein Schiler die Schulein-
gangsphase in drei Jahren (§ 11 Abs. 2 Satz 4), wird das dritte Jahr
nicht auf die Dauer der Schulpflicht angerechnet.

(2) Schulpflichtige mit zehnjahriger Vollzeitschulpflicht, die am Ende



des neunten Vollzeitpflichtschuljahres in ein Berufsausbildungsver-
haltnis eintreten, erfullen die Vollzeitschulpflicht im zehnten Jahr durch
den Besuch der Fachklasse der Berufsschule (§ 22 Abs. 4 Nr. 1), im
Falle des Abbruchs der Berufsausbildung durch den Besuch eines
vollzeitschulischen Bildungsganges der Berufsschule (§ 22 Abs. 4 Nr.
2 und 3). Die Schulaufsichtsbehorde kann in Ausnahmefallen
zulassen, dass Schulpflichtige im zehnten Jahr der Schulpflicht einen
Unterricht in einer schulischen oder auRerschulischen Einrichtung
besuchen, in der sie durch besondere Férdermalinahmen die Allge-
meinbildung erweitern kénnen und auf die Aufnahme einer Berufsaus-
bildung vorbereitet werden.

(3) Die Schulpflicht nach Absatz 1 der Schulerinnen und Schuler mit
Bedarf an zieldifferenter sonderpadagogischer Unterstutzung dauert
unabhangig vom Ort der sonderpadagogischen Foérderung zehn
Schuljahre. Bei zielgleicher Férderung in Férderschulen gelten die
Absatze 1 und 2 entsprechend.

(4) Kinder und Jugendliche mit Bedarf an sonderpadagogischer Unter-
stutzung kdnnen, wenn das Bildungsziel in anderer Weise nicht
erreicht werden kann und Hilfen nach dem Achten Buch des Sozialge-
setzbuches erforderlich sind, auf Vorschlag des Jugendamtes und mit
Zustimmung der Eltern durch die Schulaufsichtsbehdrde auch in
Einrichtungen der Jugendhilfe untergebracht werden, um dort ihre
Schulpflicht zu erfllen.

§ 38 (Fn 38)
Schulpflicht in der Sekundarstufe Il

(1) Nach der Schulpflicht in der Primarstufe und der Sekundarstufe |
beginnt die Pflicht zum Besuch der Berufsschule (§ 22 Abs. 4) oder
eines anderen Bildungsganges des Berufskollegs oder einer anderen
Schule der Sekundarstufe II.

(2) Wer vor Vollendung des einundzwanzigsten Lebensjahres ein
Berufsausbildungsverhaltnis beginnt, ist bis zu dessen Ende schul-
pflichtig.

(3) Fur Jugendliche ohne Berufsausbildungsverhaltnis dauert die
Schulpflicht bis zum Ablauf des Schuljahres, in dem sie das
achtzehnte Lebensjahr vollenden. Die Schulaufsichtsbehorde kann
Schulpflichtige, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, vom
weiteren Besuch der Schule befreien. Die Schulpflicht endet vor
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres mit dem erfolgreichen
Abschluss eines Bildungsganges der Sekundarstufe Il. Absatz 2 bleibt
unberuhrt.

(4) Die Schulpflicht endet vor den in Absatz 2 und 3 festgelegten
Zeitpunkten, wenn nach Festlegung in der Ausbildungs- und Prifungs-
ordnung die bisherige Ausbildung den weiteren Schulbesuch
entbehrlich macht oder die obere Schulaufsichtsbehdrde im Einzelfall
eine entsprechende Feststellung trifft.

(5) Wer nach dem Ende der Schulpflicht ein Berufsausbildungsver-



haltnis beginnt, ist berechtigt, die Berufsschule zu besuchen, solange
das Berufsausbildungsverhaltnis besteht.

§39(Fn7)
(aufgehoben)

§ 40 (Fn 26)
Ruhen der Schulpflicht

(1) Die Schulpflicht ruht
1. wahrend des Besuchs einer Hochschule,

2. wahrend des Grundwehrdienstes, des Zivildienstes oder eines
Bundesfreiwilligendienstes,

3. wahrend eines freiwilligen dkologischen oder sozialen Jahres, das
nach den hierfir maf3geblichen gesetzlichen Bestimmungen
abgeleistet wird,

4. wahrend eines offentlich-rechtlichen Ausbildungsverhaltnisses,

5. vor und nach Geburt des Kindes einer Schilerin gemal dem
Mutterschutzgesetz,

6. wenn der Nachweis gefuhrt wird, dass durch den Schulbesuch die
Betreuung des Kindes der Schulerin oder des Schulers gefahrdet
ware,

7. wahrend des Besuchs einer anerkannten Ausbildungseinrichtung
fur Heil- oder Heilhilfsberufe,

8. fur Personen mit Aussiedler- oder Auslanderstatus wahrend des
Besuchs eines anerkannten Sprachkurses oder Forderkurses,

9. wahrend des Besuchs des Bildungsgangs der Abendrealschule
oder eines Vollzeitkurses einer Weiterbildungseinrichtung zum
nachtraglichen Erwerb eines Schulabschlusses.

(2) Fur Kinder und Jugendliche, die selbst nach Ausschdpfen aller
Maoglichkeiten sonderpadagogischer Forderung nicht gefordert werden
konnen, ruht die Schulpflicht. Die Entscheidung trifft die Schulauf-
sichtsbehorde; sie holt dazu ein amtsarztliches Gutachten ein und hort
die Eltern an.

(3) Das Ruhen der Schulpflicht wird auf die Dauer der Schulpflicht
angerechnet.

§ 41 (Fn 10)
Verantwortung fiir die
Einhaltung der Schulpflicht

(1) Die Eltern melden ihr schulpflichtiges Kind bei der Schule an und



ab. Sie sind dafur verantwortlich, dass es am Unterricht und an den
sonstigen verbindlichen Veranstaltungen der Schule regelmaliig
teilnimmt, und statten es angemessen aus.

(2) Bei Schilerinnen und Schilern im Bildungsgang der Berufsschule
obliegt die Verantwortung fur die regelmafige Teilnahme auch der
oder dem Ausbildenden oder der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber
(Mitverantwortliche fur die Berufserziehung); sie zeigen der Berufs-
schule den Beginn und die Beendigung des Ausbildungs- oder
Arbeitsverhaltnisses an.

(3) Lehrerinnen und Lehrer, Schulleiterinnen und Schulleiter sind
verpflichtet, Schulpflichtige, die ihre Schulpflicht nicht erfullen, zum
regelmafigen Schulbesuch anzuhalten und auf die Eltern sowie auf
die fur die Berufserziehung Mitverantwortlichen einzuwirken.

(4) Bleibt die padagogische Einwirkung erfolglos, konnen die Schul-
pflichtigen auf Ersuchen der Schule oder der Schulaufsichtsbehdrde
von der fir den Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt zustéandigen
Ordnungsbehorde der Schule zwangsweise gemal §§ 66 bis 75
Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW zugefuhrt werden. Das
Jugendamt ist Uber die beabsichtigte Malinahme zu unterrichten. §
126 bleibt unberuhrt.

(5) Die Eltern kdnnen von der Schulaufsichtsbehdrde durch Zwangs-
mittel geman §§ 55 bis 65 Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW zur
Erflllung ihrer Pflichten gemal Absatz 1 angehalten werden.

Funfter Teil
Schulverhaltnis

Erster Abschnitt
Allgemeines

§ 42 (Fn 37)
Allgemeine Rechte und
Pflichten aus dem Schulverhaltnis

(1) Die Aufnahme der Schulerin oder des Schdlers in eine offentliche
Schule begriindet ein 6ffentlich-rechtliches Schulverhaltnis. Aus ihm
ergeben sich fur alle Beteiligten Rechte und Pflichten. Dies erfordert
ihre vertrauensvolle Zusammenarbeit.

(2) Schulerinnen und Schuler haben das Recht, im Rahmen dieses
Gesetzes an der Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsarbeit der
Schule mitzuwirken und ihre Interessen wahrzunehmen. Sie sind
ihrem Alter entsprechend Uber die Unterrichtsplanung zu informieren
und an der Gestaltung des Unterrichts und sonstiger schulischer
Veranstaltungen zu beteiligen.

(3) Schulerinnen und Schuler haben die Pflicht daran mitzuarbeiten,
dass die Aufgabe der Schule erflllt und das Bildungsziel erreicht

werden kann. Sie sind insbesondere verpflichtet, sich auf den Unter-
richt vorzubereiten, sich aktiv daran zu beteiligen, die erforderlichen



Arbeiten anzufertigen und die Hausaufgaben zu erledigen. Sie haben
die Schulordnung einzuhalten und die Anordnungen der Lehrerinnen
und Lehrer, der Schulleitung und anderer dazu befugter Personen zu
befolgen.

(4) Eltern wirken im Rahmen dieses Gesetzes an der Gestaltung der
Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule mit. Sie sorgen daflr, dass
ihr Kind seine schulischen Pflichten erflllt. Eltern sollen sich aktivam
Schulleben, in den Mitwirkungsgremien und an der schulischen
Erziehung ihres Kindes beteiligen. Zu diesem Zweck haben Eltern, die
Kommunikationsunterstitzung benétigen, die Rechte aus § 8 Absatz 1
des Behindertengleichstellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 16.
Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766) in der jeweils geltenden
Fassung in Verbindung mit der Kommunikationsunterstutzungsver-
ordnung Nordrhein-Westfalen vom 15. Juni 2004 (GV. NRW. S. 336
) in der jeweils geltenden Fassung.

(5) In Bildungs- und Erziehungsvereinbarungen sollen sich die Schule,
Schilerinnen und Schiler und Eltern auf gemeinsame Erziehungs-
ziele und -grundsatze verstandigen und wechselseitige Rechte und
Pflichten in Erziehungsfragen festlegen.

(6) Die Sorge fur das Wohl der Schulerinnen und Schuler erfordert es,
jedem Anschein von Vernachlassigung oder Misshandlung nachzu-
gehen. Die Schule entscheidet rechtzeitig Gber die Einbeziehung des
Jugendamtes oder anderer Stellen. Jede Schule erstellt ein Schutz-
konzept gegen Gewalt und sexuellen Missbrauch. Es bedarf der
Zustimmung der Schulkonferenz.

(7) Auerunterrichtliche Veranstaltungen der Schule, die kein Unter-
richt in anderer Form sind, sind grundsatzlich so zu organisieren, dass
kein Unterricht ausfallt. Nachprifungen finden vor Unterrichtsbeginn
des neuen Schuljahres statt.

(8) Die Schulkonferenz kann eine einheitliche Schulkleidung
empfehlen, sofern alle in der Schulkonferenz vertretenen Schulerinnen
und Schuler zustimmen.

§ 43 (Fn 26)
Teilnahme am Unterricht und
an sonstigen Schulveranstaltungen

(1) Schulerinnen und Schuler sind verpflichtet, regelmaRig am Unter-

richt und an den sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen teilzu-
nehmen. Die Meldung zur Teilnahme an einer freiwilligen Unterrichts-

veranstaltung verpflichtet zur regelmafigen Teilnahme mindestens fur
ein Schulhalbjahr.

(2) Ist eine Schulerin oder ein Schuler durch Krankheit oder aus
anderen nicht vorhersehbaren Grinden verhindert, die Schule zu
besuchen, so benachrichtigen die Eltern unverzuglich die Schule und
teilen schriftlich den Grund fur das Schulversdumnis mit. Bei begrin-
deten Zweifeln, ob Unterricht aus gesundheitlichen Griinden versaumt
wird, kann die Schule von den Eltern ein arztliches Attest verlangen



und in besonderen Fallen ein amtsarztliches Gutachten einholen.

(3) Fur nicht schulpflichtige Schulerinnen gelten die Schutzfristen vor
und nach der Geburt eines Kindes gemaf den Regelungen des
Mutterschutzgesetzes.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann Schuilerinnen und
Schuler auf Antrag der Eltern aus wichtigem Grund bis zur Dauer
eines Schuljahres vom Unterricht beurlauben oder von der Teilnahme
an einzelnen Unterrichts- oder Schulveranstaltungen befreien. Langer-
fristige Beurlaubungen und Befreiungen bedirfen der Zustimmung der
Schulaufsichtsbehérde. Dauerhafte Beurlaubungen und Befreiungen
von schulpflichtigen Schilerinnen und Schilern zur Férderung wissen-
schaftlicher, sportlicher oder kiunstlerischer Hochbegabungen setzen
voraus, dass fur andere geeignete Bildungsmalinahmen gesorgt wird.

(5) Alle Schulerinnen und Schuler sind wahrend schulischer Veranstal-
tungen sowie auf den Wegen von und zu diesen im Rahmen der
gesetzlichen Unfallversicherung nach dem SGB VII gegen Unfall
versichert.

§ 44 (Fn 10)
Information und Beratung

(1) Eltern sowie Schulerinnen und Schiler sind in allen grundsatz-
lichen und wichtigen Schulangelegenheiten zu informieren und zu
beraten.

(2) Lehrerinnen und Lehrer informieren die Schilerinnen und Schuler
sowie deren Eltern Uber die individuelle Lern- und Leistungsent-
wicklung und beraten sie. Ihnen sind die Bewertungsmalstabe fur die
Notengebung und fur Beurteilungen zu erldutern. Auf Wunsch werden
ihnen ihr Leistungsstand mitgeteilt und einzelne Beurteilungen
erlautert. Dies gilt auch fUr die Bewertung von Prifungsleistungen.

(3) Die Eltern kdnnen nach Absprache mit den Lehrerinnen und
Lehrern an einzelnen Unterrichtsstunden und an Schulveranstal-
tungen teilnehmen, die ihre Kinder besuchen. Im Rahmen ihrer
Gesamtverantwortung kdénnen Lehrerinnen und Lehrer mit
Zustimmung der Klassenpflegschaft und der Schulleitung in hierfar
geeigneten Unterrichtsbereichen die Mitarbeit von Eltern vorsehen.
Gleiches gilt bei auRerunterrichtlichen Schulveranstaltungen und
Angeboten im Ganztagsbereich in allen Schulformen und Schulstufen.

(4) Die Lehrerinnen und Lehrer beraten die Eltern aul3erhalb des
Unterrichts. Elternsprechtage werden nicht wahrend der Unter-
richtszeit am Vormittag durchgefihrt.

(5) Die Schule soll Eltern sowie Schulerinnen und Schiler in Fragen
der Erziehung, der Schullaufbahn und des weiteren Bildungswegs
beraten. Sie arbeitet hierbei insbesondere mit dem schulpsychologi-
schen Dienst und der Berufsberatung zusammen.

§ 45



Meinungsfreiheit,
Schillerzeitungen, Schiilergruppen

(1) Die Schulerinnen und Schuler haben das Recht, in der Schule ihre
Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu auf3ern. Sie kénnen ihre
Meinung auch im Unterricht im sachlichen Zusammenhang mit diesem
frei aulRern.

(2) Das Recht auf freie Meinungsauf3erung findet seine Schranken in
den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestim-
mungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persdnlichen
Ehre. Durch die Ausuibung dieses Rechts durfen der Bildungs- und
Erziehungsauftrag der Schule, insbesondere die Durchfiihrung des
Unterrichts und anderer schulischer Veranstaltungen sowie die Rechte
anderer nicht beeintrachtigt werden.

(3) Die Schulerinnen und Schuler haben das Recht, Schilerzeitungen
herauszugeben und auf dem Schulgrundstiick zu verbreiten. Schiler-
zeitungen sind Zeitungen, die von Schilerinnen und Schilern einer
oder mehrerer Schulen fur deren Schilerschaft herausgegeben
werden. Sie unterliegen nicht der Verantwortung der Schule.
Herausgabe und Vertrieb der Schulerzeitung bedurfen keiner Geneh-
migung. Eine Zensur findet nicht statt.

(4) Die Schulerinnen und Schuler kénnen sich in ihrer Schule in
Schulergruppen zusammenschlie3en. Dieses Recht kann von der
Schulleitung eingeschrankt werden, soweit die Sicherung des
Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule es erfordert. Die Schul-
konferenz regelt Grundsatze Uber die Betatigung von Schulergruppen
und die Benutzung schulischer Einrichtungen. Den Schulergruppen
sollen Raume und sonstige schulische Einrichtungen unentgeltlich zur
Verfigung gestellt werden.

§ 46 (Fn 34)
Aufnahme in die Schule, Schulwechsel

(1) Uber die Aufnahme der Schiilerin oder des Schiilers in die Schule
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter innerhalb des vom
Schultrager hierfur festgelegten Rahmens, insbesondere der Zahl der
Parallelklassen pro Jahrgang. Die Schulleiterin oder der Schulleiter
kann vorubergehend Schulerinnen und Schuler als Gaste aufnehmen.
Schulerinnen und Schuler werden in der Regel zu Beginn des Schul-
jahres, in Weiterbildungskollegs zu Beginn des Schulhalbjahres in die
Schule aufgenommen.

(2) Die Aufnahme in eine Schule kann abgelehnt werden, wenn ihre
Aufnahmekapazitat erschopft ist oder die Zahl der Anmeldungen die
Mindestgroflie unterschreitet. Besondere Aufnahmevoraussetzungen
und Aufnahmeverfahren fur einzelne Schulstufen oder Schulformen
sowie Aufnahmekriterien bei einem Anmeldelberhang kdnnen in der
jeweiligen Ausbildungs- und Prifungsordnung geregelt werden.

(3) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Aufnahme in die seiner
Wohnung nachstgelegene Grundschule der gewinschten Schulart in



seiner Gemeinde im Rahmen der vom Schultrager festgelegten
Aufnahmekapazitat, soweit der Schultrager keinen Schuleinzugsbe-
reich gebildet hat. Der Schultrager legt unter Beachtung der Hochst-
grenze fur die zu bildenden Eingangsklassen an Grundschulen nach
der Verordnung gemaf} § 93 Absatz 2 Nummer 3 die Zahl und die
Verteilung der Eingangsklassen auf die Schulen und Teilstandorte fest.
Er kann die Zahl der in die Eingangsklassen aufzunehmenden Schile-
rinnen und Schuler einer Grundschule oder mehrerer Grundschulen
begrenzen, wenn dies fir eine ausgewogene Klassenbildung
innerhalb einer Gemeinde erforderlich ist oder besondere Lernbedin-
gungen oder bauliche Gegebenheiten berticksichtigt werden sollen.
Die Vorschriften zu den Klassengrof3en bleiben unberuhrt.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann im Einvernehmen mit
dem Schultrager die Zahl der in die Klasse 5 einer Schule der Sekun-
darstufe | oder mit Sekundarstufe | aufzunehmenden Schilerinnen
und Schiler begrenzen, wenn

1. ein Angebot fir Gemeinsames Lernen (§ 20 Absatz 2) eingerichtet
wird,

2. rechnerisch pro Parallelklasse mindestens zwei Schulerinnen und
Schuler mit festgestelltem sonderpadagogischem Unterstutzungs-
bedarf aufgenommen werden und

3. im Durchschnitt aller Parallelklassen der jeweilige Klassenfrequenz-
richtwert nach der Verordnung zur Ausfihrung des § 93 Abs. 2 Schul-
gesetz nicht unterschritten wird.

Die Vorschriften zu den Klassengrof3en der Verordnung zur
Ausfuhrung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz bleiben unberuhrt.

(5) Jeder Ausbildungsbetrieb hat den Anspruch, dass seine Auszubil-
denden zur Erfullung der Schulpflicht das zum Ausbildungsbetrieb
nachstgelegene Berufskolleg besuchen, in dem eine entsprechende
Fachklasse eingerichtet ist. Mit Einverstandnis des Ausbildungsbe-
triebs kann eine Auszubildende oder ein Auszubildender ein anderes,
insbesondere wohnortnaheres Berufskolleg, an dem eine entspre-
chende Fachklasse eingerichtet ist, im Rahmen der Aufnahmekapa-
zitat besuchen. § 84 bleibt unberthrt.

(6) Der Schultrager kann festlegen, dass Schiulerinnen und Schilern,
die in ihrer Gemeinde eine Schule der gewahlten Schulform im Sinne
des § 10 besuchen kénnen, die Aufnahme verweigert wird, wenn die
Zahl der Anmeldungen die Aufnahmekapazitat der Schule Ubersteigt.

(7) Die Schulaufsichtsbehérde kann eine Schulerin oder einen Schiler
nach Anhdrung der Eltern und der beteiligten Schultrager einer
bestimmten Schule am Wohnort oder in einer anderen Gemeinde
zuweisen. Dies gilt insbesondere, wenn eine schulpflichtige Schulerin
oder ein schulpflichtiger Schuler nicht in eine Schule der gewahlten
und der Eignung entsprechenden Schulform aufgenommen worden
ist.

(8) Eine Schilerin oder ein Schiler, die oder der die Schule wechselt,



wird im Rahmen der Verweildauer in die Schulstufe, die Schulform und
die Klasse oder Jahrgangsstufe aufgenommen, die dem bisherigen
Bildungsgang und dem Zeugnis entsprechen. Naheres zum Schul-
formwechsel bestimmen die Ausbildungs- und Prifungsordnungen.

(9) In der Sekundarstufe | prift die Schule gemaf § 13 Abs. 3 und
nach Maligabe der Ausbildungs- und Prufungsordnung im Rahmen
der jahrlichen Versetzungsentscheidung, ob den Eltern leistungs-
starker Schulerinnen und Schuler der Hauptschule der Wechsel ihres
Kindes zur Realschule oder zum Gymnasium und den Eltern
leistungsstarker Schilerinnen und Schuler der Realschule der
Wechsel ihres Kindes zum Gymnasium zu empfehlen ist.

(10) Bei den Entscheidungen Uber die Aufnahme in die Schule nach
den vorstehenden Absatzen gehoren die Bildungsgange des Gymna-
siums zu einer einheitlichen Schulform.

§ 47 (Fn 47)
Beendigung des Schulverhaltnisses

(1) Das Schulverhaltnis endet, wenn

1. die Schulerin oder der Schuler den Bildungsgang durchlaufen oder
die Schulpflicht erfullt hat und ein Abschluss- oder Abgangszeugnis
erteilt wird,

2. die Eltern die Schiulerin oder den Schiiler schriftlich abmelden,

3. ein weiteres Wiederholen der Klasse oder Jahrgangsstufe nicht
mehr zulassig ist (§ 50 Abs. 5 Satz 2),

4. die Schulerin oder der Schuler die fur den Bildungsgang bestimmte
Hochstausbildungsdauer erreicht hat,

5. die Schulpflicht gemaR § 40 Abs. 2 ruht,

6. die Schilerin oder der Schiler gemal § 54 Absatz 3 dauernd vom
Schulbesuch ausgeschlossen wird,

7. die Schulerin oder der Schiler in eine andere Schule Uberwiesen
wird,

8. die nicht mehr schulpflichtige Schulerin oder der nicht mehr schul-
pflichtige Schiler trotz schriftlicher Erinnerung ununterbrochen 20
Unterrichtstage unentschuldigt fehilt,

9. die Schulerin oder der Schiler auf Grund einer Ordnungsmalf}-
nahme entlassen oder verwiesen wird.

(2) Eine schulpflichtige Schulerin oder ein schulpflichtiger Schuler
kann nur in Verbindung mit einem nachgewiesenen Schulwechsel aus
der besuchten Schule ausscheiden. § 53 Abs. 5 bleibt unberthrt.

Zweiter Abschnitt
Leistungsbewertung
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Absatz 3


§ 48 (Fn 22)
Grundsatze der Leistungsbewertung

(1) Die Leistungsbewertung soll Uber den Stand des Lernprozesses
der Schilerin oder des Schulers Aufschluss geben; sie soll auch
Grundlage flr die weitere Férderung der Schilerin oder des Schilers
sein. Die Leistungen werden durch Noten bewertet. Die Ausbildungs-
und Prifungsordnungen kdnnen vorsehen, dass schriftliche Aussagen
an die Stelle von Noten treten oder diese erganzen.

(2) Die Leistungsbewertung bezieht sich auf die im Unterricht vermit-
telten Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten. Grundlage der
Leistungsbewertung sind alle von der Schilerin oder dem Schuler im
Beurteilungsbereich ,Schriftliche Arbeiten und im Beurteilungsbereich
,oonstige Leistungen im Unterricht® erbrachten Leistungen. Beide
Beurteilungsbereiche werden bei der Leistungsbewertung
angemessen beriucksichtigt.

(3) Bei der Bewertung der Leistungen werden folgende Notenstufen
zu Grunde gelegt:

1. sehr gut (1)

Die Note ,sehr gut” soll erteilt werden, wenn die Leistung den Anforde-
rungen im besonderen Malde entspricht.

2. gut (2)

Die Note ,gut® soll erteilt werden, wenn die Leistung den Anforde-
rungen voll entspricht.

3. befriedigend (3)

Die Note ,befriedigend” soll erteilt werden, wenn die Leistung im Allge-
meinen den Anforderungen entspricht.

4. ausreichend (4)

Die Note ,ausreichend” soll erteilt werden, wenn die Leistung zwar
Mangel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht.

5. mangelhaft (5)

Die Note ,mangelhaft® soll erteilt werden, wenn die Leistung den
Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen lasst, dass die

notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mangel in
absehbarer Zeit behoben werden konnen.

6. ungeniugend (6)

Die Note ,ungenugend” soll erteilt werden, wenn die Leistung den
Anforderungen nicht entspricht und selbst die Grundkenntnisse so
lickenhaft sind, dass die Mangel in absehbarer Zeit nicht behoben
werden konnen.



(4) Werden Leistungen aus Griunden, die von der Schulerin oder dem
Schuler nicht zu vertreten sind, nicht erbracht, kdnnen nach Mal3gabe
der Ausbildungs- und Priafungsordnung Leistungsnachweise
nachgeholt und kann der Leistungsstand durch eine Prufung festge-
stellt werden.

(5) Verweigert eine Schulerin oder ein Schuler die Leistung, so wird
dies wie eine ungenugende Leistung bewertet.

(6) Neben oder an Stelle der Noten nach Absatz 3 kann die
Ausbildungs- und Prifungsordnung ein Punktsystem vorsehen. Noten-
und Punktsystem mussen sich wechselseitig umrechnen lassen.

§ 49 (Fn 48)
Zeugnisse,
Bescheinigungen uber die Schullaufbahn

(1) Schulerinnen und Schuler erhalten am Ende des Schuljahres und
in der Regel am Ende des Schulhalbjahres oder des entsprechenden
Ausbildungsabschnittes ein Zeugnis Uber die erbrachten Leistungen
oder eine Bescheinigung uber die Schullaufbahn. Schuilerinnen und
Schiler, die die Schule verlassen, erhalten

1. ein Abschlusszeugnis, wenn nach Erfallung der Schulpflicht in der
Sekundarstufe | oder Il ein Abschluss erworben wurde,

2. ein Abgangszeugnis, wenn eine Schule nach Erfullung der Schul-
pflicht ohne Abschluss verlassen wird,

3. ein Uberweisungszeugnis, wenn sie innerhalb einer Schulstufe die
Schule wechseln; auf Uberweisungszeugnissen sind erworbene
AbschlUsse und Berechtigungen zu vermerken.

(2) Neben den Angaben zum Leistungsstand werden in Zeugnissen
und in Bescheinigungen uber die Schullaufbahn die entschuldigten
und unentschuldigten Fehlzeiten aufgenommen. Ferner kbnnen nach
Entscheidung der Zeugnis- oder Versetzungskonferenz Aussagen
zum Arbeits- und Sozialverhalten aufgenommen werden. Die Schul-
konferenz stellt Grundsatze zu einer einheitlichen Handhabung der
Aussagen auf. Die Aufnahme der Fehlzeiten und der Aussagen zum
Arbeits- und Sozialverhalten entfallt bei Abschluss- und Abgangszeug-
nissen.

(3) Nach Entscheidung der Zeugnis- oder Versetzungskonferenz
werden weitere Bemerkungen Uber besondere Leistungen und beson-
deren personlichen Einsatz im aul3erunterrichtlichen Bereich in
Zeugnissen und in Bescheinigungen uber die Schullaufbahnen aufge-
nommen. Auf Wunsch der Schiilerin oder des Schiilers kénnen
ebenfalls auRerschulische, insbesondere ehrenamtliche Tatigkeiten
gewdurdigt werden. In Abschluss- und Abgangszeugnissen beziehen
sich die Bemerkungen auch auf die gesamte Schullaufbahn.

(4) Zeugnisse, die zerstort oder abhanden gekommen sind, kdnnen
durch eine Bescheinigung der oberen Schulaufsichtsbehodrde ersetzt
werden, wenn bei der Schule keine oder nur noch unvollstandige
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 Zeugnis- oder


Zeugnisunterlagen vorhanden sind. Die Voraussetzungen fur die
Ausstellung der Bescheinigung sind von einer Person, die auf Grund
ihrer dienstlichen Stellung von der Ablegung der Prifung oder dem
Erwerb des Befahigungsnachweises Kenntnis hat, durch Versicherung
an Eides Statt vor der oberen Schulaufsichtsbehorde zu bestatigen.
Die Voraussetzungen konnen auch durch Versicherung an Eides Statt
vor der oberen Schulaufsichtsbehdrde von zwei Personen bestatigt
werden, die von der Ablegung der Prafung oder dem Erwerb des
Befahigungsnachweises eigene Kenntnis haben.

§ 50 (Fn 35)
Versetzung, Forderangebote

(1) Eine Schulerin oder ein Schuler wird nach Maligabe der
Ausbildungs- und Prifungsordnung in der Regel am Ende des Schul-
jahres in die nachsthéhere Klasse oder Jahrgangsstufe versetzt, wenn
die Leistungsanforderungen der bisherigen Klasse oder Jahrgangs-
stufe erflllt sind. Eine Vorversetzung ist méglich, wenn eine erfolg-
reiche Teilnahme am Unterricht der hoheren Klasse oder Jahrgangs-
stufe zu erwarten ist. Die Ausbildungs- und Prufungsordnung kann
vorsehen, dass Ubergénge in die nachsthéhere Klasse oder
Jahrgangsstufe auch ohne Versetzung mdglich sind.

(2) Uber die Versetzung entscheidet die Klassen- oder Jahrgangsstu-
fenkonferenz als Versetzungskonferenz. Mitglieder der Versetzungs-
konferenz sind die Lehrkrafte, die die Schulerin oder den Schuler im
zweiten Halbjahr unterrichtet haben. In der Versetzungskonferenz
ubernimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter den Vorsitz oder
bestellt eine Vertretung.

(3) Die Schule hat ihren Unterricht so zu gestalten und die Schile-
rinnen und Schiler so zu fordern, dass die Versetzung der Regelfall
ist. Schulerinnen und Schilern der Grundschule und der Sekundar-
stufe |, deren Versetzung gefahrdet ist, wird zum Ende des Schulhalb-
jahres eine individuelle Lern- und Férderempfehlung gegeben. Sie
sollen zudem die Moglichkeit der Teilnahme an schulischen Forderan-
geboten erhalten mit dem Ziel, unter Einbeziehung der Eltern erkannte
Lern- und Leistungsdefizite bis zur Versetzungsentscheidung zu
beheben. Eine Lern- und Férderempfehlung erhalten Schulerinnen
und Schiler der Grundschule und der Sekundarstufe | auch im Falle
der Nichtversetzung zum Ende des Schuljahres.

(4) Ist die Versetzung einer Schilerin oder eines Schilers gefahrdet,
weil die Leistungen in einem Fach abweichend von den im letzten
Zeugnis erteilten Noten nicht mehr ausreichen, so sind die Eltern
schriftlich zu benachrichtigen. Auf etwaige besondere Folgen einer
Nichtversetzung der Schulerin oder des Schulers ist hinzuweisen. Hat
die Schule die Eltern nicht benachrichtigt, so kann daraus kein
Anspruch auf Versetzung hergeleitet werden. Unterbleibt die Benach-
richtigung, obwohl ein Fach oder mehrere Facher hatten abgemahnt
werden mussen, werden Minderleistungen in einem Fach bei der
Versetzungsentscheidung nicht berlcksichtigt. Die Benachrichtigung
entfallt bei volljahrigen Schulerinnen und Schalern.
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(5) Schulerinnen und Schiler, die nicht versetzt werden, wiederholen
die bisher besuchte Klasse oder Jahrgangsstufe. Eine zweite Wieder-
holung ist in der Regel nicht zulassig.

§ 51 (Fn 37)
Schulische Abschlussprifungen,
Externenprufung, Anerkennung

(1) Soweit die Ausbildungs- und Prufungsordnungen fir schulische
Bildungsgange Abschlussprifungen vorsehen, wird in diesen festge-
stellt, ob und auf welchem Leistungsstand die Schulerin oder der
Schuler das Ziel des Bildungsgangs erreicht hat. Die Prifungsanforde-
rungen werden durch die Ausbildungs- und Prifungsordnung sowie
die Richtlinien und Lehrplane bestimmt.

(2) Personen, die keine offentliche Schule oder Ersatzschule gemal §
100 Absatz 4 besuchen, kénnen in einer besonderen Prifung die
Abschlisse erwerben (Externenprufung).

(3) Eine nicht bestandene Prifung kann in der Regel nur einmal
wiederholt werden.

(4) Abschlisse und Berechtigungen, die auRerhalb des Landes
Nordrhein-Westfalen erworben wurden, bedurfen der Anerkennung
durch die Schulaufsichtsbehdrde. Die Anerkennung von Abschlissen
und Berechtigungen, die in anderen Landern der Bundesrepublik
Deutschland erworben wurden, ist nur zu versagen, wenn ihrem
Erwerb gleichwertige Anforderungen nicht zu Grunde liegen.

§ 52 (Fn 26)
Ausbildungs- und Prufungsordnungen

(1) Am Ende eines Bildungsganges wird festgestellt, ob die Schulerin
oder der Schiler das Ausbildungsziel erreicht hat. Das Ministerium
erlasst unter Beachtung des Grundsatzes der eigenverantwortlichen
Schule (§ 3) und mit Zustimmung des fur Schulen zustandigen
Landtagsausschusses durch Rechtsverordnung Ausbildungs- und
Prifungsordnungen, die insbesondere Regelungen enthalten Gber

1. die Aufnahmevoraussetzungen und den Schulformwechsel,
2. die Stundentafel,

3. die Gliederung und die Dauer der Ausbildung,

4. die Unterrichtsorganisation,

5. die Unterrichtsfacher, die Lernbereiche, die Pflichtbedingungen, die
WahIimaglichkeiten,

6. die Versetzung und die Vorversetzung einschliellich der Bildung
besonderer Lerngruppen,

7. die Leistungsnachweise bei Abschlissen ohne Prufung,



8. den Zweck und die Gliederung der Prufung,

9. die Bildung und Zusammensetzung von Prufungsausschissen
sowie die Teilnahme von Vertreterinnen und Vertretern des Schul-
tragers und der Eltern,

10. die Zulassung zur Prifung,
11. den Ablauf und das Verfahren der Prufung,

12. die Prufungsfacher, einschlieBlich Art, Zahl und Umfang der
Prufungsleistungen sowie die Befreiung und Ersetzung von Prufungs-
leistungen,

13. den Rucktritt von der Prifung und die Folgen des Nichterbringens
von Prufungsleistungen,

14. die Folgen von Tauschungshandlungen, insbesondere den
Ausschluss von der Prufung und die nachtragliche Aberkennung des
Prufungszeugnisses,

15. die Bewertung von Prufungsleistungen sowie die Voraussetzungen
fur das Bestehen der Prifung,

16. die Erteilung von Abschluss- und Prifungszeugnissen und die
damit verbundenen Berechtigungen,

17. die Folgen des Nichtbestehens der Prifung sowie die Vorausset-
zungen und das Verfahren fur Nachprifungen und Wiederholungspru-
fungen,

18. den Ausgleich von Nachteilen der Schilerinnen und Schiler mit
einer Behinderung,

19. die Aufnahme, die Unterrichtsorganisation, die Teilnahme am
Regelunterricht, die Eingliederung in einen Bildungsgang und den
Schulformwechsel fur neu zugewanderte Schulerinnen und Schuler.

(2) Fur Externenprifungen erlasst das Ministerium mit Zustimmung
des fir Schulen zustandigen Landtagsausschusses durch Rechtsver-
ordnung Prufungsordnungen in entsprechender Anwendung des
Absatzes 1.

Dritter Abschnitt
Weitere Vorschriften
uber das Schulverhaltnis

§ 53 (Fn 49)
Erzieherische Einwirkungen,
OrdnungsmaRfnahmen

(1) Erzieherische Einwirkungen und Ordnungsmalinahmen dienen der
geordneten Unterrichts- und Erziehungsarbeit der Schule sowie dem
Schutz von Personen und Sachen. Sie kdnnen angewendet werden,
wenn eine Schulerin oder ein Schuler Pflichten verletzt. Der Grundsatz



der VerhaltnismaRigkeit ist zu beachten. Ordnungsmaflinahmen sind
nur zulassig, wenn erzieherische Einwirkungen nicht ausreichen.
Einwirkungen gegen mehrere Schilerinnen und Schler sind nur
zulassig, wenn das Fehlverhalten jeder oder jedem Einzelnen
zuzurechnen ist.

(2) Zu den erzieherischen Einwirkungen gehdren insbesondere das
erzieherische Gesprach, die Ermahnung, Gruppengesprache mit
Schiulerinnen, Schulern und Eltern, die mundliche oder schriftliche
Missbilligung des Fehlverhaltens, der Ausschluss von der laufenden
Unterrichtsstunde, die Nacharbeit unter Aufsicht nach vorheriger
Benachrichtigung der Eltern, die zeitweise Wegnahme von Gegen-
standen, MaRnahmen mit dem Ziel der Wiedergutmachung angerich-
teten Schadens und die Beauftragung mit Aufgaben, die geeignet
sind, das Fehlverhalten zu verdeutlichen. Bei wiederholtem Fehlver-
halten soll eine schriftliche Information der Eltern erfolgen, damit die
erzieherische Einwirkung der Schule vom Elternhaus unterstitzt
werden kann. Bei besonders haufigem Fehlverhalten einer Schilerin
oder eines Schulers oder gemeinschaftlichem Fehlverhalten der
Klasse oder Lerngruppe soll den Ursachen fur das Fehlverhalten in
besonderer Weise nachgegangen werden.

(3) Ordnungsmalnahmen sind
1. der schriftliche Verweis,
2. die Uberweisung in eine parallele Klasse oder Lerngruppe,

3. der vorubergehende Ausschluss vom Unterricht von einem Tag bis
zu zwei Wochen und von sonstigen Schulveranstaltungen,

4. die Androhung der Entlassung von der Schule,
5. die Entlassung von der Schule,

6. die Androhung der Verweisung von allen 6ffentlichen Schulen des
Landes durch die obere Schulaufsichtsbehorde,

7. die Verweisung von allen offentlichen Schulen des Landes durch
die obere Schulaufsichtsbehorde.

Rechtsbehelfe (Widerspruch und Anfechtungsklage) gegen Ordnungs-
maflnahmen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 haben keine aufschiebende
Wirkung. § 80 Abs. 4, 5, 7 und 8 der Verwaltungsgerichtsordnung
bleibt unberuhrt.

(4) MaRnahmen nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 sind nur zulassig, wenn die
Schulerin oder der Schuler durch schweres oder wiederholtes Fehlver-
halten die Erfullung der Aufgaben der Schule oder die Rechte anderer
ernstlich gefahrdet oder verletzt hat. Bei Schulpflichtigen bedarf die
Entlassung von der Schule der Bestatigung durch die Schulaufsichts-
behdrde, die die Schulerin oder den Schiler einer anderen Schule
zuweisen kann. Die Entlassung einer Schulerin oder eines Schulers,
die oder der nicht mehr schulpflichtig ist, kann ohne vorherige
Androhung erfolgen, wenn die Schulerin oder der Schuler innerhalb
eines Zeitraumes von 30 Tagen insgesamt 20 Unterrichtsstunden



unentschuldigt versaumt hat.

(5) MaRnahmen nach Absatz 3 Nr. 6 und 7 sind nur zulassig, wenn die
Anwesenheit der Schulerin oder des Schulers aus Grunden der
Sicherheit nicht verantwortet werden kann. Diese Entscheidung bedarf
der Bestatigung durch das Ministerium. Soweit die Schulerin oder der
Schuler die Schulpflicht noch nicht erfllt hat, ist flr geeignete
Bildungsmalinahmen zu sorgen.

(6) Uber OrdnungsmaRnahmen nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter oder ein von ihr oder
ihm beauftragtes Mitglied der Schulleitung nach Anhérung der
Schulerin oder des Schulers. Die Schulleiterin oder der Schulleiter
oder das beauftragte Mitglied der Schulleitung kann sich von der
zustandigen Teilkonferenz gemal Absatz 7 beraten lassen oder ihr die
Entscheidungsbefugnis Ubertragen. Den Eltern und der Klassenleh-
rerin oder dem Klassenlehrer oder der Jahrgangsstufenleiterin oder
dem Jahrgangsstufenleiter ist vor der Entscheidung Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. In dringenden Fallen kann auf vorherige
Anhdrungen verzichtet werden; sie sind dann nachzuholen.

(7) Uber OrdnungsmaRnahmen nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 entscheidet
eine von der Lehrerkonferenz berufene Teilkonferenz. Die Schule
kann verschiedene, fur Schulstufen, Bildungsgange oder Abteilungen
zustandige Teilkonferenzen bilden. Der Teilkonferenz gehoren ein
Mitglied der Schulleitung, die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer
oder die Jahrgangsstufenleiterin oder der Jahrgangsstufenleiter und
drei weitere, fur die Dauer eines Schuljahres zu wahlende Lehrerinnen
und Lehrer oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemal} § 58 als
standige Mitglieder an. Weitere, fur die Dauer eines Schuljahres zu
wahlende Mitglieder sind eine Vertreterin oder ein Vertreter der Schul-
pflegschaft und des Schulerrates. Diese nehmen an Sitzungen nicht
teil, wenn die Schulerin oder der Schuler oder die Eltern der
Teilnahme widersprechen. Fir jedes Mitglied der Teilkonferenz kann
jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter gewahlt werden. Sie oder er
nimmt bei Verhinderung des ordentlichen Mitglieds dessen Aufgabe
wahr.

(8) Vor der Beschlussfassung hat die Teilkonferenz der betroffenen
Schulerin oder dem betroffenen Schuiler und deren Eltern Gelegenheit
zu geben, zu dem Vorwurf der Pflichtverletzung Stellung zu nehmen,;
zu der Anhorung kann die Schulerin oder der Schuler eine Person des
Vertrauens aus dem Kreis der Schulerinnen und Schuler, der
Lehrkrafte oder des padagogischen oder sozialpadagogischen
Personals an der Schule hinzuziehen.

(9) OrdnungsmalRnahmen werden den Eltern schriftlich bekannt
gegeben und begrindet.

§ 54 (Fn 50)
Schulgesundheit

(1) Die Schulgesundheitspflege hat das Ziel, Krankheiten der Schile-
rinnen und Schuler vorzubeugen, sie fruhzeitig zu erkennen und Wege
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r, der Lehrkräfte oder des pädagogischen oder sozialpädagogischen Personals an der Schule 


zu ihrer Heilung aufzuzeigen. Die Aufgaben der Schulgesundheits-
pflege nehmen die unteren Gesundheitsbehdrden in Zusammenarbeit
mit der Schule und den Eltern wahr.

(2) Fur jede Schule bestellt die untere Gesundheitsbehdrde im
Benehmen mit dem Schultrager eine Schularztin oder einen Schularzt.
Der schularztliche Dienst umfasst insbesondere:

1. schularztliche Untersuchungen, insbesondere Reihenuntersu-
chungen zur Einschulung, und zahnarztliche Untersuchungen,

2. eine besondere Betreuung der Schiilerinnen und Schuler, deren
Gesundheitszustand eine fortlaufende Kontrolle erforderlich macht,

3. schularztliche Sprechstunden flr Eltern, Schilerinnen und Schiler
sowie Lehrkrafte,

4. gesundheitsfursorgerische MalRnahmen fur die Schilerinnen und
Schiler,

5. Beratung der Lehrkrafte in Fragen der Gesundheitspflege,

6. Mitarbeit bei der Bekampfung tbertragbarer Krankheiten in
Schulen.

(3) Schulerinnen und Schler, deren Verbleib in der Schule oder deren
Teilnahme an anderen schulischen Veranstaltungen eine konkrete
Gefahr fur die physische oder psychische Unversehrtheit anderer oder
die eigene bedeutet, kbnnen voriubergehend oder dauernd vom Schul-
besuch ausgeschlossen werden. Die Entscheidung trifft die Schullei-
terin oder der Schulleiter auf Grund eines regelmaRig zu Uberpri-
fenden amtsarztlichen Gutachtens. Wenn aufgrund eines dauernden
Ausschlusses der Schulerin oder des Schulers das Schulverhaltnis
gemal § 47 Absatz 1 Nummer 6 geendet hat, informiert die Schullei-
terin oder der Schulleiter die zustandige Schulaufsichtsbehérde, die
sodann fir die Uberpriifung und die daraufhin zu treffende
Entscheidung nach Satz 2 zustandig ist. Bei Gefahr im Verzug ist die
Schulleiterin oder der Schulleiter befugt, einen vorlaufigen Ausschluss
vom Besuch der Schule auszusprechen. Bei einem vorlaufigen
Ausschluss ist das amtsarztliche Gutachten unverzuglich nachtraglich
einzuholen.

(4) Die Schulerinnen und Schiler sind verpflichtet, sich bei schularzt-
lichen und schulzahnarztlichen Reihenuntersuchungen, insbesondere
zur Einschulung, untersuchen zu lassen. Gleiches gilt in den Fallen
von § 19 Absatz 7 in Verbindung mit Absatz 5 Satz 2, § 35 Absatz 2
Satz 2, § 40 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 2 Satz 2, § 54 Absatz 3
Satz 2 und Satz 4.

(5) Der Verkauf, der Ausschank und der Genuss alkoholischer
Getranke im Zusammenhang mit schulischen Veranstaltungen sind
auf dem Schulgrundstiick sowie aufderhalb des Schulgrundsticks
untersagt. Uber Ausnahmen von Satz 1 entscheidet die Schulkon-
ferenz, die bei ihrer Entscheidung insbesondere die Vorbildwirkung zu
bertcksichtigen hat. Fir branntweinhaltige Getranke und sonstige
Rauschmittel ist keine Ausnahme maoglich.
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Wenn aufgrund eines dauernden Ausschlusses der Schülerin oder des Schülers das Schulverhältnis gemäß § 47 Absatz 1 Nummer 6 geendet hat, informiert die Schulleiterin oder der Schulleiter die zuständige Schulaufsichtsbehörde, die sodann für die Überprüfung und die daraufhin zu treffende Entscheidung nach Satz 2 zuständig ist.


(6) Das Rauchverbot an Schulen bestimmt sich nach den Vorschriften
des Nichtraucherschutzgesetzes NRW.

(7) Die Absatze 1 bis 4 gelten auch fur Ersatzschulen; die Abséatze 5
und 6 gelten auch fur Ersatzschulen und Ergénzungsschulen.

§ 55 (Fn 21)
Wirtschaftliche Betatigung, Geldsammlungen

(1) Der Vertrieb von Waren aller Art und andere wirtschaftliche Betati-
gungen sind in der Schule unzuldssig mit Ausnahme

1. des Vertriebs von Speisen und Getranken, die zum Verzehr in
Pausen und Freistunden bestimmt sind, und

2. der Vermietung von abschliebaren Vorrichtungen zur Aufbe-
wahrung personlicher oder im Unterricht bendtigter Sachen.

Art, Umfang und Art des Vertriebs der Angebote nach Nummern 1 und
2 werden unter Beteiligung der Schulkonferenz im Einvernehmen mit
dem Schultrager festgelegt.

(2) Fur Elternverbande gemal} § 77 Absatz 3 Nummer 2 darf fur
Zwecke ihrer Mitwirkungsaufgaben in den Schulen gesammelt
werden. Dabei sind die Grundsatze der Freiwilligkeit und der Anony-
mitat der Spende sowie die Gleichbehandlung der Verbande zu
gewahrleisten. Andere Geldsammlungen in der Schule oder in der
Offentlichkeit auf Veranlassung der Schule dirfen nur nach
Entscheidung der Schulkonferenz und unter Beachtung des Grund-
satzes der Freiwilligkeit durchgefuhrt werden. Sammlungen gemaf}
Satz 3 sind nur zulassig, wenn sie nach ihrem Zweck mit dem
Bildungs- und Erziehungsauftrag gemaf} § 2 vereinbar sind und durch
die Schule selbststandig organisiert werden.

§ 56
Druckschriften, Plakate

Schulfremde Druckschriften durfen auf dem Schulgrundsttick an die
Schulerinnen und Schiuler nicht verteilt werden. Ausnahmen kann die
Schulleiterin oder der Schulleiter zulassen, wenn die Druckschriften
schulischen oder gemeinnutzigen Zwecken dienen. Das Recht der
Verbande gemal § 77 Abs. 3, sich an die Schulmitwirkungsorgane zu
wenden, bleibt unberlhrt. Plakate durfen mit Zustimmung der Schullei-
terin oder des Schulleiters nur angebracht werden, wenn das grund-
satzliche Verbot politischer und wirtschaftlicher Werbung dadurch
nicht verletzt wird.

Sechster Teil
Schulpersonal

§ 57 (Fn 51)
Lehrkrafte
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Lehrkräfte


(1) Lehrkrafte unterrichten, erziehen, beraten, beurteilen,
beaufsichtigen und betreuen Schulerinnen und Schuler in eigener
Verantwortung im Rahmen der Bildungs- und Erziehungsziele (§ 2),
der geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, der Anordnungen
der Schulaufsichtsbehorden und der Konferenzbeschlisse; sie fordern
alle Schulerinnen und Schuler umfassend.

(2) Die Lehrkrafte wirken an der Gestaltung des Schullebens, an der
Organisation der Schule und an der Fortentwicklung der Qualitat
schulischer Arbeit aktiv mit. Sie stimmen sich in der padagogischen
Arbeit miteinander ab und arbeiten zusammen.

(3) Lehrkrafte sind verpflichtet, sich zur Erhaltung und weiteren
Entwicklung ihrer Kenntnisse und Fahigkeiten selbst fortzubilden und
an dienstlichen Fortbildungsmalinahmen auch in der unterrichtsfreien
Zeit teilzunehmen. Dienstliche Fortbildungsmalinahmen kénnen als
Prasenzveranstaltungen oder als digitale Fortbildungsformate
angeboten werden. Die Genehmigung von Fortbildung wahrend der
Unterrichtszeit setzt in der Regel voraus, dass eine Vertretung
gesichert ist oder der Unterricht vorgezogen oder nachgeholt oder
Unterrichtsausfall auf andere Weise vermieden wird.

(4) Lehrkrafte an den o6ffentlichen Schulen des Landes, der
Gemeinden und Gemeindeverbande stehen im Dienst des Landes; §
124 bleibt unberihrt. Sie sind in der Regel Beamtinnen und Beamte,
wenn sie die fur ihre Laufbahn erforderliche Befahigung besitzen und
die sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfllen.
Lehrkrafte kdnnen auch im Rahmen von Gestellungsvertragen
beschaftigt werden.

(5) Ausschreibungen im Lehrereinstellungsverfahren fur eine Schule
sowie die Auswahl erfolgen durch die Schule; die Vorgaben der
Schulaufsichtsbehdrden sind dabei einzuhalten. Vor Versetzungen von
Lehrkraften aus dienstlichen Grinden sind die Schulen zu héren. Im
Rahmen der arbeitsrechtlichen Bestimmungen und der der Schule zur
Verfugung stehenden Stellen und Mittel kann die Schulleiterin oder der
Schulleiter befristete Vertrage zur Sicherung der
Unterrichtsversorgung und zur Durchflihrung besonderer
padagogischer Aufgaben abschlieRen. Den Schulen kdnnen durch
das Ministerium weitere Angelegenheiten Ubertragen werden.

§ 58 (Fn 5)
Padagogisches und sozialpadagogisches Personal

Sonstige im Landesdienst stehende padagogische und
sozialpadagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wirken bei der
Bildungs- und Erziehungsarbeit mit.

§ 59 (Fn 9, 6)
Schulleiterinnen und Schulleiter

(1) Jede Schule hat eine Schulleiterin oder einen Schulleiter, die oder
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Lehrkräften


der zugleich Lehrkraft ist.
(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter
1. leitet die Schule und vertritt sie nach aul3en,

2. ist verantwortlich fir die Erfullung des Bildungs- und Erziehungsauf-
trags der Schule,

3. sorgt fur die Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung in der
Schule,

4. wirkt im Rahmen der personellen Ressourcen darauf hin, dass der
Unterricht ungekurzt erteilt wird,

5. ist verantwortlich daflr, dass alle Vorbereitungen zum Unterrichts-
beginn des neuen Schuljahres abgeschlossen sind und

6. nimmt das Hausrecht wabhr.

Sie oder er kann in Erfallung dieser Aufgaben als Vorgesetze oder
Vorgesetzter allen an der Schule tatigen Personen Weisungen
erteilen.

(3) Zu den Leitungsaufgaben der Schulleiterin oder des Schulleiters
gehoren insbesondere die Schulentwicklung, die Personalfihrung und
Personalentwicklung, die Organisation und Verwaltung sowie die
Kooperation mit der Schulaufsicht, dem Schultrager und den Partnern
der Schule.

(4) Im Rahmen der Ubertragenen Zustandigkeiten wirkt die Schullei-
terin oder der Schulleiter in Personalangelegenheiten mit und trifft
selbst Personalentscheidungen, soweit diese Befugnisse Ubertragen
sind. Sie oder er erstellt die dienstlichen Beurteilungen fur die
Lehrkrafte der Schule

1. wahrend der laufbahnrechtlichen Probezeit,

2. vor einer Ubertragung des ersten Beforderungsamtes einer
Laufbahn (soweit kein Leitungsamt im Sinne von § 60 Abs. 1),

3. vor einer Beurlaubung zum Auslandsschuldienst (mit Ausnahme
von Funktionsstellen im Ausland), zur Wahrnehmung von Aufgaben
der Entwicklungszusammenarbeit oder zu vergleichbaren Aufgaben,

4. vor einer Verwendung im Hochschuldienst.

(5) Zur Starkung der Selbstverwaltung und Eigenverantwortung der
Schulen werden den Schulleiterinnen und Schulleitern Aufgaben der
oder des Dienstvorgesetzten tUbertragen. Soweit diese Aufgaben
durch Gesetz oder Rechtsverordnung Ubertragen worden sind,
werden die Aufgaben und Beteiligungsrechte der Gleichstellungsbe-
auftragten gemal} § 15 Landesgleichstellungsgesetz von der
Ansprechpartnerin fur Gleichstellungsfragen wahrgenommen. § 16
Abs. 2 Satz 2 Landesgleichstellungsgesetz gilt entsprechend. Fir die
Ermittlung der Unterreprasentanz gemal} § 7 Landesgleichstellungs-



gesetz sowie die Erstellung von Gleichstellungsplanen gilt § 3 Abs. 1
Satz 2 Landesgleichstellungsgesetz.

(6) Die Schulleiterin oder der Schulleiter wirkt auf die Fortbildung des
Schulpersonals hin und entscheidet im Rahmen der von der Lehrer-
konferenz gemal} § 68 Absatz 3 Nummer 3 beschlossenen Grund-
satze Uber Angelegenheiten der Fortbildung. Die Schulleiterin oder der
Schulleiter stellt eine diesen Grundsatzen entsprechende verbindliche
Fortbildungsplanung je Schuljahr fur die Schule auf. Gegenstand der
Fortbildungsplanung sind in der Regel Fortbildungen flir das gesamte
Kollegium oder Teilgruppen des Kollegiums. Uber die Auswahl von
Teilnehmerinnen und Teilnehmern an Fortbildungsveranstaltungen
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter nach Beteiligung des
Lehrerrats gemal} § 69 Absatz 2. Die Schulleiterin oder der Schulleiter
kann nach Beteiligung des Lehrerrats gemaf § 69 Absatz 2 auch
antragsunabhangig zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen
verpflichten.

(7) In jedem Schuljahr ist der Schulkonferenz ein Bericht tUber die
Unterrichtsversorgung und die Erteilung des Unterrichts an der Schule
vorzulegen.

(8) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist fur die Unfallverhitung
sowie eine wirksame Erste Hilfe und fiir den Arbeits- und Gesund-
heitsschutz verantwortlich.

(9) Die Schulleiterin oder der Schulleiter stellt den jahrlichen Schul-
haushalt auf und bewirtschaftet die der Schule zugewiesenen
Haushaltsmittel. Die Entscheidung Uber den Schulhaushalt trifft die
Schulkonferenz. Der Bericht Uber die Mittelverwendung ist der Schul-
konferenz innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Haushalts-
jahres zuzuleiten.

(10) Die Schulleiterin oder der Schulleiter arbeitet zur Erflllung des
Bildungs- und Erziehungsauftrags mit den Konferenzen zusammen
und fuhrt deren Beschlisse aus. Sie oder er kann an Konferenzen,
denen sie oder er nicht vorsitzt, mit beratender Stimme teilnehmen.
Beschlisse der Konferenzen, die gegen Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften verstol3en, sind unverzlglich zu beanstanden. Die
Beanstandung hat aufschiebende Wirkung und ist zu begriinden. Hilft
die Konferenz der Beanstandung nicht ab, holt die Schulleiterin oder
der Schulleiter die Entscheidung der Schulaufsichtsbehorde ein.

(11) Die Schulleiterin oder der Schulleiter arbeitet mit dem Schultrager
eng und vertrauensvoll zusammen und stellt ihm die zur Erfullung
seiner Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfiigung. Die
Anordnungen des Schultragers in seinem Aufgabenbereich sind fir
die Schulleiterin oder den Schulleiter verbindlich.

§ 60
Schulleitung

(1) Der Schulleitung gehdren die Schulleiterin oder der Schulleiter und
die standige Stellvertreterin oder der standige Stellvertreter an. Soweit
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eine zweite Konrektorin oder ein zweiter Konrektor bestellt ist, gehort
sie oder er der Schulleitung an. Das Ministerium kann zulassen, dass
weitere Personen der Schulleitung angehdren (Erweiterte Schul-
leitung).

(2) Im Fall der Verhinderung der Schulleiterin oder des Schulleiters
ubernimmt die standige Vertreterin oder der standige Vertreter, bei
deren oder dessen Verhinderung ein anderes Mitglied der Schulleitung
diese Aufgabe. Ist ein weiteres Mitglied der Schulleitung nicht
vorhanden oder ebenfalls verhindert, Gbernimmt die dienstalteste
Lehrerin oder der dienstalteste Lehrer der Schule die Vertretung,
soweit die Schulleiterin oder der Schulleiter nicht eine andere Lehrerin
oder einen anderen Lehrer mit der Vertretung beauftragt.

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann einzelne Leitungsauf-
gaben auf Lehrerinnen und Lehrer zur eigenstandigen Wahrnehmung
Ubertragen. Die Gesamtverantwortung der Schulleiterin oder des
Schulleiters bleibt davon unberthrt.

(4) Die obere Schulaufsichtsbehdrde kann Schulleiterkonferenzen
einrichten. Die Schulleiterkonferenz berat und verstandigt sich tUber
Angelegenheiten aus dem Aufgabenbereich der Schulen, die eine
einheitliche Behandlung erfordern. Sie dient auch der Zusammen-
arbeit der Schulen mit den Schultrdgern und aul3erschulischen
Partnern. Die Schulaufsichtsbehdrde kann zu ihrer Unterstitzung die
Schulleiterkonferenz mit der Vorbereitung geeigneter Angelegenheiten
beauftragen.

§ 61 (Fn 37)
Bestellung der Schulleiterin oder des Schulleiters

(1) Die obere Schulaufsichtsbehérde schreibt die Stelle der Schullei-
terin oder des Schulleiters mit Zustimmung der Schulkonferenz und
des Schultragers aus und pruft die eingegangenen Bewerbungen. Sie
nennt der Schulkonferenz und dem Schultrager die Bewerberinnen
und Bewerber, die das Anforderungsprofil der Ausschreibung erfullen.
Die Schulkonferenz und der Schultrager kénnen diese Bewerberinnen
und Bewerber zu einem Vorstellungsgesprach einladen.

(2) Sowohl die Schulkonferenz als auch der Schultrager kénnen
gegenuber der oberen Schulaufsichtsbehorde innerhalb von acht
Wochen einen Vorschlag abgeben; er soll begriindet werden. Die
obere Schulaufsichtsbehorde kann die Frist in begrindeten Fallen
verlangern. In der Schulkonferenz kann nicht mitwirken, wer sich um
die zu besetzende Stelle beworben hat.

(3) Die obere Schulaufsichtsbehérde trifft die Auswahlentscheidung.
Sie wurdigt dabei die Vorschlage von Schulkonferenz und Schultrager.
Sie teilt ihre Entscheidung unter Angabe der Griinde der Schulkon-
ferenz und dem Schultrager mit. Bei der Ernennung findet § 19 Absatz
2 Satz 1 Nummer 2 und 3, Absatz 3 und 4 des Landesbeamtenge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden
Fassung keine Anwendung.



(4) Die Schulaufsichtsbehorde kann Stellen fur Schulleiterinnen und
Schulleiter aus dringenden dienstlichen Granden in Anspruch
nehmen. Der Schultrager erhalt Gelegenheit zur Stellungnahme
innerhalb von vier Wochen.

(5) Zur Schulleiterin oder zum Schulleiter bestellt werden kann nur
1. an Schulen, mit Ausnahme von Forderschulen, wer

a) die Befahigung zum Lehramt fUr eine der in dem betreffenden
Schulsystem vorhandenen Schulstufen besitzt oder

b) die Befahigung zu einem Lehramt einer bestimmten Schulform
besitzt und aufgrund dieser Befahigung in Jahrgangsstufen, die in
dem betreffenden Schulsystem vorhanden sind, verwendet werden
kann;

2. an Forderschulen, wer die Befahigung zum Lehramt fur sonderpad-
agogische Forderung, zum Lehramt fur Sonderpadagogik oder zum
Lehramt an Sonderschulen besitzt;

3. an Klinikschulen, wer eine Befahigung nach Nummer 1 oder 2
besitzt.

Das fur Schule zustandige Ministerium kann auf Grundlage der
Laufbahnverordnung vom 28. Januar 2014 (GV. NRW. S. 22, ber. S.
203) in der jeweils geltenden Fassung im Einzelfall eine andere
Lehramtsbefahigung zulassen.

(6) Uber die Anforderungen des Absatzes 5 Satz 1 hinaus miissen
Kenntnisse und Fahigkeiten nachgewiesen werden, die fur die Leitung
einer Schule (§ 59) erforderlich sind. Dazu gehdren insbesondere
Fahigkeiten zur

1. FUhrung, Teamarbeit und Konfliktldsung,
2. Organisation und Weiterentwicklung einer Schule,
3. padagogischen Beurteilung von Unterricht und Erziehung,

4. engen und vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Schultrager
und

5. Zusammenarbeit mit schulischen und au3erschulischen Partnern.
Siebter Teil
Schulverfassung
Erster Abschnitt
Allgemeines
§ 62 (Fn 10)
Grundsatze der Mitwirkung

(1) Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Schilerinnen und Schuler wirken



in vertrauensvoller Zusammenarbeit an der Bildungs- und Erziehungs-
arbeit der Schule mit und fordern dadurch die Eigenverantwortung in
der Schule. An der Gestaltung des Schulwesens wirken sie durch ihre
Verbande ebenso wie durch die anderen am Schulwesen beteiligten
Organisationen nach MalRgabe dieses Teils des Gesetzes mit.

(2) Die staatliche Verantwortung fur die Gestaltung des Schulwesens
wird durch die Mitwirkungsrechte nicht eingeschrankt. Die Aufsicht des
Landes uber das Schulwesen, das Recht der kommunalen Selbstver-
waltung sowie die Rechte der Personalrate, der Schwerbehinderten-
vertretungen und der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und
Berufsverbande bleiben unberihrt.

(3) Die an der Mitwirkung Beteiligten sind bei ihrer Tatigkeit in den
Mitwirkungsgremien verpflichtet, die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften zu beachten.

(4) Die in diesem Teil des Gesetzes aufgefuhrten Mitwirkungsgremien
konnen im Rahmen ihrer Zustandigkeit zu allen Angelegenheiten der
Schule Stellungnahmen abgeben und Vorschlage machen. Sie haben
Anspruch auf die erforderliche Information. Gegenuber der Schul-
leitung haben sie ein Auskunfts- und Beschwerderecht und Anspruch
auf eine begrundete schriftliche Antwort.

(5) Die Mitglieder der Mitwirkungsgremien sind bei der Austbung ihres
Mandats an Auftrage und Weisungen nicht gebunden. Sie haben tGber
Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung nach einer vertraulichen
Behandlung bedurfen, auch nach der Beendigung ihrer Amtszeit
Verschwiegenheit zu wahren. Einer vertraulichen Behandlung
bedlrfen Angelegenheiten, die einzelne Lehrerinnen und Lehrer,
Eltern, Schilerinnen oder Schiler oder Angehdrige des nicht
lehrenden Personals der Schule personlich betreffen.

(6) Die Téatigkeit der Eltern, Schilerinnen und Schiler in den Mitwir-
kungsgremien ist ehrenamtlich; eine Entschadigung wird nicht gezahilt.
FUr die Lehrerinnen und Lehrer gehort die Tatigkeit in den Mitwir-
kungsgremien zu ihren dienstlichen Aufgaben.

(7) Mitwirkungsgremien tagen in der Regel au3erhalb der allgemeinen
Unterrichtszeit.

Uber Ausnahmen, insbesondere bei Ganztagsschulen, entscheidet die
Schulaufsichtsbehorde. Bei der Festsetzung von Sitzungsterminen ist
im Ubrigen auf die Berufstatigkeit der Mitglieder sowie auf das Alter
der teilnehmenden Schulerinnen und Schuler Rucksicht zu nehmen.
Der Schilerrat (§ 74 Abs. 3) kann wahrend der allgemeinen Unter-
richtszeit zusammentreten; dabei ist auf die Unterrichtsveranstal-
tungen Rucksicht zu nehmen.

(8) Schulerinnen und Schuler aus Migrantenfamilien und ihre Eltern
sollen in den Mitwirkungsgremien angemessen vertreten sein.

(9) Lehramtsanwarterinnen und Lehramtsanwarter sind Lehrerinnen
und Lehrer im Sinne dieses Teils des Gesetzes.

(10) Die Schule stellt den Mitwirkungsgremien die notwendigen



Einrichtungen und Hilfsmittel zur Verfigung.

§ 63 (Fn 26)
Verfahren

(1) Die oder der Vorsitzende beruft das Mitwirkungsgremium bei
Bedarf ein. Es ist unverzuglich einzuberufen, wenn ein Drittel der
Mitglieder dies verlangt. Die Mitglieder sind mit einer Frist von
mindestens sieben Tagen unter BeifiUgung der Tagesordnung und der
Beratungsunterlagen schriftlich zu laden.

(2) Sitzungen der Mitwirkungsgremien sind nicht 6ffentlich. Mit den
Stimmen von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder kann fur einzelne Angelegenheiten die Schuldffentlichkeit
hergestellt werden; dies gilt nicht fur Personalangelegenheiten. Eine
Vertretung der Schulaufsichtsbehdrde kann an den Sitzungen der
Konferenzen teilnehmen. Die Schulleiterin oder der Schulleiter |adt
den Schultrager zu allen Sitzungen der Schulkonferenz ein. Der
Schultréager hat das Recht, dort Antrage zu stellen.

(3) Stimmberechtigt sind die Mitglieder des Mitwirkungsgremiums.
Auch die Mitglieder mit beratender Stimme kdnnen Antrage stellen.
Schulerinnen und Schuler ab Klasse 7 kdnnen in Mitwirkungsgremien
gewahlt werden. Lehrerinnen und Lehrer konnen nicht als Elternver-
treterin oder Elternvertreter an der eigenen Schule gewahlt werden.

(4) Beschlisse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefasst, soweit nichts anderes bestimmt ist. Stimmenthaltungen
werden bei der Berechnung der Mehrheit nicht mitgezahlt. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den
Ausschlag. § 66 Absatz 6 bleibt unberiihrt. Uber jede Sitzung ist eine
Niederschrift zu fertigen, die mindestens den Wortlaut der Beschllsse
und die Stimmenmehrheit enthalt, mit der sie gefasst sind. Einspriche
gegen die Niederschrift sind zu vermerken. Die Niederschriften sind
an die Mitglieder sowie an die zur Teilnahme an der Sitzung Berech-
tigten des jeweiligen Mitwirkungsgremiums zu versenden oder ihnen
in geeigneter Weise bereitzustellen.

(5) Ein Mitwirkungsgremium ist beschlussfahig, wenn mehr als die
Halfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Solange die
Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt ist, gilt das Mitwirkungs-
gremium als beschlussfahig. Ein Mitwirkungsgremium ist ohne
Rucksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfahig,
wenn es wegen Beschlussunfahigkeit erneut zur Beratung desselben
Gegenstandes einberufen worden ist; hierauf ist bei der erneuten
Einberufung hinzuweisen.

(6) Die Schulkonferenz soll eine Geschaftsordnung beschliel3en.
§ 64 (Fn 52)
Wahlen

(1) Die Vorsitzenden der Mitwirkungsgremien und ihre Stellvertre-



tungen sowie die Mitglieder der Schulkonferenz werden in geheimen
Wahlgangen gewabhlt. Alle tbrigen Wahlen sind offen, sofern nicht ein
Flnftel der anwesenden Stimmberechtigten einem Antrag auf
geheime Wahl zustimmt; in diesem Fall kbnnen Wahlen fir
verschiedene Amter in einem Wahlgang durchgefiihrt werden.
Gewahlt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet eine Stichwahl und bei erneuter Stimmen-
gleichheit das Los.

(2) Wahlen gelten fur ein Schuljahr. Ein Mitwirkungsgremium besteht
bis zum ersten Zusammentreten des neugewahlten Mitwirkungsgre-
miums im neuen Schuljahr. Scheidet ein Mitglied aus der Schulkon-
ferenz oder dem Lehrerrat aus, so tritt das Ersatzmitglied ein. Das
Ersatzmitglied tritt auch ein, so lange ein Mitglied zeitweise verhindert
ist.

(3) Die Mitgliedschaft endet, wenn die Wahlbarkeitsvoraussetzungen
entfallen sind oder wenn vom jeweiligen Wahlorgan mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder eine
Nachfolgerin oder ein Nachfolger gewahlt wird. Bei Vertreterinnen und
Vertretern der Eltern und der Schulerinnen und Schuler endet die
Mitgliedschaft auch, wenn sie ihr Mandat niederlegen. Sie endet ferner
bei Eltern, wenn ihr Kind volljahrig wird oder die Schule verlasst. Bei
den Mitgliedern der Schulkonferenz, Vorsitzenden und stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Klassenpflegschaft oder der Jahrgangsstu-
fenpflegschaft endet das Mandat erst zu dem in Absatz 2 bestimmten
Zeitpunkt.

(4) Unbeschadet des Beanstandungsrechts der Schulleiterin oder des
Schulleiters (§ 59 Abs. 10) kann jede oder jeder Wahlberechtigte
innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses
gegen die Gultigkeit einer Wahl bei der Schulleitung schriftlich
Einspruch einlegen. Der Einspruch kann nur darauf gestutzt werden,
dass

a) die Voraussetzungen der Wahlbarkeit nicht erfullt sind,

b) bei der Vorbereitung der Wahl oder bei der Wahlhandlung Unregel-
maligkeiten vorgekommen sind, die fur das Wahlergebnis erheblich
gewesen sein konnen.

Wird dem Einspruch nicht stattgegeben, entscheidet die Schulauf-
sichtsbehorde.

(5) Die Schulkonferenz soll eine Wahlordnung beschliel3en.

Zweiter Abschnitt
Mitwirkung in der Schule

§ 65 (Fn 37)
Aufgaben der Schulkonferenz

(1) An jeder Schule ist eine Schulkonferenz einzurichten. Sie ist das
oberste Mitwirkungsgremium der Schule, in dem alle an der Bildungs-
und Erziehungsarbeit der Schule Beteiligten zusammenwirken. Sie


hpm

oder der Jahrgangsstufenpflegschaft 


berat in grundsatzlichen Angelegenheiten der Schule und vermittelt
bei Konflikten innerhalb der Schule. Sie kann Vorschlage und
Anregungen an den Schultrager und an die Schulaufsichtsbehérde
richten.

(2) Die Schulkonferenz entscheidet im Rahmen der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in folgenden Angelegenheiten:

1. Schulprogramm (§ 3 Absatz 2),

2. Mallnahmen der Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung (§ 3
Absatz 3),

3. Abschluss von Vereinbarungen Uber die Kooperation von Schulen
und die Zusammenarbeit mit anderen Partnern (§ 4 Absatz 3,§ 5, 8§ 9
Absatz 3),

4. Festlegung der beweglichen Ferientage (§ 7 Absatz 2),
5. Unterrichtsverteilung auf sechs Wochentage (§ 8 Absatz 1),

6. Uber den Vorschlag zur Nutzung der vom Schultrager bereitge-
stellten Lehr- und Lernsysteme sowie Arbeits- und Kommunikations-
plattformen in digitaler Form (§ 8 Absatz 2),

7. Einrichtung auBerunterrichtlicher Ganztags- und Betreuungsan-
gebote (§ 9 Absatz 2) sowie die Rahmenplanung von Schulveranstal-
tungen aullerhalb des Unterrichts,

8. Organisation der Schuleingangsphase (§ 11 Absatz 2 und 3),

9. Vorschlag der Schule zur Einrichtung des Gemeinsamen Lernens (§
20 Absatz 2),

10. Antrage der Schule zur Erprobung neuer Modelle erweiterter
Selbstverwaltung und Eigenverantwortung sowie erweiterter Selbst-
standigkeit (§ 25 Absatz 3 und 5),

11. EinfGhrung von Lernmitteln (§ 30 Absatz 3) und Bestimmung der
Lernmittel, die im Rahmen des Eigenanteils zu beschaffen sind (§ 96),

12. Grundsatze flir Umfang und Verteilung der Hausaufgaben und
Klassenarbeiten,

13. Grundsatze zum Umgang mit allgemeinen Erziehungsschwierig-
keiten sowie zum Abschluss von Bildungs- und Erziehungsvereinba-
rungen (§ 42 Absatz 5),

14. Schutzkonzept gegen Gewalt und sexuellen Missbrauch (§ 42
Absatz 6),

15. Information und Beratung (§ 44),

16. Grundsatze fur die Betatigung von Schulergruppen (§ 45 Absatz
4),

17. Grundsatze Uber Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten in



Zeugnissen (§ 49 Absatz 2),

18. Wirtschaftliche Betatigung, Geldsammlungen (§ 55) und
Sponsoring (§ 99 Absatz 1),

19. Schulhaushalt (§ 59 Absatz 9),

20. Bestellung der Schulleiterin oder des Schulleiters (§ 61 Absatz 1
und 2),

21. erganzende Verfahrens- und Wahlvorschriften (§ 63 Absatz 6 und
§ 64 Absatz 5),

22. Einrichtung und Zusammensetzung von Fachkonferenzen (§ 70
Absatz 5), Teilkonferenzen und des Vertrauensausschusses oder
Bestellung einer Vertrauensperson (§ 67 Absatz 1 und 2),

23. besondere Formen der Mitwirkung (§ 75),

24. Mitwirkung beim Schultrager (§ 76),

25. Erlass einer Schulordnung,

26. Ausnahmen vom Alkoholverbot (§ 54 Absatz 5),

27. Erhdhung der Zahl der Vertretungen der Eltern in Fachkonfe-
renzen und Bildungsgangkonferenzen (§ 70 Absatz 1),

28. Empfehlung zum Tragen einheitlicher Schulkleidung (§ 42 Absatz
8).

(3) Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung der Schulkonferenz
weitere Angelegenheiten aus der Bildungs- und Erziehungsarbeit der
Schule zur Entscheidung Ubertragen.

§ 66 (Fn 26)
Zusammensetzung der Schulkonferenz
(1) Die Schulkonferenz hat bei Schulen mit

a) bis zu 200 Schulerinnen und Schilern 6 Mitglieder, an Berufs-
kollegs 12 Mitglieder,

b) bis zu 500 Schiulerinnen und Schilern 12 Mitglieder,
c) mehr als 500 Schulerinnen und Schulern 18 Mitglieder.

(2) Die Schulkonferenz kann mit den Stimmen von zwei Dritteln ihrer
Mitglieder eine Erhdhung der Mitgliederzahl beschliel3en, wobei das
Verhaltnis der Zahlen nach Absatz 3 zu wahren ist.

(3) Mitglieder der Schulkonferenz sind die Schulleiterin oder der
Schulleiter sowie die gewahlte Vertretung der Lehrerinnen und Lehrer,
Eltern, Schulerinnen und Schuler im Verhaltnis

Lehrerinnen und Lehrer : Eltern : Schulerinnen und Schuler



1. an Schulen der Primarstufe
1:1:0

2. an Schulen der Sekundarstufe |, an Schulen mit Primarstufe und
Sekundarstufe | sowie an Schulen der Sekundarstufe | und Il

1:1:1

3. an Schulen der Sekundarstufe I
3:1:2

4. an Weiterbildungskollegs
1:0:1.

(4) An Berufskollegs mit bis zu 500 Schulerinnen und Schilern
gehdren der Schulkonferenz je ein Mitglied als Vertreterin oder
Vertreter der Ausbildenden und der Auszubildenden mit Stimmrecht
sowie je ein weiteres Mitglied als Vertreterin oder Vertreter der Ausbil-
denden und der Auszubildenden mit beratender Stimme an. An
Berufskollegs mit mehr als 500 Schulerinnen und Schilern gehéren
der Schulkonferenz je zwei Mitglieder als Vertreterinnen und Vertreter
der Ausbildenden und der Auszubildenden mit Stimmrecht an. Die
Mitglieder mit Stimmrecht werden auf die Zahl der Vertreterinnen und
Vertreter der Eltern und der Schulerinnen und Schuler gemal} den
Absatzen 1 und 3 angerechnet. Die Vertretung der Ausbildenden wird
von der zustandigen Stelle gemaf § 71 des Berufsbildungsgesetzes
benannt. Die im Bezirk der zustandigen Stelle bestehenden Gewerk-
schaften und selbststandigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit
sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung benennen die Vertretung
der Auszubildenden.

(5) Die oder der Vorsitzende der Schulpflegschaft und die Schuler-
sprecherin oder der Schulersprecher sind jeweils unter Anrechnung
auf die Zahl der Vertreterinnen und Vertreter der Eltern und der
Schulerinnen und Schiler gemal den Absatzen 1 und 3 Mitglieder der
Schulkonferenz, sofern sie dies nicht ablehnen.

(6) Die Schulleiterin oder der Schulleiter fuhrt den Vorsitz in der Schul-
konferenz. Sie oder er hat, ebenso wie im Falle der Verhinderung die
standige Vertretung, kein Stimmrecht. Abweichend hiervon gibt bei
Stimmengleichheit ihre oder seine Stimme den Ausschlag. Die
standige Vertretung und die Verbindungslehrerinnen und -lehrer
nehmen beratend an der Schulkonferenz teil.

(7) Die Schulkonferenz kann Vertreterinnen und Vertreter schulergan-
zender Angebote und Personen aus dem schulischen Umfeld als
beratende Mitglieder berufen. Hierbei sollen padagogische und sozial-
padagogische Fachkrafte, die im Rahmen aul3erunterrichtlicher
Angebote tatig sind und nicht der Schule angehdren, in besonderer
Weise berucksichtigt werden.

§ 67



Teilkonferenzen, Eilentscheidungen

(1) Die Schulkonferenz kann flr besondere Aufgabengebiete Teilkon-
ferenzen einrichten; sie legt die Zusammensetzung fest. Die Teilkon-
ferenz berat Uber das ihr zugewiesene Aufgabengebiet und bereitet
BeschlUsse der Schulkonferenz vor. In einzelnen Angelegenheiten
kann die Schulkonferenz widerruflich die Entscheidungsbefugnis auf
eine Teilkonferenz Ubertragen. Auf Verlangen der Gruppe der Lehre-
rinnen und Lehrer, der Eltern oder der Schulerinnen und Schiler in der
Schulkonferenz gehdrt eine Vertreterin oder ein Vertreter der entspre-
chenden Gruppe der Teilkonferenz an.

(2) Die Schulkonferenz kann als Teilkonferenz einen Vertrauensaus-
schuss bilden oder eine Vertrauensperson bestellen, die bei Konflikten
vermitteln und mit den Beteiligten einvernehmliche Losungen herbei-
fuhren sollen.

(3) An Berufskollegs kann einer Teilkonferenz auch angehoéren, wer
nicht Mitglied der Schulkonferenz ist. Fur Teilkonferenzen mit berufs-
feldbezogenen Aufgaben sind dort je eine Vertretung der Ausbil-
denden und der Auszubildenden des betreffenden Berufsfeldes als
Mitglieder zu berufen, soweit diese nicht bereits in der Schulkonferenz
vertreten sind.

(4) In Angelegenheiten der Schulkonferenz, die keinen Aufschub
dulden, entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter (Vorsitz)
gemeinsam mit je einer von der Schulkonferenz aus ihrer Mitte
gewahlten Vertretung der in der Schulkonferenz vertretenen Gruppen.
Die Mitglieder der Schulkonferenz sind dartber unverzuglich zu unter-
richten. Die Entscheidung ist der Schulkonferenz in der nachsten
Sitzung zur Genehmigung vorzulegen.

(5) Kann in dringenden Angelegenheiten auch ein Beschluss gemaf
Absatz 4 nicht rechtzeitig herbeigefihrt werden, trifft die Schulleiterin
oder der Schulleiter die Entscheidung und gibt sie der Konferenz
unverzuglich bekannt.

(6) Die Schulkonferenz kann Entscheidungen gemaf} den Absatzen 1
bis 5 aufheben, soweit dadurch nicht schon Rechte anderer
entstanden sind.

§ 68 (Fn 26)
Lehrerkonferenz

(1) Mitglieder der Lehrerkonferenz sind alle an der Schule tatigen
Lehrerinnen und Lehrer sowie das dort tatige padagogische und
sozialpadagogische Personal gemal} § 58. Den Vorsitz flhrt die
Schulleiterin oder der Schulleiter.

(2) Die Lehrerkonferenz berat Uber alle wichtigen Angelegenheiten der
Schule; sie kann hierzu Antrage an die Schulkonferenz richten.

(3) Die Lehrerkonferenz entscheidet Gber

1. Grundsatze fur die Unterrichtsverteilung und die Aufstellung von



Stunden-, Aufsichts- und Vertretungsplanen,

2. Grundsatze fur die Verteilung der Sonderaufgaben auf Vorschlag
der Schulleiterin oder des Schulleiters,

3. Grundsatze fur die Lehrerfortbildung auf Vorschlag der Schulleiterin
oder des Schulleiters,

4. Grundsatze fur die Festsetzung der individuellen Pflichtstundenzahl
der Lehrerinnen und Lehrer auf Vorschlag der Schulleiterin oder des
Schulleiters,

5. die Teilnahme einer Schule an der Erprobung neuer Arbeitszeitmo-
delle gemal § 93 Abs. 4 auf Vorschlag der Schulleiterin oder des
Schulleiters,

6. Vorschlage an die Schulkonferenz zur EinflUhrung von Lernmitteln,

7. weitere Angelegenheiten, die ausschliel3lich oder Uberwiegend
unmittelbar die Lehrerinnen und Lehrer und das padagogische und
sozialpadagogische Personal betreffen.

(4) Die Lehrerkonferenz wahlt die Vertreterinnen und Vertreter der
Gruppe der Lehrerinnen und Lehrer fir die Schulkonferenz. Gewahlte
sind verpflichtet, die Wahl anzunehmen, wenn nicht ein wichtiger
Grund entgegensteht. Die Lehrerkonferenz kann auch padagogische
oder sozialpadagogische Fachkrafte wahlen, die im Rahmen aulerun-
terrichtlicher Angebote tatig sind und nicht der Schule angehdéren.

(5) Die Lehrerkonferenz kann die Einrichtung von Teilkonferenzen
beschliel3en und ihnen Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ganz
oder teilweise Ubertragen. § 67 Abs. 1 und 6 gilt entsprechend.

§ 69 (Fn 26)
Lehrerrat

(1) Die Lehrerkonferenz wahlt in geheimer und unmittelbarer Wahl far
die Dauer von vier Schuljahren einen Lehrerrat. Inm gehoéren
mindestens drei, hochstens funf Lehrerinnen und Lehrer oder Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter gemaf § 58 an. An Schulen mit nicht mehr
als acht hauptamtlichen und hauptberuflichen Lehrerinnen und
Lehrern oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geman § 58 kann die
Anzahl der Mitglieder durch Beschluss der Lehrerkonferenz auf zwei
vermindert werden. Die Lehrerkonferenz bestimmt fir die Wahl eine
Wabhlleiterin oder einen Wabhlleiter. Die Schulleiterin oder der Schul-
leiter ist von der Vorbereitung und Durchfihrung der Wahl ausge-
schlossen; sie oder er ist nicht wahlberechtigt und nicht wahlbar. Der
Lehrerrat wahlt aus seiner Mitte eine Person fur den Vorsitz und eine
Stellvertretung.

(2) Der Lehrerrat berat die Schulleiterin oder den Schulleiter in
Angelegenheiten der Lehrerinnen und Lehrer sowie der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter gemaf § 58 und vermittelt auf Wunsch in deren
dienstlichen Angelegenheiten. Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist
verpflichtet, den Lehrerrat in allen Angelegenheiten der in Satz 1



genannten Personen zeitnah und umfassend zu unterrichten und
anzuhoren.

(3) Soweit der Schulleiterin oder dem Schulleiter nach naherer
Bestimmung durch Gesetz oder Rechtsverordnung Aufgaben des
Dienstvorgesetzten tUbertragen worden sind, gelten die Schulen als
Dienststellen im Sinne des Landespersonalvertretungsgesetzes. Ein
Personalrat wird nicht gebildet. An seine Stelle tritt der Lehrerrat.

(4) Fur die Beteiligung des Lehrerrats an den Entscheidungen der
Schulleiterin oder des Schulleiters gemafl Absatz 3 gelten §§ 62 bis
77 des Landespersonalvertretungsgesetzes entsprechend. Kommt
eine Einigung Uber eine von der Schulleiterin oder dem Schulleiter
beabsichtigte beteiligungspflichtige MalRnahme nicht zustande und
halt sie oder er an der Malinahme fest, so kann die Mallnhahme
unabhangig von der Beachtlichkeit der Ablehnungsgrinde des
Lehrerrats der jeweils nach § 89 Abs. 1 in Verbindung mit § 92 Satz 1
Nr. 2 des Landespersonalvertretungsgesetzes durch Rechtsver-
ordnung bestimmten Dienststelle zur Durchfiihrung eines Beteili-
gungsverfahrens vorgelegt werden. Dasselbe qilt fur eine vom
Lehrerrat beantragte, in der Entscheidungskompetenz der Schullei-
terin oder des Schulleiters liegende mitbestimmungspflichtige
Malinahme, wenn ihr nicht entsprochen wird. §§ 7 Abs. 1, 33, 37 und
85 Abs. 4 des Landespersonalvertretungsgesetzes sind entsprechend
anzuwenden.

(5) Der Lehrerrat hat einmal im Schuljahr in der Lehrerkonferenz tber
seine Tatigkeit zu berichten.

(6) Mitglieder des Lehrerrats sollen unter Berucksichtigung ihrer
Aufgaben im Sinne des Absatzes 3 von der Unterrichtsverpflichtung
angemessen entlastet werden. Naheres regelt die Verordnung zur
Ausfuhrung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz. Den Mitgliedern des
Lehrerrats ist die Teilnahme an geeigneten FortbildungsmalRnahmen
zu ermoglichen.

(7) Legt ein Mitglied das Mandat nieder, endet die Mitgliedschaft. Wird
durch Mandatsniederlegung die Mindestanzahl nach Absatz 1 Satz 2
oder 3 unterschritten und kann diese nicht durch den Eintritt eines
Ersatzmitglieds gemaR § 64 Absatz 2 Satz 3 ausgeglichen werden,
wahlt die Lehrerkonferenz unverzuglich einen neuen Lehrerrat fur den
verbleibenden Zeitraum der Wahlperiode (Nachwahl). Der Lehrerrat
nimmt seine Aufgaben weiterhin wahr, bis der neu gewahlte Lehrerrat
zu seiner ersten Sitzung zusammengetreten ist.

§ 70 (Fn 22)
Fachkonferenz, Bildungsgangkonferenz

(1) Mitglieder der Fachkonferenz sind die Lehrerinnen und Lehrer, die
die Lehrbefahigung fur das entsprechende Fach besitzen oder darin
unterrichten. Die Fachkonferenz wahlt aus ihrer Mitte eine Person flr
den Vorsitz. Je zwei Vertretungen der Eltern und der Schilerinnen und
Schuler, an Berufskollegs zusatzlich je zwei Vertretungen der Ausbil-
denden und Auszubildenden, kdnnen als Mitglieder mit beratender



Stimme teilnehmen. Die Schulkonferenz kann eine hohere Zahl von
Vertretungen der Eltern beschliel3en.

(2) In Berufskollegs kdnnen Fachkonferenzen statt fur einzelne Facher
fur Fachbereiche oder Bildungsgange eingerichtet werden (Bildungs-
gangkonferenz).

(3) Die Fachkonferenz berat Uber alle das Fach oder die Fachrichtung
betreffenden Angelegenheiten einschliel3lich der Zusammenarbeit mit
anderen Fachern. Sie tragt Verantwortung fur die schulinterne Quali-
tatssicherung und -entwicklung der fachlichen Arbeit und berat Gber
Ziele, Arbeitsplane, Evaluationsmalinahmen und -ergebnisse und
Rechenschaftslegung.

(4) Die Fachkonferenz entscheidet in ihrem Fach insbesondere Uber
1. Grundsatze zur fachdidaktischen und fachmethodischen Arbeit,

2. Grundsatze zur Leistungsbewertung,

3. Vorschlage an die Lehrerkonferenz zur Einfuhrung von Lernmitteln.

(5) In Grundschulen und in Férderschulen kann durch Beschluss der
Schulkonferenz auf die Einrichtung von Fachkonferenzen verzichtet
werden. In diesem Fall Ubernimmt die Lehrerkonferenz die Aufgaben
der Fachkonferenzen.

§ 71 (Fn 10)
Klassenkonferenz, Jahrgangsstufenkonferenz

(1) Mitglieder der Klassenkonferenz sind die Lehrerinnen und Lehrer
sowie das padagogische und sozialpadagogische Personal gemal §
58. Den Vorsitz fuhrt die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer.

(2) Die Klassenkonferenz entscheidet Uber die Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit der Klasse. Sie berat Uber den Leistungsstand der
Schulerinnen und Schiler und trifft die Entscheidungen tber
Zeugnisse, Versetzungen und Abschllsse sowie Uber die Beurteilung
des Arbeitsverhaltens und Sozialverhaltens und Uber weitere Bemer-
kungen zu besonderen Leistungen und besonderem persoénlichem
Einsatz im auRerunterrichtlichen Bereich (§ 49 Abs. 2).

(3) An den Sitzungen der Klassenkonferenz nehmen die oder der
Vorsitzende der Klassenpflegschaft und ab Klasse 7 die Klassenspre-
cherin oder der Klassensprecher sowie deren Stellvertretungen mit
beratender Stimme teil; dies gilt nicht, soweit es um die Leistungsbe-
wertung einzelner Schulerinnen oder Schuler geht. Die Schulleiterin
oder der Schulleiter oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehrerin
oder ein von ihm oder ihr beauftragter Lehrer ist berechtigt, an den
Sitzungen der Klassenkonferenz mit beratender Stimme teilzu-
nehmen.

(4) Soweit kein Klassenverband besteht, werden die Aufgaben der
Klassenkonferenz von der Jahrgangsstufenkonferenz wahrge-
nommen. Mitglieder der Jahrgangsstufenkonferenz sind alle in der



jeweiligen Jahrgangsstufe unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrer.
Den Vorsitz fuhrt die Stufenleiterin oder der Stufenleiter, die oder der
mit der Organisation der Jahrgangsstufe beauftragt ist.

§ 72 (Fn 26)
Schulpflegschaft

(1) Mitglieder der Schulpflegschaft sind die Vorsitzenden der Klassen-
pflegschaften sowie die von den Jahrgangsstufen gewahlten Vertrete-
rinnen und Vertreter. lhre Stellvertreterinnen und Stellvertreter kdnnen
beratend an den Sitzungen teilnehmen. Bei Verhinderung von ordent-
lichen Mitgliedern Uben sie deren Stimmrecht aus. Ein Elternteil kann
in mehreren Klassenpflegschaften zur Vorsitzenden oder zum Vorsit-
zenden oder in Jahrgangsstufenpflegschaften zur Vertreterin oder zum
Vertreter gewahlt werden und hat in Sitzungen der Schulpflegschaft
ein entsprechendes Stimmengewicht. Die Schulleiterin oder der Schul-
leiter soll beratend an den Sitzungen teilnehmen. Zwei vom Schilerrat
gewahlte Schilerinnen und Schiler ab Klasse 7 kbnnen mit
beratender Stimme teilnehmen. Die Schulpflegschaft wahlt eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und bis zu drei Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter. Wahlbar sind neben den Mitgliedern der Schulpfleg-
schaft die stellvertretenden Vorsitzenden der Klassen- und Jahrgangs-
stufenpflegschaften. Sie werden mit der Wahl Mitglieder der Schul-
pflegschaft.

(2) Die Schulpflegschaft vertritt die Interessen der Eltern bei der
Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule. Sie berat
uber alle wichtigen Angelegenheiten der Schule. Hierzu kann sie
Antrage an die Schulkonferenz richten. Die Schulpflegschaft wahlt die
Vertretung der Eltern fur die Schulkonferenz und die Fachkonfe-
renzen. Die Eltern konnen uber die Bildungs- und Erziehungsarbeit
auch unter sich beraten.

(3) Die Schulpflegschaft kann eine Versammlung aller Eltern einbe-
rufen. Die Elternversammlung lasst sich Uuber wichtige Angelegen-
heiten der Schule unterrichten und berat dartber.

(4) Schulpflegschaften kénnen auf ortlicher und Uberértlicher Ebene
zusammenwirken und ihre Interessen gegenuber Schultrager und
Schulaufsicht vertreten.

§ 73 (Fn 15)
Klassenpflegschaft,
Jahrgangsstufenpflegschaft

(1) Mitglieder der Klassenpflegschaft sind die Eltern der Schilerinnen
und Schuler der Klasse, mit beratender Stimme die Klassenlehrerin
oder der Klassenlehrer und ab Klasse 7 die Klassensprecherin oder
der Klassensprecher und die Stellvertretung. Eltern volljahriger
Schilerinnen und Schiler kbnnen daneben mit beratender Stimme
teilnehmen. Die Klassenpflegschaft wahlt zu Beginn des Schuljahres
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin
oder einen Stellvertreter. Die Eltern haben fur jedes Kind gemeinsam



eine Stimme.

(2) Die Klassenpflegschaft dient der Zusammenarbeit zwischen Eltern,
Lehrerinnen und Lehrern, Schilerinnen und Schilern. Dazu gehéren
die Information und der Meinungsaustausch tGber Angelegenheiten
der Schule, insbesondere Uber die Unterrichts- und Erziehungsarbeit
in der Klasse. Die Klassenpflegschaft ist bei der Auswahl der Unter-
richtsinhalte zu beteiligen. Die Lehrerinnen und Lehrer der Klasse
sollen auf Wunsch der Klassenpflegschaft an den Sitzungen
teilnehmen, soweit dies zur Beratung und Information erforderlich ist.

(3) Soweit kein Klassenverband besteht, bilden die Eltern der Schile-
rinnen und Schiler jeder Jahrgangsstufe die Jahrgangsstufenpfleg-
schaft. Die Jahrgangsstufenpflegschaft wahlt fur jeweils angefangene
20 Schulerinnen und Schuler eine Vertreterin oder einen Vertreter fur
die Schulpflegschaft. Flr jede Vertreterin oder jeden Vertreter wird
eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter gewahlt. Die Jahrgangsstu-
fenpflegschaft wahlt zu Beginn des Schuljahres eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter.

§ 74 (Fn 53)
Schiulervertretung

(1) Die Schulervertretung nimmt die Interessen der Schulerinnen und
Schuler wahr. Sie vertritt insbesondere deren Belange bei der
Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule und férdert
ihre fachlichen, kulturellen, sportlichen, politischen und sozialen Inter-
essen. Sie kann sich durch die Mitwirkung in den Gremien an schuli-
schen Entscheidungen beteiligen sowie im Rahmen des Auftrags der
Schule Ubertragene und selbstgewahlte Aufgaben durchfihren und
schulpolitische Belange wahrnehmen. Sie wird wahrgenommen durch

1. die Sprecherinnen und Sprecher der Klassen, Kurse und
Jahrgangsstufen sowie der Schule,

2. den Schulerrat und
3. die Delegierten fur tberortliche Schulervertretungen.

(2) Die Schulerinnen und Schuler der Klasse, des Kurses und der
Jahrgangsstufe wirken in ihrem Bereich an der Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit mit. Sie wahlen von der funften Klasse an ihre Spreche-
rinnen und Sprecher und deren Stellvertretungen. Die Schulerschaft
der Vollzeitschulen kann im Monat, die Schulerschaft der Teilzeit-
schulen im Quartal eine Stunde wahrend der allgemeinen Unter-
richtszeit fir Angelegenheiten der Schilervertretung (SV-Stunde) in
Anspruch nehmen.

(3) Der Schulerrat vertritt alle Schilerinnen und Schiler der Schule; er
kann Antrage an die Schulkonferenz richten. Mitglieder des Rates sind
die Sprecherinnen und Sprecher der Klassen und Jahrgangsstufen
sowie mit beratender Stimme deren Stellvertretungen. Hat eine
Jahrgangsstufe mehr als 20 Personen, wahlt die Jahrgangsstufe fir je
weitere angefangene 20 Personen eine weitere Vertretung fur den
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(3) Der Schülerrat vertritt alle Schülerinnen und Schüler der Schule; er kann Anträge an die Schulkonferenz richten. Mitglieder des Rates sind die Sprecherinnen und Sprecher der Klassen und Jahrgangsstufen sowie mit beratender Stimme deren Stellvertretungen. Hat eine Jahrgangsstufe mehr als 20 Personen, wählt die Jahrgangsstufe für je weitere angefangene 20 Personen eine weitere Vertretung für den


Rat. Der Rat wahlt eine Vorsitzende (Schulersprecherin) oder einen
Vorsitzenden (Schulersprecher) und bis zu drei Stellvertretungen. Auf
Antrag von einem Funftel der Gesamtzahl der Schulerinnen und
Schuler wird die Schulersprecherin oder der Schulersprecher von der
Schulerversammlung gewahlt. Der Rat wahlt aus der Schulerschaft
die Vertretung fur die Schulkonferenz, die Schulpflegschaft und die
Fachkonferenzen sowie Delegierte fur Uberortliche Schulervertre-
tungen.

(4) Der Schulerrat kann im Benehmen mit der Schulleiterin oder dem
Schulleiter eine Versammlung aller Schulerinnen und Schuler
(Schulerversammlung) einberufen. Die Versammlung lasst sich Uber
wichtige Angelegenheiten der Schule unterrichten und berat daruber.
Auf Antrag von einem Funftel der Schilerinnen und Schdler ist sie
einzuberufen. Die Versammlung kann bis zu zweimal im Schuljahr
wahrend der allgemeinen Unterrichtszeit stattfinden. Fur Versamm-
lungen der Schulerinnen und Schuler der Klassen oder Jahrgangs-
stufen gilt Satz 4 entsprechend.

(5) Zusammenkinfte von Mitwirkungsgremien der Schulerinnen und
Schuler auf dem Schulgelande sowie die SV-Stunde sind Schulveran-
staltungen. Sonstige Veranstaltungen der Schilervertretung auf dem
Schulgelande oder auflerhalb des Schulgelandes sind Schulveranstal-
tungen, wenn die Schulleiterin oder der Schulleiter vorher zugestimmt
hat.

(6) Schulerinnen und Schuler durfen wegen ihrer Tatigkeit in den
Mitwirkungsgremien weder bevorzugt noch benachteiligt werden. Auf
Antrag ist die Tatigkeit im Zeugnis zu vermerken.

(7) Verbindungslehrkrafte unterstitzen die Arbeit der Schilerver-
tretung. Der Schulerrat wahlt je nach GrofRe der Schule bis zu drei
Verbindungslehrkrafte.

(8) Schulervertretungen kénnen auf ortlicher oder Uberortlicher Ebene
zusammenwirken und ihre Interessen gegenuber Schultrager und
Schulaufsicht vertreten.

§ 75 (Fn 37)
Besondere Formen der Mitwirkung

(1) An Foérderschulen und an Klinikschulen kann die Schulkonferenz
beschliel3en, von den Vorschriften Gber die Zusammensetzung der
Schulkonferenz (§ 66 Abs. 3), Uber die Schulpflegschaft (§ 72) und
uber die Schulervertretung (§ 74 Abs. 3 bis 6 und 8) abzuweichen.
Daruber hinaus kann sie beschliel3en, dass Bedienstete aus dem
Bereich des nicht lehrenden Personals Mitglieder der Lehrerkonferenz
sind und ihnen Stimmrecht in der Schulkonferenz einraumen.

(2) An Weiterbildungskollegs kann die Schulkonferenz fur die
Aufgaben und die GrofRe der Schulkonferenz (§ 65 und § 66 Absatz 1)
und die Zusammensetzung der Fachkonferenzen (§ 70 Absatz 1)
sowie der Klassenkonferenz (§ 71) weiter gehende Formen der
Mitwirkung beschliel3en.
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(3) An Gymnasien, Gesamtschulen und Berufskollegs kann die Schul-
konferenz Konferenzen, Schulpflegschaften und Schulerrate auf
Ebenen einrichten, die der Organisationsstruktur der Schule besser
entsprechen.

(4) An Offenen Ganztagsschulen (§ 9 Abs. 3) vereinbart die Schule
mit ihren Kooperationspartnern besondere Regelungen zur Mitwirkung
der padagogischen Betreuungskrafte dieser Partner. Die Vereinbarung
bedarf der Zustimmung der Schulkonferenz.

(5) An Schulen mit Teilstandorten kann die Schulkonferenz neben der
Schulpflegschaft Teilschulpflegschaften einrichten.

Dritter Abschnitt
Mitwirkung beim Schultrager
und beim Ministerium

§ 76 (Fn 32)
Mitwirkung beim Schultrager

Schule und Schultréager wirken bei der Entwicklung des Schulwesens

auf ortlicher Ebene zusammen. Die Schule ist vom Schultrager in den
fur sie bedeutsamen Angelegenheiten rechtzeitig zu beteiligen. Hierzu
gehoren insbesondere

1. Teilung, Zusammenlegung, Anderung und Aufldsung der Schule,
2. Aufstellung und Anderung von Schulentwicklungsplanen,
3. Festlegung von Schuleinzugsbereichen,

4. raumliche Unterbringung und Ausstattung der Schule sowie
schulische Baumalinahmen,

5. Schulwegsicherung und Schulerbeférderung,
6. Zusammenarbeit von Schulen und anderen Bildungseinrichtungen,
7. Umstellung auf die Ganztagsschule,
8. Einrichtung des Gemeinsamen Lernens,
9. Teilnahme an Schulversuchen.
§ 77 (Fn 17)
Mitwirkung beim Ministerium

(1) In schulischen Angelegenheiten von allgemeiner und grundsatz-
licher Bedeutung beteiligt das Ministerium die am Schulleben betei-
ligten Verbande und Organisationen.

(2) Die Beteiligung erstreckt sich insbesondere auf

1. Anderungen dieses Gesetzes,



2. Richtlinien und Lehrplane,
3. Ausbildungs- und Prafungsordnungen,
4. Schulversuche,

5. Regelungen Uber die Abstimmung zwischen schulischer und
betrieblicher Ausbildung.

(3) Zu beteiligen sind

1. die Spitzenorganisationen der zustandigen Gewerkschaften und
Berufsverbande im Lande im Sinne von § 93 Landesbeamtengesetz
und § 53 Beamtenstatusgesetz,

2. die auf Landesebene fur mindestens eine Schulform organisierten
Elternverbande,

3. Zusammenschllsse von Schulervertretungen, soweit sie auf
Landesebene organisiert sind (Landesschulervertretung),

4. Vereinigungen von Schulleiterinnen und Schulleitern von erheb-
licher Bedeutung,

5. der Zusammenschluss der Industrie- und Handelskammern in
Nordrhein-Westfalen, der Westdeutsche Handwerkskammertag und
die Landesvereinigung der Unternehmensverbande Nordrhein-
Westfalen,

6. die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen,
7. die Kirchen,

8. die uberortlichen Zusammenschliusse der Trager der Ersatzschulen
von erheblicher Bedeutung,

9. die kommunalen Spitzenverbande,

10. die landesweiten Zusammenschlusse der Trager der freien
Jugendhilfe, soweit Belange der Jugendhilfe beruhrt sind.

(4) Das Ministerium |adt die Elternverbande nach Absatz 3 Nr. 2
mindestens halbjahrlich zu einem Gesprach Uber schulische Angele-
genheiten im Sinne des Absatzes 1 ein.

Achter Teil
Schultrager
§ 78 (Fn 37)
Schultrager der offentlichen Schulen

(1) Die Gemeinden sind Trager der Schulen, soweit in den folgenden
Absatzen nichts anderes bestimmt ist. § 124 bleibt unberuhrt.

(2) Die Kreise und kreisfreien Stadte sind Trager der Berufskollegs. §



124 bleibt unberuhrt.

(3) Die Landschaftsverbande sind Trager der Forderschulen mit dem
Forderschwerpunkt Horen und Kommunikation, mit dem Forder-
schwerpunkt Sehen, mit dem Forderschwerpunkt Kérperliche und
motorische Entwicklung und in der Sekundarstufe | mit dem Forder-
schwerpunkt Sprache. Das Ministerium kann sie verpflichten, in
Einrichtungen der erzieherischen Hilfe den Unterricht sicher zu stellen.

(4) Die in den Absatzen 1 bis 3 genannten Trager sind gemeinsam mit
dem Land fir eine zukunftsgerichtete Weiterentwicklung der Schulen
verantwortlich. Sie sind verpflichtet, Schulen oder Bildungsgange des
Berufskollegs zu errichten und fortzufiihren, wenn in ihrem Gebiet ein
Bedurfnis dafur besteht und die MindestgroRe (§ 82) gewahrleistet ist.
Ein Bedurfnis besteht, wenn die Schule im Rahmen der Schulentwick-
lungsplanung erforderlich ist, damit das Bildungsangebot der
Schulform in zumutbarer Entfernung wahrgenommen werden kann.
Werden die Voraussetzungen flr die Errichtung und Fortfihrung einer
Schule, fur die die Tragerschaft der Gemeinde vorgesehen ist, nur
durch Zusammenarbeit von Gemeinden gemaf § 80 Abs. 4 erreicht
und fuhrt diese Zusammenarbeit nicht zur Errichtung der Schule, so ist
der Kreis verpflichtet, die Schule zu errichten und fortzufihren. Die
Verpflichtung, Schulen zu errichten und fortzuflihren besteht nicht,
soweit und solange bereits vorhandene Schulen anderer 6ffentlicher
oder privater Schultrager das Schulbedlrfnis durch einen geordneten
Schulbetrieb (§ 82) erfullen.

(5) Die Entwicklung des Schuleraufkommens und der Wille der Eltern
sind bei der Feststellung des Bedurfnisses zu bertcksichtigen.

(6) Soweit eine Verpflichtung nach Absatz 4 nicht besteht, sind die
Gemeinden und Kreise berechtigt, Schulen zu errichten und fortzu-
flhren, wenn ein gebietsubergreifendes Bedlrfnis besteht und ein
geordneter Schulbetrieb gewahrleistet ist. Gemeinden, Kreise und
Landschaftsverbande sind berechtigt, Klinikschulen zu errichten und
fortzufUhren.

(7) Zur Erganzung des Schulwesens kann das Land Schulen mit
einem besonderen Bildungsangebot oder einem uberregionalen
Einzugsbereich sowie Versuchsschulen errichten und fortfihren; es
ermdglicht Unterricht in den Justizvollzugsanstalten.

(8) Gemeinden und Gemeindeverbande konnen sich zu Schulver-
banden als Zweckverbande nach dem Gesetz uber kommunale
Gemeinschaftsarbeit zusammenschliellen oder dazu zusammenge-
schlossen werden. Sie kdnnen auch durch 6ffentlich-rechtliche Verein-
barung die Aufgaben des Schultragers auf eine Gemeinde Ubertragen.
Die Befugnisse der Aufsichtsbehdrde nimmt die Schulaufsichtsbe-
horde im Einvernehmen mit der Kommunalaufsichtsbehérde wabhr.

§ 78a (Fn 39)
Regionale Bildungsnetzwerke

(1) In den fur einen Kreis oder eine kreisfreie Stadt errichteten Regio-



nalen Bildungsnetzwerken konnen Schulen, Schultrager, Schulauf-
sichtsbehorden sowie Einrichtungen zusammenarbeiten, die Verant-
wortung fur die schulische und auf3erschulische Bildung, Erziehung
und Betreuung junger Menschen wahrnehmen und Leistungen flr sie
erbringen.

(2) Die Regionalen Bildungsnetzwerke dienen im Interesse erfolg-
reicher Bildungsbiografien

1. der Vernetzung Uber den Bereich der eigenen Zustandigkeit und die
Verwaltungsebenen hinaus,

2. der Starkung der Schul- und Unterrichtsentwicklung in den Schulen
und

3. dem Informationsaustausch, der Planung und der Abstimmung.

(3) Ein Regionales Bildungsnetzwerk wird durch einen Kooperations-
vertrag zwischen dem Kreis oder der kreisfreien Stadt und dem Land
errichtet. Der Vertrag bestimmt die Handlungsfelder und die Organi-
sation des Regionalen Bildungsnetzwerks.

(4) Die Zustandigkeiten der Schultrager und der staatlichen Schulauf-
sicht bleiben unberuhrt.

(5) Bei Einvernehmen von Land und den betroffenen Kreisen und
kreisfreien Stadten kann die Organisation der Regionalen Bildungs-
netzwerke fur Bildungsprojekte mit landesweiter Bedeutung genutzt
werden.

§ 79 (Fn 10)
Bereitstellung und Unterhaltung
der Schulanlage und Schulgebaude

Die Schultrager sind verpflichtet, die fir einen ordnungsgemafen
Unterricht erforderlichen Schulanlagen, Gebaude, Einrichtungen und
Lehrmittel bereitzustellen und zu unterhalten sowie das fur die Schul-
verwaltung notwendige Personal und eine am allgemeinen Stand der
Technik und Informationstechnologie orientierte Sachausstattung zur
Verfugung zu stellen.

§ 80 (Fn 22)
Schulentwicklungsplanung

(1) Soweit Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbande Schultrager-
aufgaben nach § 78 zu erfullen haben, sind sie verpflichtet, fur ihren
Bereich eine mit den Planungen benachbarter Schultrager
abgestimmte Schulentwicklungsplanung zu betreiben. Sie dient nach
Maligabe des Bedurfnisses (§ 78 Abs. 4) der Sicherung eines gleich-
maRigen, inklusiven und alle Schulformen und Schularten umfas-
senden Bildungs- und Abschlussangebots in allen Landesteilen. Die
oberen Schulaufsichtsbehorden beraten die Schultrager dabei und
geben ihnen Empfehlungen. Schulentwicklungsplanung und Jugend-
hilfeplanung sind aufeinander abzustimmen.



(2) Schulen und Schulstandorte sind unter Berticksichtigung des
Angebots anderer Schultrager so zu planen, dass schulische
Angebote aller Schulformen und Schularten einschlieRlich allgemeiner
Schulen als Orte des Gemeinsamen Lernens (§ 20 Absatz 2) unter
moglichst gleichen Bedingungen wahrgenommen werden konnen. Die
Schultrager sind verpflichtet, in enger Zusammenarbeit und gegensei-
tiger Rucksichtnahme auf ein regional ausgewogenes, vielfaltiges,
inklusives und umfassendes Angebot zu achten und benachbarte
Schultrager rechtzeitig anzuhdren, die durch die Planungen in ihren
Rechten betroffen sein konnen. Dabei sind auch die Angebote der
Berufskollegs und der Weiterbildungskollegs zu bertcksichtigen.
Sofern es sich bei dem Schultrager um eine kreisangehorige
Gemeinde handelt, ist der Kreis im Hinblick auf seine Aufgaben
gemal § 78 Abs. 4 frihzeitig Uber die Planungen zu unterrichten.
Macht ein benachbarter Schultrager eine Verletzung eigener Rechte
geltend und halt der Schultrager an seiner Planung fest, kann jeder
der beteiligten Schultrager ein Moderationsverfahren bei der oberen
Schulaufsichtsbehorde beantragen. Die beteiligten Schultrager
konnen auch die Moderation durch eine andere Stelle vereinbaren.
Das Ergebnis der Abstimmung mit benachbarten Schultragern und
des Moderationsverfahrens ist festzuhalten.

(3) Bei der Errichtung neuer Schulen muss gewahrleistet sein, dass
andere Schulformen, soweit ein entsprechendes schulisches Angebot
bereits besteht und weiterhin ein Bedurfnis daflr vorhanden ist, auch
kunftig in zumutbarer Weise erreichbar sind. Bei der Aufldsung von
Schulen muss gewabhrleistet sein, dass das Angebot in zumutbarer
Weise erreichbar bleibt, soweit dafir ein Bedlrfnis besteht. Die
Bildungsangebote der Berufskollegs sollen dartber hinaus mit den
nach dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung zustan-
digen Stellen in der Region sowie der Arbeitsverwaltung abgestimmt
werden.

(4) Kénnen die Voraussetzungen fur die Errichtung und Fortfuhrung
von Hauptschulen, Realschulen, Sekundarschulen, Gymnasien und
Gesamtschulen nur durch Schilerinnen und Schiler mehrerer
Gemeinden gesichert werden, so sind diese Gemeinden insoweit zu
einer gemeinsamen Schulentwicklungsplanung verpflichtet. Bei
Zweifeln Uber die Pflicht zur gemeinsamen Schulentwicklungsplanung
entscheidet innerhalb ihres Bezirks die obere Schulaufsichtsbehorde
und bezirksubergreifend das Ministerium.

(5) Die Schulentwicklungsplanung bertcksichtigt

1. das gegenwartige und zukulnftige Schulangebot nach Schulformen,
Schularten, Orten des Gemeinsamen Lernens, Schulgrof3en
(Schulerzahl, Klassen pro Jahrgang) und Schulstandorten,

2. die mittelfristige Entwicklung des Schuleraufkommens, das ermit-
telte Schulwahlverhalten der Eltern und die daraus abzuleitenden
Schulerzahlen nach Schulformen, Schularten, Orten des Gemein-
samen Lernens und Jahrgangsstufen,

3. die mittelfristige Entwicklung des Schulraumbestands nach Schul-
formen, Schularten, Orten des Gemeinsamen Lernens und Schul-



standorten.

(6) Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens gemaf § 81 Abs. 3 ist
die Schulentwicklungsplanung anlassbezogen darzulegen.

(7) Die Trager offentlicher Schulen und die Trager von Ersatzschulen
informieren sich gegenseitig Uber ihre Planungen. Die Trager o6ffent-

licher Schulen kdnnen bestehende Ersatzschulen in ihren Planungen
bertcksichtigen, soweit deren Trager damit einverstanden sind.

§ 81 (Fn 26)
Errichtung, Anderung und Aufldsung von Schulen, Mehrklassen-
bildung

(1) Gemeinden und Kreise, die Schultrageraufgaben erfullen, sind
verpflichtet, durch schulorganisatorische Mallhahmen angemessene
Klassen- und Schulgrofien zu gewahrleisten. Sie legen hierzu die
SchulgroRen fest. Sie stellen sicher, dass in den Schulen Klassen
nach den Vorgaben des Ministeriums (§ 93 Abs. 2 Nr. 3) gebildet
werden konnen.

(2) Uber die Errichtung, die Anderung und die Auflésung einer Schule,
fur die das Land nicht Schultrager ist, beschlie3t der Schultrager nach
Maldgabe der Schulentwicklungsplanung. Als Errichtung sind auch die
Teilung und die Zusammenlegung von Schulen, als Anderung sind der
Aus- und Abbau bestehender Schulen einschlie3lich der Errichtung
und Erweiterung von Bildungsgangen an Berufskollegs, die
Einfuhrung und Aufhebung des Ganztagsbetriebes, die Bildung eines
Teilstandortes, der Wechsel des Schultragers, die Anderung der
Schulform und der Schulart zu behandeln. Der Beschluss ist schriftlich
festzulegen und auf der Grundlage der Schulentwicklungsplanung zu
begrinden.

(3) Der Beschluss des Schultragers bedarf der Genehmigung durch
die obere Schulaufsichtsbehdrde. Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn der Beschluss den Vorschriften des Absatzes 1 und der §§ 78
bis 80, 82 und 83 widerspricht. Die Genehmigung zur Errichtung einer
Schule ist aul’erdem zu versagen, wenn dem Schultrager die erforder-
liche Verwaltungs- oder Finanzkraft fehit.

(4) Der Schultrager kann ohne Anderung der Schule im Einvernehmen
mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter mit Genehmigung der
oberen Schulaufsichtsbehdrde die Zahl der Parallelklassen einer
Schule vorubergehend durch Bildung einer Mehrklasse erhdhen. Die
Genehmigung darf nicht erteilt werden, wenn insbesondere

1. die fUr die Bildung einer Mehrklasse erforderliche Schulerzahl nicht
erreicht wird,

2. die personellen, raumlichen und sachlichen Voraussetzungen nicht
vorliegen oder

3. die Aufnahmekapazitaten innerhalb der Schulen einer Schulform im
Gebiet des Schultragers nicht ausgeschoépft sind und damit durch die
Mehrklassenbildung der Bestand einer oder mehrerer dieser Schulen



gefahrdet ist.

§ 82 (Fn 37)
MindestgroBe von Schulen

(1) Schulen mussen die fur einen geordneten Schulbetrieb erforder-
liche MindestgroRe haben. Bei der Errichtung muss sie fur mindestens
funf Jahre gesichert sein; dabei gelten 28 Schulerinnen und Schaler
als Klasse, fur Grundschulen, fur Gesamtschulen und fur Sekundar-
schulen 25 Schilerinnen und Schiler. Fur die Fortfihrung gelten die
gemal § 93 Abs. 2 Nr. 3 bestimmten Klassengrofen.

(2) Grundschulen massen bei der Errichtung mindestens zwei Paral-
lelklassen pro Jahrgang haben, bei der FortfUhrung mindestens 92
Schulerinnen und Schduler. Die einzige Grundschule einer Gemeinde
kann mit mindestens 46 Schulerinnen und Schulern fortgefuhrt
werden.

(3) Hauptschulen missen mindestens zwei Parallelklassen pro
Jahrgang haben. Eine Hauptschule kann mit einer Klasse pro
Jahrgang fortgefuhrt werden, wenn den Schulerinnen und Schulern
der Weg zu einer anderen Hauptschule mit mindestens zwei Parallel-
klassen pro Jahrgang nicht zugemutet werden kann oder sich aus
dem Standort der Hauptschule und der Schulentwicklungsplanung
ergibt, dass ihre Fortfihrung fir die soziale und kulturelle Entwicklung
der Gemeinde von entscheidender Bedeutung ist und diese Aufgabe
von einer anderen weiterfihrenden Schule nicht Gbernommen werden
kann. Der Unterricht ist in diesem Fall gemeinsam mit anderen
Schulen und, soweit erforderlich, durch zusatzliche Lehrerstellen
sicher zu stellen.

(4) Realschulen missen mindestens zwei Parallelklassen pro
Jahrgang haben. Wird diese Mindestgré3e unterschritten, kann eine
Realschule fortgefuhrt werden, wenn sich aus der Schulentwicklungs-
planung ergibt, dass dies im Planungszeitraum nur voribergehend der
Fall ist und den Schulerinnen und Schulern der Weg zu einer anderen
Realschule mit mindestens zwei Parallelklassen pro Jahrgang nicht
zugemutet werden kann.

(5) Sekundarschulen missen mindestens drei Parallelklassen pro
Jahrgang haben. Eine Sekundarschule kann mit zwei Klassen pro
Jahrgang fortgefuhrt werden, wenn nur dann das Angebot einer
Schule der Sekundarstufe | in einer Gemeinde gesichert wird, den
Schilerinnen und Schilern der Weg zu einer anderen Schule der
Sekundarstufe | in der Gemeinde nicht zugemutet werden kann oder
sich aus dem Standort und der Schulentwicklungsplanung ergibt, dass
die FortfUhrung fur die soziale und kulturelle Entwicklung eines
siedlungstopografisch deutlich abgegrenzten Gemeindeteils von
entscheidender Bedeutung ist und diese Aufgabe nicht von einer
anderen weiterfihrenden Schule ibernommen werden kann.

(6) Gymnasien mussen in der Sekundarstufe | bei der Errichtung
mindestens drei Parallelklassen pro Jahrgang haben, bei der
FortfGhrung mindestens zwei Parallelklassen pro Jahrgang. Wird



diese Mindestgrofe unterschritten, kann ein Gymnasium fortgefuhrt
werden, wenn sich aus der Schulentwicklungsplanung ergibt, dass
dies im Planungszeitraum nur vorubergehend der Fall ist und den
Schulerinnen und Schuilern der Weg zu einem anderen Gymnasium
mit mindestens zwei Parallelklassen pro Jahrgang nicht zugemutet
werden kann.

(7) Gesamtschulen mussen bis Klasse 10 mindestens vier Parallel-
klassen pro Jahrgang haben. Wird diese Mindestgrof3e unterschritten,
kann eine Gesamtschule fortgefuhrt werden, wenn sich aus der Schul-
entwicklungsplanung ergibt, dass dies im Planungszeitraum nur
voribergehend der Fall ist und den Schulerinnen und Schilern der
Weg zu einer anderen Gesamtschule mit mindestens vier Parallel-
klassen pro Jahrgang nicht zugemutet werden kann.

(8) In der gymnasialen Oberstufe ist eine Jahrgangsbreite von
mindestens 42 Schilerinnen und Schilern im ersten Jahr der Qualifi-
kationsphase erforderlich. Das Ministerium kann Ausnahmen von
dieser MindestgroRe zulassen.

(9) Das Weiterbildungskolleg hat in der Regel eine Mindestzahl von
240 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Bestehende Einrichtungen
(Abendrealschule, Abendgymnasium, Kolleg) kdnnen als Weiterbil-
dungskolleg fortgefihrt werden, sofern sie als Abendrealschule
mindestens 160, als Abendgymnasium oder Kolleg mindestens 240
Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben. Ein Weiterbildungskolleg
kann auch fortgefuhrt werden, wenn den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern der Weg zu einer anderen Bildungseinrichtung, die einen
entsprechenden Abschluss vermittelt, nicht zugemutet werden kann.

(10) Durch Rechtsverordnung bestimmt das Ministerium die Mindest-
gréfien von Foérderschulen und von Klinikschulen.

§ 83 (Fn 25)
Grundschulverbund, Teilstandorte von Schulen

(1) Grundschulen mit weniger als 92 und mindestens 46 Schulerinnen
und Schilern kdnnen nur als Teilstandorte gefuhrt werden (Grund-
schulverbund), wenn der Schultrager deren Fortfihrung fr erfor-
derlich halt. Kleinere Teilstandorte konnen ausnahmsweise von der
oberen Schulaufsichtsbehorde zugelassen werden, wenn der Weg zu
einem anderen Grundschulstandort der gewahlten Schulart den
Schulerinnen und Schulern nicht zugemutet werden kann und
mindestens zwei Gruppen gebildet werden kdnnen. Die Vorschriften
zu den Klassengrolien bleiben unberihrt. Spatestens flnf Jahre nach
Bildung eines Grundschulverbundes ist in der Schule in einer einheit-
lichen Organisation gemalf} § 11 Absatzen 2 und 3 zu unterrichten. Bei
jahrgangsubergreifendem Unterricht gemal} § 11 Absatz 4 ist fur die
einheitliche Organisation ausreichend, wenn am anderen Teilstandort
des Grundschulverbundes jahrgangstbergreifend in den Klassen 1
und 2 sowie 3 und 4 unterrichtet wird. Die Schulaufsichtsbehérde soll
Ausnahmen von der Verpflichtung zu einer einheitlichen Organisation
gemal den Satzen 4 und 5 zulassen, sofern an einem Teilstandort auf
Grund der Vorschriften fur die Klassengrof3en jahrgangsubergreifende



Gruppen gebildet werden und die Schule durch ein padagogisches
Konzept darlegt, dass ein Einsatz der Lehrerinnen und Lehrer an allen
Teilstandorten im Grundschulverbund moglich ist.

(2) Grundschulverbinde kénnen auch aus Gemeinschaftsgrund-
schulen und Bekenntnisgrundschulen oder Weltanschauungsgrund-
schulen gebildet werden. An dem bekenntnisgepragten oder weltan-
schaulich gepragten Standort werden Schulerinnen und Schuler nach
den Grundsatzen dieses Bekenntnisses oder dieser Weltanschauung
unterrichtet und erzogen. §§ 26 und 27 finden auf einen solchen
Standort entsprechende Anwendung.

(3) Besteht ein Grundschulverbund aus Standorten unterschiedlicher
Schularten, mussen beide Schularten in der Schulleitung (§ 60)
vertreten sein. An einem bekenntnisgepragten oder weltanschaulich
gepragten Standort nehmen eine Teilschulkonferenz und eine
Teilschulpflegschaft die darauf bezogenen Belange wahr.

(4) Eine Sekundarschule kann mit allen Parallelklassen mehrerer
Jahrgange an einem und allen Parallelklassen der Ubrigen Jahrgange
an anderen Teilstandorten gefuhrt werden (horizontale Gliederung).
Sie kann mit mindestens funf Parallelklassen pro Jahrgang einen
Teilstandort mit zwei Parallelklassen pro Jahrgang fuhren, wenn nur
dann das schulische Angebot der Sekundarstufe | in einer Gemeinde
gesichert wird (vertikale Gliederung). Weitere Ausnahmen bei verti-
kaler Gliederung sind in begriindeten Einzelfallen moglich, wenn das
fachliche Angebot und die Qualitatsstandards nicht eingeschrankt
werden.

(5) Eine Gesamtschule kann mit allen Parallelklassen mehrerer
Jahrgange an einem und allen Parallelklassen der Ubrigen Jahrgange
an anderen Teilstandorten gefuihrt werden (horizontale Gliederung).
Sie kann ausnahmsweise auch mit mindestens sechs Parallelklassen
pro Jahrgang einen Teilstandort mit zwei oder drei Parallelklassen pro
Jahrgang fuhren, wenn nur dann das schulische Angebot der Sekun-
darstufe | in einer Gemeinde gesichert wird (vertikale Gliederung).

(6) Schulen kénnen in begriindeten Fallen an Teilstandorten in zumut-
barer Entfernung geflihrt werden. Absatze 1 bis 5 bleiben unberthrt.

(7) In den Fallen der Absatze 1 bis 6 darf durch die Bildung von
Teilstandorten kein zusatzlicher Lehrerstellenbedarf entstehen. Der
Schultrager ist verpflichtet, die sachlichen Voraussetzungen daftr zu
schaffen, dass der ordnungsgemafe Unterricht nicht beeintrachtigt
wird.

§ 84 (Fn 26)
Schuleinzugsbereiche

(1) Fur jede offentliche Schule kann der Schultrager durch Satzung ein
raumlich abgegrenztes Gebiet als Schuleinzugsbereich bilden. Eine
Schule kann die Aufnahme einer Schilerin oder eines Schilers
ablehnen, wenn sie oder er nicht im Schuleinzugsbereich wohnt und
keinen wichtigen Grund flr den Besuch der Schule darlegt. § 46



Absatze 5 und 6 bleibt unberuhrt.

(2) Fur Berufsschulen kann die obere Schulaufsichtsbehérde durch
Rechtsverordnung fir einzelne Ausbildungsberufe Bezirksfachklassen
bilden, wenn die Schilerzahlen im Einzugsbereich eines Schultragers
gemal der Verordnung zur Ausfihrung des § 93 Abs. 2 flr die
Fachklassenbildung nicht ausreichen. Die beteiligten Schultrager sind
anzuhdren.

(3) Sofern Bezirksfachklassen innerhalb eines Regierungsbezirks
nicht gebildet werden konnen, bildet das Ministerium durch Rechtsver-
ordnung flr ein rdumlich abgegrenztes Gebiet bezirksubergreifende
Fachklassen.

§ 85 (Fn 38)
Schulausschuss

(1) Die Gemeinden, die Kreise und die Schulverbande kénnen fir die
von ihnen getragenen Schulen einen oder mehrere Schulausschisse
bilden.

(2) Der Schulausschuss wird nach den Vorschriften der kommunalen
Verfassungsgesetze zusammengesetzt. Je eine oder ein von der
katholischen Kirche und der evangelischen Kirche benannte Vertre-
terin oder benannter Vertreter ist als standiges Mitglied mit beratender
Stimme zu berufen. AuRerdem kdnnen Vertreterinnen und Vertreter
der Schulen (§ 59) zur standigen Beratung berufen werden. Ebenso
konnen von den Schulpflegschaften nach § 72 Absatz 4 sowie von
den Schulervertretungen nach § 74 Absatz 8 benannte Personen mit
beratender Stimme berufen werden.

(3) Wird kein Schulausschuss, sondern ein gemeinsamer Ausschuss
gebildet, findet Absatz 2 Satze 2 bis 4 mit der Malgabe Anwendung,
dass die Mitwirkung der benannten Vertreter auf Gegenstande des
Schulausschusses beschrankt bleibt.

Neunter Teil

Schulaufsicht

§ 86 (Fn 26)
Schulaufsicht

(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Landes. Die
Schulaufsicht umfasst die Gesamtheit der Befugnisse zur zentralen
Ordnung, Organisation, Planung, Leitung und Beaufsichtigung des
Schulwesens mit dem Ziel, ein Schulsystem zu gewahrleisten, das
allen jungen Menschen ihren Fahigkeiten entsprechende Bildungs-
madglichkeiten eroffnet.

(2) Die Schulaufsicht umfasst insbesondere

1. die Fachaufsicht Uber Schulen und die Zentren flr schulpraktische
Lehrerausbildung gemal § 5 Absatz 1 des Lehrerausbildungsge-



setzes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308) in der jeweils geltenden
Fassung (Zentren),

2. die Dienstaufsicht Uber Schulen und die Zentren,

3. die Aufsicht Uber die Schulen in freier Tragerschaft nach Maligabe
des Elften Teils.

Sie hat die Aufgabe, die Schultrager zur Erfullung ihrer Pflichten
anzuhalten und das Interesse der kommunalen Selbstverwaltung an
der Schule zu fordern.

(3) Die Schulaufsicht wird von den Schulaufsichtsbehdérden wahrge-
nommen. Sie gewahrleisten die Entwicklung und Sicherung der
Quialitat schulischer Arbeit, die Vergleichbarkeit der Abschlisse und
Berechtigungen. Sie unterstitzen die Schulentwicklung und die
Entwicklung der Zentren insbesondere durch Verfahren der Systembe-
ratung und der Férderung von EvaluationsmalRnahmen der Schulen
und der Zentren sowie durch eigene Evaluation. Sie férdern die Perso-
nalentwicklung und fihren Malihahmen der Lehrerausbildung und
Lehrerfortbildung durch. Dabei sollen sie die Eigenverantwortung der
einzelnen Schule und der Zentren und die FUhrungsverantwortung der
Schulleitungen und Leitungen der Zentren beachten.

(4) Die Schulaufsichtsbehorde kann sich jederzeit Uber die Angelegen-
heiten der Schulen und der Zentren informieren und dazu Unterrichts-
besuche und Besuche von Veranstaltungen der Zentren durchflhren.

(5) Die Befugnisse nach Absatz 4 stehen auch den fir die Qualitats-
analyse von Schulen zustandigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
bei der oberen Schulaufsichtsbehorde zu. Sie sind hinsichtlich ihrer
Feststellungen bei der Durchfihrung der Qualitatsanalyse und deren
Beurteilung an Weisungen nicht gebunden. Bei ihrer Berufung ist
darauf zu achten, dass die Schulformen anteilig vertreten sind. Das
Ministerium wird ermachtigt, die Aufgaben und die Organisation durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des fur Schulen zustandigen
Landtagsausschusses zu regeln. Einzelheiten des Geschaftsablaufs
regelt eine Geschaftsordnung, die vom Ministerium zu erlassen ist.
Die Qualitatsanalyse kann auf Wunsch des jeweiligen Schultragers
auch im Bereich von Schulen in freier Tragerschaft erfolgen, wobei
vorab die Zusammenarbeit in einer Kooperationsvereinbarung zu
regeln ist.

§ 87 (Fn 38)
Schulaufsichtspersonal

Die Schulaufsicht wird durch hauptamtlich tatige, schulfachlich und
verwaltungsfachlich vorgebildete Beamtinnen und Beamte ausgeubt.
Schulaufsichtliche Aufgaben konnen auch Lehrerinnen und Lehrern im
Rahmen ihres Hauptamtes, insbesondere als Fachberaterinnen und
Fachberater, Ubertragen werden.

§ 88 (Fn 26)



Schulaufsichtsbehorden

(1) Oberste Schulaufsichtsbehorde ist das Ministerium. Es nimmt far
das Land die Schulaufsicht Gber das gesamte Schulwesen wahr und
entscheidet Uber Angelegenheiten von grundsatzlicher Bedeutung. Es
sichert die landeseinheitlichen Grundlagen fir die padagogische und
organisatorische Arbeit der Schulen und fur ein leistungsfahiges
Schulwesen.

(2) Obere Schulaufsichtsbehorde ist die Bezirksregierung. Sie nimmt
in ihrem Gebiet die Schulaufsicht Uber die Schulen, die besonderen
Einrichtungen sowie die Zentren flr schulpraktische Lehrerausbildung
nach dem Lehrerausbildungsgesetz wahr.

(3) Untere Schulaufsichtsbehdrde ist das staatliche Schulamt. Es ist
der kreisfreien Stadt oder dem Kreis zugeordnet. Es nimmt in seinem
Gebiet die Schulaufsicht Uber die Grundschulen wahr und die
Fachaufsicht Gber

1. die Hauptschulen,

2. die Forderschulen mit einem der Forderschwerpunkte Lernen,
Sprache, emotionale und soziale Entwicklung, geistige Entwicklung
sowie korperliche und motorische Entwicklung mit Ausnahme der
Forderschulen im Bildungsbereich der Realschule, des Gymnasiums
und des Berufskollegs,

3. die Forderschulen im Verbund (§ 20 Absatz 7), sofern sie nicht im
Bildungsbereich der Realschule, des Gymnasiums oder des Berufs-
kollegs unterrichten oder einen der Forderschwerpunkte Horen und

Kommunikation oder Sehen umfassen.

(4) Die Schulaufsichtsbehorden und die Schultrager sollen eng
zusammenarbeiten und sich dabei insbesondere gegenseitig und
rechtzeitig ber MalRnahmen mit Auswirkungen auf den jeweils
anderen Bereich informieren.

§ 89 (Fn 6)
Besondere Zustandigkeiten

(1) Die obere Schulaufsichtsbehérde und das Schulamt tGben im
Rahmen ihrer Zustandigkeiten die Schulaufsicht tGber die Schulen in
Einrichtungen der erzieherischen Hilfe im Benehmen mit dem
Landschaftsverband aus.

(2) Fur Schulversuche und Versuchsschulen kann das Ministerium
durch Rechtsverordnung die Schulaufsicht abweichend von § 88 Abs.
2 und 3 regeln.

(3) Soweit es zur einheitlichen Wahrnehmung der Schulaufsicht erfor-
derlich ist, kann das Ministerium einer Bezirksregierung die Ausubung
der Schulaufsicht in einem bestimmten Aufgabengebiet auch fur den
Bereich einer oder mehrerer anderer Bezirksregierungen durch
Rechtsverordnung Ubertragen. Dies gilt insbesondere flr die
Sicherung einheitlicher fachlicher Unterrichtsanforderungen und



besondere organisatorische oder schulfachliche Vorhaben. Entspre-
chendes gilt fur die Schulamter.

(4) Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit dem fir Kommunales zustandigen Ministerium dem Schulamt
allgemeine Angelegenheiten fur alle Schulformen und Schulstufen
zuweisen.

(5) Das Ministerium kann einzelne Schulaufsichtsbeamtinnen und
Schulaufsichtsbeamte beauftragen, die Schulaufsicht in einem
bestimmten Aufgabengebiet flir den Bereich mehrerer Schulaufsichts-
behorden derselben Ebene wahrzunehmen.

§ 90
Organisation
der oberen Schulaufsichtsbehorde

Die Aufgaben der oberen Schulaufsichtsbehdrde werden in einer
Schulabteilung wahrgenommen, die aus schulfachlichen und verwal-
tungsfachlichen Aufsichtsbeamtinnen und Aufsichtsbeamten besteht.

§ 91 (Fn 38)
Organisation
der unteren Schulaufsichtsbehorde

(1) Das Schulamt besteht aus einem oder mehreren schulfachlichen
Mitgliedern (schulfachliche Aufsichtsbeamtin oder schulfachlicher
Aufsichtsbeamter) und einem verwaltungsfachlichen Mitglied
(Oberburgermeisterin oder Oberburgermeister, Landratin oder
Landrat). Die Vertretung des verwaltungsfachlichen Mitglieds richtet
sich nach den Vorschriften der Gemeindeordnung oder der Kreis-
ordnung.

(2) Die obere Schulaufsichtsbehdrde bestellt eine schulfachliche
Aufsichtsbeamtin oder einen schulfachlichen Aufsichtsbeamten zur
Sprecherin oder zum Sprecher des schulfachlichen Dienstbereichs
des Schulamtes.

(3) Zum Dienstbereich des schulfachlichen Mitglieds gehdren die
schulfachlichen Angelegenheiten einschliel3lich der dienstrechtlichen
Entscheidungskompetenz. Zum Dienstbereich des verwaltungsfach-
lichen Mitglieds gehdren die sonstigen rechtlichen, insbesondere die
verwaltungsrechtlichen und die haushaltsrechtlichen Angelegenheiten.

(4) Das Ministerium kann fur die staatlichen Schulamter zur Sicher-
stellung ihrer Funktionsfahigkeit, insbesondere einer gleichgerichteten
Aufgabenwahrnehmung, durch Verwaltungsvorschriften allgemeine
Regelungen zur Einrichtung und zum Betrieb erlassen. Es gibt den
staatlichen Schulamtern eine Geschaftsordnung, in der insbesondere
die innere Gliederung und die Aufgaben, die Zusammenarbeit der
Mitglieder, der Geschaftsablauf und die Vertretungsbefugnis geregelt
werden.

(5) Die schulfachlichen Aufsichtsbeamtinnen und Aufsichtsbeamten



stehen im Dienst des Landes. Vor der Besetzung der Stellen sind die
beteiligte kreisfreie Stadt oder der beteiligte Kreis anzuhoren.

(6) Die Personalausgaben flir das schulfachliche Personal des staat-
lichen Schulamts tragt das Land. Die Ubrigen fir die Wahrnehmung
der Aufgaben erforderlichen Kosten (Dienstkrafte, Dienstrdume und
sachliche Mittel) tragen die kreisfreien Stadte und Kreise.

Zehnter Teil

Schulfinanzierung

§ 92 (Fn 38)
Kostentrager

(1) Schulkosten sind die Personalkosten und die Sachkosten. Kosten
fur die individuelle Betreuung und Begleitung einer Schulerin oder
eines Schulers, durch die die Teilnahme am Unterricht in der allge-
meinen Schule, der Forderschule oder der Klinikschule erst ermdglicht
wird, gehdren nicht zu den Schulkosten.

(2) Die Personalkosten fur Lehrerinnen und Lehrer sowie das padago-
gische und sozialpadagogische Personal gemal} § 58 an offentlichen
Schulen, deren Trager das Land, eine Gemeinde oder ein Gemeinde-
verband ist, tragt das Land.

(3) Alle Ubrigen Personalkosten und die Sachkosten tragt der Schul-
trager.

(4) Schulgeld wird nicht erhoben.

§ 93 (Fn 6)
Personalkosten, Unterrichtsbedarf

(1) Die Personalkosten bestimmen sich nach den Vorschriften des
Landeshaushaltsrechts. Zu den Personalkosten gehoren auch die
Kosten fur Fortbildung sowie die hierfir erforderlichen Reisekosten.

(2) Durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung der fur Schulen und
fur Haushalt und Finanzen zustandigen Landtagsausschusse bedarf,
regelt das Ministerium im Einvernehmen mit dem fur Finanzen zustan-
digen Ministerium das Verfahren fur die Ermittlung der Zahl der
Lehrerstellen und bestimmt nach den padagogischen und verwal-
tungsmafigen Bedurfnissen der einzelnen Schulformen, Schulstufen
und Klassen

1. die Zahl der wochentlichen Unterrichtsstunden der Schulerinnen
und Schdler,

2. die Zahl der wochentlichen Pflichtstunden der Lehrerinnen und
Lehrer,

3. die Klassengrofien und die Berechnungsgrundlagen fir die
Ermittlung der kommunalen Klassenrichtzahl als Hochstgrenze fir die



zu bildenden Eingangsklassen an Grundschulen,
4. die Zahl der Schulerinnen und Schler je Lehrerstelle,

5. die Zahl der Lehrerstellen, die den Schulen zusatzlich fir den
Unterrichtsmehrbedarf und den Ausgleichsbedarf zugewiesen werden
kdonnen,

6. den Stichtag fur die Ermittlung der Schiler- und Klassenzahlen.

(3) Die Relation der Zahl der Schulerinnen und Schuler je Lehrerstelle
sowie die Zahl der Lehrerstellen, die den Schulen zusatzlich fur den
Unterrichtsmehrbedarf und den Ausgleichsbedarf zugewiesen werden
kdnnen, sind jeweils fir ein Schuljahr zu bestimmen.

(4) Zur Erprobung neuer Arbeitszeitmodelle kann das Ministerium
Ausnahmen von der Bemessung der Arbeitszeit nach wochentlichen
Pflichtstunden zulassen.

§ 94 (Fn 10)
Sachkosten

(1) Sachkosten sind insbesondere die Kosten flir die Errichtung,
Bewirtschaftung und Unterhaltung der erforderlichen Schulgebaude
und Schulanlagen, fur die Ausstattung der Schulen, fur die notwen-
digen Haftpflichtversicherungen sowie die Kosten der Lernmittelfreiheit
und die Schulerfahrkosten.

(2) Das Land gewahrt den Schultragern fur auf3erunterrichtliche
Ganztags- und Betreuungsangebote (§ 9 Abs. 2 und 3) Zuschisse
nach Maligabe des Haushalts.

(3) Bei Schulverbanden aus mehreren Gemeinden werden die Schul-
tragerkosten je zur Halfte nach der Zahl der Schulerinnen und Schuler
und nach den Umlagegrundlagen der Kreisumlage, bei kreisfreien
Stadten der Kommunalverbandsumlage, verteilt. Gehdrt eine
Gemeinde zu mehreren Schulverbanden, so errechnet sich fir jeden
Schulverband die Umlagegrundlage der Gemeinde im Sinne des
Satzes 1 nach dem Verhaltnis der Schulerinnen und Schuler, die aus
der Gemeinde seine Schule besuchen, zu der Gesamtzahl der o6ffent-
lichen Schulen gleicher Art besuchenden Kinder der Gemeinde. Die
Satze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung, wenn eine
Gemeinde, die eigene Schulen unterhalt, zugleich einem Schul-
verband angehort. Fur die Verteilung wird die Durchschnittszahl der
Schulerinnen und Schuler zugrunde gelegt, die am 15. Oktober der
letzten drei Jahre die Schule besucht haben. Die Verhaltniszahl gilt fur
jeweils drei aufeinander folgende Rechnungsjahre.

(4) Die Aufteilung kann durch Satzung oder durch Anordnung der
oberen Schulaufsichtsbehdrde im Einvernehmen mit der Kommunal-
aufsichtsbehodrde unter Zustimmung der Beteiligten abweichend
geregelt werden. Bestehen Schulverbande nicht nur aus Gemeinden,
ist die Aufteilung durch Satzung zu regeln.



§ 95 (Fn 15)
Bewirtschaftung von Schulmitteln

(1) Das Land kann den Schulen nach Maligabe des Haushalts im
Rahmen des § 92 Abs. 2 Personalmittel zur eigenverantwortlichen
Bewirtschaftung zuweisen.

(2) Die eigenverantwortliche Bewirtschaftung von Sachmitteln durch
die Schulen richtet sich nach den fur den Schultrager geltenden
haushalts- und kassenrechtlichen Regelungen. Insoweit kdnnen
Schultrager die Schulleiterin oder den Schulleiter ermachtigen, im
Rahmen der von der Schule zu bewirtschaftenden Haushaltsmittel
Rechtsgeschafte mit Wirkung fir den Schultrager abzuschlieen und
fur diesen Verpflichtungen einzugehen.

(3) Schultrager kénnen zur Erleichterung der Mittelbewirtschaftung
durch die Schulen Schulgirokonten einrichten. Diesen Konten kdnnen
auch zusatzliche eigene Einnahmen der Schulen zugefiihrt werden.
Mit Zustimmung des Schultrdgers kdnnen diese Konten auch fir die
Verwaltung von treuhanderischen Geldern genutzt werden.

§ 96 (Fn 6)
Lernmittelfreiheit

(1) Den Schulerinnen und Schilern der 6ffentlichen Schulen und
Ersatzschulen werden vom Schultrager nach MalRgabe eines Durch-
schnittsbetrages abzlglich eines Eigenanteils von der Schule einge-
fuhrte Lernmittel gemalf § 30 zum befristeten Gebrauch unentgeltlich
uberlassen. In Ausnahmefallen kdnnen ihnen, soweit dies wegen der
Art der Lernmittel erforderlich ist, diese zum dauernden Gebrauch
ubereignet werden.

(2) Der Durchschnittsbetrag entspricht den durchschnittlichen Aufwen-
dungen fur die Beschaffung der in einem Schuljahr oder an Berufs-
kollegs fur den Bildungsgang insgesamt erforderlichen Lernmittel. Die
Uberschreitung von Durchschnittsbetragen in einzelnen Klassen
(Stufen, Kursen, Semestern) einer Schule ist zulassig, wenn ein
Ausgleich innerhalb der Schule gewahrleistet ist und der Gesamt-
rahmen der festgesetzten Durchschnittsbetrage nicht Gberschritten
wird.

(3) Der Eigenanteil bestimmt den Anteil, bis zu dem die Eltern
verpflichtet sind, Lernmittel nach Entscheidung der Schule auf eigene
Kosten zu beschaffen. Der Eigenanteil darf ein Drittel des Durch-
schnittsbetrages nicht Uberschreiten. Der Eigenanteil entfallt fir
Empfangerinnen und Empfanger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem Sozialgesetzbuch Zwdlftes Buch (SGB XII). Uber weitere Entlas-
tungen vom Eigenanteil entscheidet der Schultrager in eigener Verant-
wortung.

(4) Besuchen Schulerinnen und Schuler mit Hauptwohnung in
Nordrhein-Westfalen eine auRerhalb des Landes gelegene 6ffentliche
Schule oder staatlich genehmigte Privatschule, so werden ihnen die
entstandenen Lernmittelkosten in entsprechender Anwendung der flr



Schulen innerhalb des Landes geltenden Bestimmungen zu Lasten
des Landes von der Wohnsitzgemeinde erstattet, wenn die besuchte
Schule die nachstgelegene im Sinne des Schilerfahrkostenrechts ist
und ihnen in der Schule aulerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen
keine Lernmittelfreiheit gewahrt wird.

(5) Das Ministerium setzt im Einvernehmen mit dem fur Kommunales
zustandigen Ministerium und dem fur Finanzen zustandigen Minis-
terium durch Rechtsverordnung den Durchschnittsbetrag und die
Hohe des Eigenanteils fest, bis zu dem Lernmittel auf eigene Kosten
zu beschaffen sind.

§ 97 (Fn 37)
Schilerfahrkosten

(1) Den Schulerinnen und Schulern der allgemein bildenden Schulen
gemal §§ 11, 14 bis 18, der Forderschulen gemal’ § 20, der Klinik-
schule gemafl § 21 und der Berufskollegs in Vollzeitform gemaf § 22,
die ihren Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen haben, werden die Kosten
erstattet, die fur ihre wirtschaftlichste Beférderung zur Schule und
zuruck notwendig entstehen. Dies gilt nicht fir Schulerinnen und
Schuler von Bildungsgangen des Berufskollegs, deren Besuch eine
abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt.

(2) Den Schulerinnen und Schilern der Bezirksfachklassen an Berufs-
kollegs werden die notwendigen Fahrkosten erstattet, soweit sie einen
zumutbaren Eigenanteil Ubersteigen.

(3) Bietet der Schultrager oder ein von ihm beauftragtes Verkehrsun-
ternehmen im Rahmen eines besonderen Tarifangebots der Verkehrs-
unternehmen Schilerzeitkarten an, die Uber den Schulweg hinaus
auch zur sonstigen Benutzung von Angeboten des offentlichen
Nahverkehrs berechtigen, kann der Schultrager nach Maligabe der
Rechtsverordnung einen von den Eltern zu tragenden Eigenanteil
festsetzen. Der Eigenanteil entfallt fur Schiulerinnen und Schuler, fur
die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Sozialgesetzbuch Zwolftes
Buch (SGB XlI) geleistet wird. Uber weitere Entlastungen vom Eigen-
anteil entscheidet der Schultrager in eigener Verantwortung. Werden
Schulerzeitkarten nach Satz 1 zur Verfigung gestellt, sind sie die
wirtschaftlichste Art der Beforderung; es entfallt jegliche Erstattung
von Fahrkosten.

(4) Das Ministerium bestimmt im Einvernehmen mit dem fur Kommu-
nales zustandigen Ministerium, dem fur Finanzen zustandigen Minis-
terium und dem fur Verkehr zustandigen Ministerium durch Rechtsver-
ordnung

1. die Anforderungen an die wirtschaftlichste Beforderung,

2. die Entfernungen und die sonstigen Umstande, bei denen
Fahrkosten notwendig entstehen,

3. Voraussetzungen und Hochstbetrag fur die Erstattung und fir den
zumutbaren Eigenanteil,



4. Ausnahmen fur schwerbehinderte Schulerinnen und Schuler und fur
Schulerinnen und Schuiler mit sonderpadagogischem Forderbedarf, fur
arbeitslose Berufsschulpflichtige und fir Berufsschilerinnen und
Berufsschiiler, fur die es keine entsprechende Beschulungsmag-
lichkeit im Lande gibt,

5. die Voraussetzungen der Erstattung von Schulerfahrkosten fur
Ersatzschulen.

§ 98 (Fn 10)
Zuwendungen

(1) Schulen kénnen fir den Schultrager bei der Erfullung ihrer
Aufgaben durch Sach- und Geldzuwendungen Dritter unterstutzt
werden. Der Schultrager stellt sicher, dass einzelne Schulen nicht
unangemessen bevorzugt oder benachteiligt werden.

(2) Zuwendungen entbinden den Schultrager nicht von seinen finanzi-
ellen Verpflichtungen nach diesem Gesetz.

§ 99
Sponsoring, Werbung

(1) Schulen durfen zur Erfullung ihrer Aufgaben fur den Schultrager
Zuwendungen von Dritten entgegennehmen und auf deren Leistungen
in geeigneter Weise hinweisen (Sponsoring), wenn diese Hinweise mit
dem Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule vereinbar sind und
die Werbewirkung deutlich hinter den schulischen Nutzen zurucktritt.
Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter mit
Zustimmung der Schulkonferenz und des Schultragers.

(2) Im Ubrigen ist Werbung, die nicht schulischen Zwecken dient, in
der Schule grundsatzlich unzulassig. Uber Ausnahmen entscheidet
das Ministerium.

(3) § 98 Abs. 2 qilt entsprechend.
Elfter Teil
Schulen in freier Tragerschaft

Erster Abschnitt
Ersatzschulen

§ 100 (Fn 19)
Begriff, Grundsatze

(1) Die schulische Bildung wird durch o6ffentliche Schulen und Schulen
in freier Tragerschaft wahrgenommen. Schulen in freier Tragerschaft
erganzen und bereichern im Rahmen des Artikels 7 Abs. 4 und 5 des
Grundgesetzes und des Artikels 8 Abs. 4 der Landesverfassung das
offentliche Schulwesen.



(2) Schulen in freier Tragerschaft sind Ersatzschulen, wenn sie in
ihren Bildungs- und Erziehungszielen im Wesentlichen Bildungs-
gangen und Abschlissen entsprechen, die nach diesem Gesetz oder
auf Grund dieses Gesetzes vorhanden oder vorgesehen sind.

(3) Fur Ersatzschulen gelten die Ubrigen Vorschriften dieses
Gesetzes, soweit die Gleichwertigkeit mit den 6ffentlichen Schulen es
erfordert. Auf Ersatzschulen finden Uber die Vorschriften dieses
Abschnitts hinaus die Bestimmungen dieses Gesetzes Anwendung,
wenn und soweit dies ausdrucklich bestimmt ist. Die Regelungen zur
Schulpflicht bleiben unberthrt. Eltern, die Kommunikationsunter-
stutzung benotigen und deren Kinder eine genehmigte Ersatzschule
besuchen, haben die Rechte aus § 8 Absatz 1 des Behindertengleich-
stellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2003 (
GV. NRW. S. 766) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit
der Kommunikationsunterstitzungsverordnung Nordrhein-Westfalen
vom 15. Juni 2004 (GV. NRW. S. 336) in der jeweils geltenden
Fassung.

(4) Ersatzschulen haben das Recht, mit gleicher Wirkung wie 6ffent-
liche Schulen Zeugnisse zu erteilen, Abschlisse zu vergeben und
unter Vorsitz einer staatlichen Prufungsleiterin oder eines staatlichen
Prufungsleiters Prifungen abzuhalten. Die Vorschriften fur 6ffentliche
Schulen gelten unmittelbar.

(5) Ersatzschulen missen gleichwertige Formen der Mitwirkung von
Schiulerinnen, Schulern und Eltern im Sinne des Siebten Teils dieses
Gesetzes gewahrleisten.

(6) Schulen in freier Tragerschaft, die besondere padagogische
Reformgedanken verwirklichen, kdnnen als Ersatzschulen eigener Art
genehmigt werden. Absatz 4 gilt nicht flr diese Schulen.

(7) Trager offentlicher Schulen durfen keine Ersatzschulen errichten
oder betreiben. Der Genehmigung als Ersatzschule steht ferner
entgegen, wenn der Trager einer offentlichen Schule auf die Ersatz-
schule oder ihren Trager einen bestimmenden Einfluss austben kann.
Beitrage zur Aufbringung der Eigenleistung nach § 105 Absatz 6 Satz
1 3. Halbsatz bleiben unberuhrt.

§ 101 (Fn 3)
Genehmigung, vorlaufige Erlaubnis,
Aufhebung, Erléschen

(1) Ersatzschulen bedurfen der Genehmigung der oberen Schulauf-
sichtsbehorde. Sie wird erteilt, wenn die Schule in ihren Lehrzielen
und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer
Lehrkrafte nicht hinter den o6ffentlichen Schulen zuriucksteht und wenn
eine Sonderung der Schulerinnen und Schuler nach den Besitzverhalt-
nissen der Eltern nicht geférdert wird.

(2) Eine Schule in freier Tragerschaft kann bis zur Feststellung der
Gleichwertigkeit vorlaufig, langstens vier Jahre nach Errichtung, als
Ersatzschule erlaubt werden. Die von solchen Schulen ausgestellten



Zeugnisse werden beim Ubergang auf andere Schulen anerkannt.

(3) Ersatzschulen sind berechtigt, den 6ffentlichen Schulen gleich-
wertige Lehr- und Erziehungsmethoden zu entwickeln und sich eine
besondere padagogische, religiose oder weltanschauliche Pragung zu
geben.

(4) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichts-
verwaltung ein besonderes padagogisches Interesse anerkennt oder,
auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschafts-
schule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden
soll und eine o6ffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht
besteht (Artikel 7 Abs. 5 GG).

(5) Eine Ersatzschule darf nur errichten, betreiben oder leiten, wer die
Gewahr dafur bietet, dass sie oder er nicht gegen die verfassungs-
malfige Ordnung verstolit und die personliche Zuverlassigkeit besitzt.
Errichtung und Betrieb einer Ersatzschule erfordern dartber hinaus
die wirtschaftliche Zuverlassigkeit des Tragers; bei Personenvereini-
gungen und juristischen Personen gilt dies entsprechend fir die
vertretungsberechtigten Personen.

(6) Die Genehmigung ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen fur
die Genehmigung im Zeitpunkt der Erteilung nicht vorlagen oder
spater weggefallen sind und dem Mangel trotz Aufforderung der
oberen Schulaufsichtsbehdrde innerhalb einer bestimmten Frist nicht
abgeholfen worden ist.

(7) Die Genehmigung oder die vorlaufige Erlaubnis erlischt, wenn die
Schule nicht innerhalb eines Jahres seit der Zustellung des Genehmi-
gungsbescheides in Betrieb genommen wird oder wenn der Schulbe-
trieb langer als ein Jahr geruht hat.

§ 102 (Fn 22)
Lehrerinnen und
Lehrer an Ersatzschulen

(1) Leiterinnen und Leiter sowie Lehrerinnen und Lehrer von Ersatz-
schulen bedurfen zur Austibung ihrer Tatigkeit der Genehmigung der
oberen Schulaufsichtsbehoérde. Hierzu sind die Anstellungsvertrage
und Qualifikationsnachweise der Lehrerinnen und Lehrer vorzulegen.
Soweit die Lehrerin oder der Lehrer Uber eine Lehramtsbefahigung
verfugt und ihr entsprechend im Unterricht eingesetzt werden soll, ist
die Ausubung der Tatigkeit der oberen Schulaufsichtsbehorde
lediglich anzuzeigen.

(2) Die Anforderungen an die wissenschaftliche Ausbildung der Lehre-
rinnen und Lehrer sind erflllt, wenn eine fachliche, padagogische und
unterrichtliche Vor- und Ausbildung sowie die Ablegung von Prufungen
nachgewiesen werden, die der Vor- und Ausbildung und den
Prufungen der Lehrerinnen und Lehrer an den entsprechenden offent-
lichen Schulen im Wert gleichkommen. Auf diesen Nachweis kann in
besonderen Ausnahmefallen verzichtet werden, wenn die Eignung der
Lehrerin oder des Lehrers durch gleichwertige freie Leistungen



nachgewiesen wird.

(3) Die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrerinnen und
Lehrer muss der der Lehrerinnen und Lehrer an vergleichbaren 6ffent-
lichen Schulen gleichwertig sein. Lehrerinnen und Lehrer an Ersatz-
schulen konnen Planstelleninhaberinnen oder Planstelleninhaber sein,
deren Beschaftigungsverhaltnis dem einer Beamtin oder eines
Beamten auf Lebenszeit vergleichbar ist. Bei der Berufung in das
Dienstverhaltnis, bei Beforderungen in herausgehobene Leitungs- und
Funktionsamter und bei Beendigung des Dienstverhaltnisses mussen
dann die allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften beachtet
werden, soweit diese nicht auf der Eigenart des 6ffentlichen Dienstes
beruhen. Das Beschaftigungsverhaltnis der Ubrigen an der Ersatz-
schule beschaftigten Lehrerinnen und Lehrer muss demjenigen von
Beschaftigten im 6ffentlichen Dienst vergleichbar sein.

(4) Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 kann nur zurtickge-
nommen werden, wenn Tatsachen vorliegen, die bei Lehrerinnen oder
Lehrern 6ffentlicher Schulen zu einer Beendigung des Dienstverhalt-
nisses fuhren oder die Entfernung aus dem Dienst rechtfertigen
wurden. Aus den gleichen Grunden kann auch ein gemal’ Absatz 1
Satz 3 angezeigter Unterrichtseinsatz untersagt werden.

§ 103 (Fn 26)
Wechsel von Lehrerinnen
und Lehrern innerhalb des Landes

(1) Die Ubernahme von Planstelleninhaberinnen und Planstellenin-
habern in den o6ffentlichen Schuldienst oder in den Schulaufsichts-
dienst ist im Rahmen freier und besetzbarer Stellen in einem Amt
zulassig, das ihrer Rechtsstellung auf Grund des Planstelleninhaber-
vertrages im Ersatzschuldienst entspricht. Dies gilt entsprechend flir
die Ubernahme von Lehrkréaften aus dem 6ffentlichen Schuldienst als
Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber in den Ersatzschul-
dienst. Die Ubernahme erfolgt unter Beibehaltung der nach den besol-
dungsrechtlichen Vorschriften bisher festgesetzten Erfahrungsstufe.

(2) Die an Ersatzschulen verbrachten Dienstzeiten von Planstellenin-
haberinnen und Planstelleninhabern werden bei Einstellung in den
offentlichen Schuldienst auf die ruhegehaltfahige Dienstzeit wie bei
einer standigen Verwendung als Beamtin oder Beamter im Landes-
dienst angerechnet.

(3) Lehrerinnen und Lehrer an 6ffentlichen Schulen kdnnen ohne
Dienstbezuge zur Dienstleistung an Ersatzschulen in Nordrhein-
Westfalen beurlaubt werden. Die Zeit, wahrend der eine ohne Dienst-
bezlge beurlaubte Lehrkraft an einer Ersatzschule tatig ist, ist
bezuglich der Ruhegehaltfahigkeit einer Tatigkeit im offentlichen
Schuldienst gleichgestelit.

(4) Bei Beurlaubung einer Planstelleninhaberin oder eines Planstellen-
inhabers ohne Dienstbezige fur eine Tatigkeit auRerhalb des Schul-
dienstes des Ersatzschultragers an anderen kirchlichen oder
sonstigen Einrichtungen ist von der oberen Schulaufsichtsbehdrde auf



der Grundlage der vom Schultrager anerkannten offentlichen Belange
uber die Berucksichtigung der Beurlaubungszeiten als ruhegehalt-
fahige Dienstzeit einschliel3lich der Erhebung eines Versorgungszu-
schlages sowie Uber deren Bezuschussung zu entscheiden.

§ 104
Schulaufsicht tiber Ersatzschulen

(1) Die Schulaufsicht sorgt fur die Einhaltung der Genehmigungsvor-
aussetzungen, der Vorschriften Gber die Erteilung von Zeugnissen und
Berechtigungen sowie der sonstigen flir Ersatzschulen geltenden
Rechtsvorschriften.

(2) Wesentliche Anderungen der Voraussetzungen fiir die Geneh-
migung einer Ersatzschule bedurfen der Genehmigung.

(3) Die Auflésung einer Ersatzschule ist nur zum Ende eines Schul-
jahres zulassig. Sie ist spatestens sechs Monate vor Schuljahresende
der oberen Schulaufsichtsbehérde anzuzeigen. Dabei sind die fir die
anderweitige Unterbringung der Schulerinnen und Schiler sowie die
fur die Uberwachung der Schulpflichterfiillung erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten mitzuteilen. AuRerdem ist daftr Sorge zu
tragen, dass der Ubertritt der Schiilerinnen und Schiiler in andere
Schulen nicht unnétig erschwert wird.

(4) Die voribergehende Schlieung der Ersatzschule bedarf der
Genehmigung der oberen Schulaufsichtsbehoérde.

(5) Die Genehmigung geht auf einen anderen Trager Uber, wenn die
obere Schulaufsichtsbehdrde den Ubergang der Genehmigung vor

dem Wechsel der Tragerschaft ausdrucklich zugelassen hat. In den
ubrigen Fallen erlischt die Genehmigung.

(6) Das Ministerium trifft durch Rechtsverordnung nahere Bestim-
mungen zur Durchfihrung der §§ 100 bis 104, insbesondere Uber die
Genehmigung und Fuhrung von Ersatzschulen, die Anstellung von
Lehrerinnen und Lehrern, das Feststellungsverfahren zum Nachweis
der wissenschaftlichen und padagogischen Eignung der Lehrerinnen
und Lehrer sowie die Schulaufsicht.

Zweiter Abschnitt
Ersatzschulfinanzierung

§ 105
Grundsatze

(1) Genehmigte Ersatzschulen haben Anspruch auf die zur Durch-
fUhrung ihrer Aufgaben und zur Erflllung ihrer Pflichten erforderlichen
Zuschusse des Landes (Artikel 8 Abs. 4 Satz 3 der Landesverfassung)
nach naherer Bestimmung dieses Abschnitts. Erforderlich sind insbe-
sondere Zuschusse zu den fortdauernden Personal- und Sachaus-
gaben. Ausgaben durfen grundsatzlich nur in Hohe der Aufwen-
dungen vergleichbarer &ffentlicher Schulen anerkannt werden.



(2) Das Land gewahrt Schultragern auf Antrag Zuschusse zur
Sicherung der Dienstbezuge und zur Altersversorgung des lehrenden
Personals, zu den Vergutungen des Verwaltungs- und Hauspersonals,
zu den fortdauernden Sachausgaben, fur Bauinvestitionen sowie zur
angemessenen Abgeltung des Aufwands fur die Bereitstellung der
Schuleinrichtung und der Schulgebaude und -raume.

(3) Die nach § 101 Abs. 2 vorlaufig erlaubten Ersatzschulen haben
keinen Rechtsanspruch auf Zuschisse. Sie erhalten ab Genehmigung
fur die abgelaufenen Haushaltsjahre 50 vom Hundert der Zuschulsse,
die ihnen bei sofortiger Genehmigung gewahrt worden waren, sofern
der Schulbetrieb ohne wesentliche Beanstandungen stattgefunden
hat. Die Bezuschussung der Kosten der Lernmittelfreiheit und der
Schulerfahrkosten erfolgt hiervon abweichend im gleichen Umfang wie
fur genehmigte Ersatzschulen.

(4) Ersatzschulen, die an einem Schulstandort organisatorisch oder
wirtschaftlich als Einheit gefihrt werden, gelten fir die Bezuschussung
als eine Schule (Bundelschulen).

(5) Die Gewahrung von Landeszuschussen setzt voraus, dass die
Ersatzschule auf gemeinnutziger Grundlage arbeitet. Die Landeszu-
schusse sind zweckgebunden und durfen nicht abgetreten oder
verpfandet werden.

(6) Die Schultrager sind verpflichtet, die Landeszuschiisse
wirtschaftlich einzusetzen; sie haben sie zur Aufbringung der Eigen-
leistung durch eigene Mittel oder Einnahmen zu erganzen. Auf die
Eigenleistung sind fortdauernde Zuwendungen Dritter anzurechnen,
die zur Aufbringung der Eigenleistung gewahrt werden.

(7) Bei der Berechnung der Zuschisse flur Ersatzschulen, die mit
einem Internat, Schilerheim oder einer sonstigen Einrichtung
verbunden sind, bleiben die damit zusammenhangenden Einnahmen,
Personal- und Sachausgaben und Aufwendungen fur die Raumbe-
schaffung auf3er Betracht. Dies gilt insoweit nicht, als solche Raume
und Einrichtungen unterrichtlichen Zwecken der Schulen dienen
einschlieB3lich bezuschusster Ganztagsschulen sowie Angeboten
Offener Ganztagsschulen im Sinne des § 9 Abs. 3.

§ 106 (Fn 37)
Landeszuschuss und Eigenleistung

(1) Die erforderlichen Landeszuschisse werden den Schultragern
nach Maldgabe der nachstehenden Vorschriften entweder auf der
Grundlage der tatsachlichen Ausgaben oder diesen Rechnung
tragenden Kostenpauschalen gewahrt. Die Zuschusse bemessen sich
mit Ausnahme der Kostenpauschalen nach dem Haushaltsfehlbetrag
der Ersatzschule. Als Haushaltsfehlbetrag gilt der Betrag, um den bei
Rechnungsabschluss die fortdauernden Ausgaben hoher als die
fortdauernden Einnahmen der Schule sind.

(2) Nach den tatsachlichen Ausgaben zu bezuschussen sind



1. an Personalkosten

a) die Dienstbezuge der Lehrerinnen und Lehrer und des sonstigen
padagogischen Personals, begrenzt auf den Stellenumfang, der zur
Erteilung des lehrplanmafigen Unterrichts (§ 107 Abs. 1) erforderlich
ist, sowie

b) die fur das erforderliche padagogische Personal anfallenden
Aufwendungen fur Beihilfe, Unfallfirsorge, Altersversorgung sowie die
Beitrage zur Sozialversicherung,

2. an Sachkosten

a) die gesetzlich vorgesehenen Umlagen und Ausgleichsabgaben
einschliel3lich von Beitragen zur Berufsgenossenschaft, die der Schul-
trager als Arbeitgeber fur das padagogische Personal und das
Verwaltungs- und Hauspersonal abzufuhren hat,

b) Gerichts-, Sachverstandigen- und ahnliche Kosten einschliel3lich
der Kosten arztlicher Untersuchungen der Schilerinnen und Schiler,
soweit landesseitig veranlasst,

c) die Kosten der Lernmittelfreiheit und die Schilerfahrkosten,

d) die ortsublich angemessene Miete oder Pacht fur die Bereitstellung
der Schulgebaude und -raume sowie

e) Aufwendungen fur Bauinvestitionen nach MalRRgabe des § 110.

(3) Die Uber Absatz 2 Nr. 1 hinaus anfallenden Personalkosten fr
Lehrerinnen und Lehrer werden gemaf § 107 Abs. 3, die Kosten des
Verwaltungs- und Hauspersonals gemaf § 107 Abs. 4 bis 6 sowie die
uber Absatz 2 Nr. 2 hinausgehenden Sachkosten gemaRd § 108
pauschaliert abgegolten.

(4) Die pauschalierten Mittel sind gegenseitig deckungsfahig. Nicht
verbrauchte oder nicht zweckentsprechend eingesetzte Pauschalmittel
sind nach MalRgabe der §§ 112 Abs. 6, 113 Abs. 4 zurlckzufordern.
Bei Hinzutreten neuer oder Wegfall bestehender Kostenfaktoren sowie
bei wesentlichen Kostenveranderungen, die nicht bereits mittels Preis-
indizes berucksichtigt werden, ist eine entsprechende Anpassung der
Kostenpauschalen vorzunehmen.

(5) Die Eigenleistung des Schultragers betragt 15 vom Hundert,
abweichend hiervon bei Férderschulen (§ 20 Abs. 1 Nr. 2) und Kilinik-
schulen (§ 20 Abs. 1 Nr. 4) 11 vom Hundert der anerkannten fortdau-
ernden Ausgaben und der Baukostenzuschusse fur die Ersatzschule
(Regeleigenleistung). Auf die Regeleigenleistung ist die Bereitstellung
von Schulgebauden und -raumen mit 7 vom Hundert anzurechnen,
wenn Aufwendungen fir Miete oder Pacht nicht veranschlagt werden.
Die Bereitstellung der Schuleinrichtung wird mit einer pauschalen
Anrechnung von 2 vom Hundert abgegolten. Bei Forderschulen und
Klinikschulen als Bestandteil einer Bundelschule gemaf § 105 Abs. 4
sowie bei sonderpadagogischen Forderklassen an allgemeinen
Berufskollegs nach § 20 Abs. 1 Nr. 3 gilt dies mit der Maligabe, dass
sich die den unterschiedlichen Regeleigenleistungen zuzuordnenden



Ausgaben prozentual nach dem Verhaltnis ihres Stellenbedarfs zum
Stellenbedarf der sonstigen organisatorisch zusammengefassten
Schulformen der Bindelschule oder des allgemeinen Berufskollegs
gemal § 107 Abs. 1 bemessen.

(6) Die Eigenleistung des Schultragers entfallt fir die Schulbudgets fur
die Lehrerfortbildung nach § 108 Abs. 5 sowie die Kosten der Lernmit-
telfreiheit und fur Schilerfahrkosten im Sinne der zu §§ 96 und 97
getroffenen Regelungen.

(7) Bei einer nur voribergehenden finanziellen Notlage kann die
Eigenleistung auf Antrag des Schultragers durch die obere Schulauf-
sichtsbehorde bis auf 2 vom Hundert der Ausgaben flr langstens bis
zu funf Jahren herabgesetzt werden.

(8) Eine ErmaRigung setzt voraus, dass dem Schultrager bei einer
nicht selbst herbeigefihrten wirtschaftlich bedenklichen Finanzlage
eine hohere Eigenleistung unter Berucksichtigung seiner sonstigen
Einklnfte und Verpflichtungen nicht zuzumuten ist. Dazu hat der
Schultrager nachzuweisen, dass er alle Anstrengungen unternommen
hat, zumutbare andere Finanzierungsmaoglichkeiten oder Hilfsquellen
der ihn tragenden oder nahestehenden naturlichen oder juristischen
Personen auszuschopfen. Unterhalt der Schultrager mehrere Schulen,
ist eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen.

(9) Bei Hinzutreten besonderer Umstande kann das Ministerium im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium einer langeren Ermafkigung
der Eigenleistung zustimmen, wenn der Fortbestand der Schule auf
Dauer gesichert erscheint.

(10) Zusatzliche Personal- und Sachausgaben konnen fur Bedarfe, die
nicht bereits durch Kostenpauschalen abgedeckt sind, bis zur Hohe
der tatsachlichen Ausgaben durch die obere Schulaufsichtsbehérde
anerkannt werden, wenn hierfiir ein besonderes padagogisches oder
ein besonderes offentliches Interesse vorliegt. Bei voribergehender
Verwendung von Lehrerinnen und Lehrern aus Ersatzschulen fur
padagogische Aufgaben im 6ffentlichen Schuldienst entfallt fur diese
die Eigenleistung des Schultragers bei den Personalkosten.

(11) Im Einzelfall kann das Ministerium auch eine von Absatz 5 abwei-
chende Eigenleistung ohne Vorliegen der Voraussetzungen der
Absatze 7 und 8 auf Dauer im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium festlegen. Dies setzt voraus, dass ein besonderes Landesin-
teresse an der Erganzung des Schulwesens durch einzelne Schulen
mit einem besonderen Bildungsangebot oder einem Uberregionalen
Einzugsbereich besteht.

(12) Das Land Ubernimmt far Trager von Ersatzschulen, die Beteiligte
in der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander sind, im Falle
der Zahlungsunfahigkeit des Ersatzschultragers die Haftung fur die
Gegenwerte, die aufgrund des Ausscheidens des Ersatzschultragers
oder einer von ihm getragenen Ersatzschule aus der Versorgungsan-
stalt des Bundes und der Lander entstehen.



§ 107 (Fn 22)
Personalkosten

(1) Die Bezuschussung des erforderlichen Aufwands an Personal-
kosten zur Erteilung des lehrplanmafigen Unterrichts (Grundstellen-
bedarf) und der nach Maltgabe des Haushalts zuerkannten Unter-
richtsmehrbedarfe und Ausgleichsbedarfe richtet sich mit Ausnahme
der in Absatz 3 Nr. 1 aufgeflihrten Bedarfe nach den fur die offent-
lichen Schulen gemaR § 93 Abs. 2 geltenden Vorschriften zur
Ermittlung der Zahl der Lehrerstellen. Nach naherer Mal3gabe der
Rechtsverordnung nach § 115 kénnen hiervon abweichende
Regelungen getroffen werden, soweit diese auf der Eigenart des
Ersatzschulwesens beruhen.

(2) Die nach Absatz 1 erforderlichen Personalausgaben fur Lehre-
rinnen und Lehrer sowie fur das sonstige padagogische Personal
durfen in Héhe der im 6ffentlichen Dienst fur vergleichbare 6ffentliche
Schulen nach Mal3gabe der beamten-, besoldungs-, versorgungs-
oder tarifrechtlichen Vorschriften zu zahlenden Betrage veranschlagt
werden.

(3) Pauschal abgegolten werden in Form prozentualer Zuschlage

1. die Personalausgaben fur Lehrerinnen und Lehrer fur zusatzliche
Unterrichtsmehrbedarfe und Ausgleichsbedarfe bei befristeter
Beschaftigung von Aushilfskraften (fur Mutterschutz, Haus- und
Vertretungsunterricht und andere den Unterricht unterstiutzende oder
erganzende MalRnahmen einschlielBlich von Mehrarbeitsvergutungen),

durch eine Personalbedarfspauschale in Hohe von 2 vom Hundert

2. die Uber § 106 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b hinaus anfallenden Neben-
kosten flr das padagogische Personal,

durch eine Personalnebenkostenpauschale in Hohe von 0,5 vom
Hundert auf den nach Absatz 1 ermittelten Stellenbedarf (Stellensoll).

Die sich hiernach insgesamt errechnenden Zuschlagsstellen werden
abweichend von Absatz 2 mit einem Pauschalbetrag je Stelle und
Schulform kapitalisiert, den das Ministerium in der Rechtsverordnung
entsprechend den im 6ffentlichen Schulbereich nach Schulformen
getroffenen Stellenbewertungen fir Aushilfskrafte festsetzt.

(4) Die Personal- und Personalnebenkosten des erforderlichen
Verwaltungs- und Hauspersonals werden pauschal abgegolten. Das
Ministerium legt in der Rechtsverordnung Durchschnittsvergutungen je
Stelle nach MalRgabe der fur das Land geltenden tariflichen Bestim-
mungen fest.

(5) Fur das Verwaltungspersonal bemisst sich die bezuschussungs-
fahige Stellenzahl nach gestaffelt festgesetzten Schwellenwerten an
Schulerzahlen je Schulform/Bildungsgang.

(6) Fur das Hauspersonal bemisst sich die bezuschussungsfahige
Stellenzahl nach dem gestaffelt festgesetzten Umfang der
anerkannten schulisch genutzten Flache.



(7) Fur Lehrerinnen und Lehrer im Tarifbeschaftigungsverhaltnis an
Ersatzschulen Ubernimmt das Land unter Bezug auf § 8 a des Alters-
teilzeitgesetzes fur den Fall der Zahlungsunfahigkeit des Ersatzschul-
tragers die Haftung fur alle Wertguthaben, die wahrend der Fortdauer
der Finanzierung nach den §§ 105 bis 115 auf Grund einer Altersteil-
zeitvereinbarung im Sinne des § 2 Abs. 2 des Altersteilzeitgesetzes
entstehen.

(8) Fur Lehrerinnen und Lehrer im Tarifbeschaftigungsverhaltnis an
Ersatzschulen Gbernimmt das Land fur den Fall der Zahlungsunfa-
higkeit des Ersatzschultragers die Haftung fur alle Wertguthaben, die
wahrend der Fortdauer der Finanzierung nach § 105 bis § 115 unter
Bezug auf § 7 e des Vierten Buches des Sozialgesetzbuches auf
Grund einer Wertguthabenvereinbarung im Sinne des § 7 b des
Vierten Buches des Sozialgesetzbuchs entstehen.

§ 108
Sachkosten

(1) Fur die fortdauernden Sachausgaben - mit Ausnahme der in § 106
Abs. 2 Nr. 2 aufgeflihrten Sachkosten sowie der gesonderten
Pauschalen unterfallenden Ausgaben fur Bewirtschaftung und Lehrer-
fortbildung - werden je Schulform/Bildungsgang Pauschalbetrage
gestaffelt nach den in der Rechtsverordnung zu § 93 Abs. 2 festge-
legten Klassenrichtzahlen festgesetzt (Grundpauschale).

(2) Ausgaben fur die Bewirtschaftung der Schulgrundsticke, Schulge-
baude und -raume, insbesondere fur Heizungs- und Wartungskosten,
Kosten fur Wasser, Energie, Reinigung, Gebaude- und Sachversiche-
rungen sowie 6ffentliche Abgaben werden in Form einer Kostenpau-
schale abgegolten (Bewirtschaftungspauschale). Das Ministerium legt
die Bewirtschaftungspauschale auf der Grundlage von mehrjahrigen
Durchschnittswerten an Bewirtschaftungsausgaben der Ersatzschulen
je Quadratmeter anerkannter schulisch genutzter Flache fest.

(3) Die Bewirtschaftungspauschale erhdht sich um eine Sonderpau-
schale fur die kleineren und gréReren Bauunterhaltungsarbeiten in
Hohe von 1,8 vom Hundert sowie fir die Pflege vorhandener Aulden-
anlagen einschlie3lich von AuRensportanlagen in Héhe von 0,3 vom
Hundert des Neubauwertes des Jahres 1970.

(4) Die Grundpauschale des Absatzes 1 und die Bewirtschaftungspau-
schale des Absatzes 2 sind jeweils nach drei Jahren der Kostenent-
wicklung anzupassen. Der Anpassung der Pauschalen ist die
Entwicklung des vom Statistischen Bundesamt verdffentlichten Preis-
indexes fur die Lebenshaltung der privaten Haushalte in Deutschland
(Gesamtindex) fur diesen Zeitraum nach dem Stand September des
Vorjahres in der Hohe der festgestellten prozentualen Veranderung
des Preisindexes zugrunde zu legen.

(5) Ersatzschulen erhalten entsprechend den fiir vergleichbare 6ffent-
liche Schulen getroffenen Regelungen zweckgebundene Schul-
budgets fur Lehrerfortbildung.



§ 109
Aufwendungen fur Miete oder Pacht

(1) Schultrager als Mieter oder Pachter der Schulgrundstticke, Schul-
gebaude und -rdume erhalten einen Zuschuss, der die Aufwendungen
an Miete oder Pacht angemessen abgilt.

(2) Miete oder Pacht kdnnen nur fir die anerkannte schulisch genutzte
Flache und in angemessener Hohe bezuschusst werden. Die
tatsachlich gezahlte Miete ist grundsatzlich angemessen, wenn sie die
ortsubliche gewerbliche Nettokaltmiete bei Buronutzung mit mittlerem
Nutzungswert nicht Uberschreitet.

(3) Die Mietfestsetzungen sind regelmalig anhand der Mietpreisent-
wicklung auf ihre ortstbliche Angemessenheit hin zu Uberprufen.

§ 110
Forderfahige SchulbaumaBnahmen

(1) Dem Trager einer genehmigten Ersatzschule werden auf Antrag
die Zinsen fur ein Darlehen bezuschusst, das zur Finanzierung von
notwendigen Schulbaumalinahmen aufzunehmen ist. Die Darlehens-
zinsen durfen im Haushalt nur veranschlagt werden, wenn die obere
Schulaufsichtsbehérde der Baumaflnahme und der Darlehensauf-
nahme vor Baubeginn zugestimmt hat. Tilgungsraten dirfen nicht
veranschlagt werden.

(2) Forderfahige Schulbaumalnahmen sind

1. bauliche Instandsetzung, die nicht aus laufenden Bauunterhaltungs-
mitteln bestritten werden kann,

2. Neubau und bauliche Erweiterung von Schulgebauden und

3. der Umbau von Schulgebauden und sonstigen Gebauden zur
Schaffung von zusatzlichem Schulraum,

4. Sportfreianlagen bis zu einem Betrag von 200.000 Euro.
(3) Nicht forderfahig sind die Aufwendungen fur
1. das Grundstuck, den Erwerb von Gebauden und die ErschlieRung,

2. die Erstausstattung, soweit es sich nicht um mit dem Gebaude fest
verbundene Einrichtungen handelt,

3. Schulbaumalnahmen, durch die Schulraum nur behelfsmallig oder
fur eine Ubergangszeit gewonnen wird,

4. kleinere Schulbaumalinahmen, bei denen der zuschussfahige
Bauaufwand unter 20.000 Euro liegt (Bagatellfalle).

(4) Der angemeldete Bauaufwand ist nur in der H6he bezuschus-
sungsfahig, die im Rahmen einer wirtschaftlichen und zweckmagigen



Planung zur Behebung eines Schulraumfehlbedarfs oder zur Bausa-
nierung von der oberen Schulaufsichtsbehdrde baufachlich als erfor-
derlich anerkannt wird.

(5) Der bezuschussungsfahige Bauaufwand flr Schulbaumal3nahmen
nach Absatz 2 Nr. 1 bemisst sich nach den ermittelten tatsachlich
notwendigen Ausgaben.

(6) Neu-, Erweiterungs- und Umbaumalnahmen nach Absatz 2 Nr. 2,
3 und 4 orientieren sich an dem Bauaufwand, der nach dem Schul-
raumbedarf fir die Schaffung des erforderlichen Schulraums einer
vergleichbaren 6ffentlichen Schule notwendig ist (anzuerkennende
schulisch genutzte Flache). Der bezuschussungsfahige Bauaufwand
darf die in der Rechtsverordnung festgelegten Kostenrichtsatze nicht
ubersteigen. Die Kostenrichtsatze sind jeweils nach funf Jahren unter
Berucksichtigung des vom Statistischen Bundesamt veroffentlichen
Preisindexes fir Wohngebaude (Bauleistungen am Bauwerk) zu
Uberprufen.

(7) Die Bezuschussung von Darlehenszinsen ist zur Teilfinanzierung
nur bis zu 50 vom Hundert der fur die Schulbaumalnahme von der
oberen Schulaufsichtsbehorde als notwendig anerkannten Gesamt-
ausgaben und bis zur Hochstdauer von zehn Jahren zulassig.
Zuschusse Dritter werden nicht auf den Landeszuschuss angerechnet.

(8) Das Land hat Anspruch auf Wertausgleich, wenn die von ihm
geforderten Schulgebaude fir einen anderen als den bei der
Zuschussgewahrung bestimmten Zweck genutzt werden.

§ 111
Folgelasten aufgeldster Schulen

(1) Wird eine Schule ganz oder teilweise aufgeldst, ist flr eine ander-
weitige entsprechende Verwendung der hauptberuflichen Lehrerinnen
und Lehrer im Schuldienst des bisherigen oder eines anderen Ersatz-
schultragers zu sorgen. Ist dieses nicht maglich, ist das Land
verpflichtet, eine den Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhabern
zumutbare Unterbringung auf freien Stellen der 6ffentlichen Schulka-
pitel sicherzustellen. Flr das uUbrige hauptberuflich tatige padago-
gische Personal priuft das Land, inwieweit eine Unterbringung im
offentlichen Schuldienst auf freien und besetzbaren Stellen ermdglicht
werden kann.

(2) Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber sind mit Auflésung
der Schule in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen, sofern keine
anderweitige Verwendung im Ersatzschuldienst moglich ist. lhr
Ruhegehalt sowie die Versorgungslasten der aufgeldsten Schule
werden vom Land ohne Abzug einer Eigenleistung Uber das
Landesamt fur Besoldung und Versorgung festgesetzt und zahlbar
gemacht.

(3) Der Anspruch auf Ruhegehalt bleibt auller Ansatz, wenn eine
Planstelleninhaberin oder ein Planstelleninhaber anderweitig im Schul-
dienst tatig ist oder eine zumutbare Beschaftigung im Ersatzschul-



dienst oder im offentlichen Schuldienst abgelehnt hat. Bei Ablehnung
des Angebots einer zumutbaren anderweitigen Beschaftigung im
Schuldienst trifft die obere Schulaufsichtsbehdrde die Feststellung
uber den Verlust der Versorgungsbezuge.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht fur Lehrerinnen oder Lehrer, die
als Mitglieder religioser oder gemeinnutziger Gemeinschaften an der
Schule zur Zeit der Auflésung tatig waren.

(5) Unbeschadet der Absatze 1 bis 4 haftet das Land fur die Verbind-
lichkeiten einer Ersatzschule aus betrieblicher Altersversorgung den
Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhabern und ihren Hinterblie-
benen gegenuber unbeschrankt, soweit ohne diese Haftung eine
Eintrittspflicht des Tragers der Insolvenzsicherung auf Grund und nach
Maligabe von § 7 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen
Altersversorgung gegeben ware.

§ 112
Haushaltsplan, Beantragung und
Festsetzung der Zuschusse

(1) Der Schultrager ist verpflichtet, flr jedes Haushaltsjahr einen
Haushaltsplan aufzustellen, der die fortdauernden Einnahmen und
fortdauernden Ausgaben fur die Schule enthalt. Das Haushaltsjahr der
Ersatzschule deckt sich mit dem Haushaltsjahr des Landes. Fur die
Berechnung und Auszahlung der Zuschusse ist die obere Schulauf-
sichtsbehorde zustandig. Die Zuschusse werden auf Antrag des
Schultragers fur die Dauer eines Haushaltsjahres gewahrt. Dem
Antrag sind der Haushaltsplan, der Stellenplan und die Besoldungs-
Ubersicht beizufligen. Der Antrag muss bis zum 1. Juli des Haushalts-
jahres gestellt werden.

(2) Das Ministerium schreibt einen Musterhaushaltsplan und Formular-
muster insbesondere fur den Stellenplan und die Besoldungsubersicht
vor, die fur den Schultrager verbindlich sind.

(3) Der Schultrager hat seine Kassen- und Buchflhrung sowie die
Ausgestaltung der Belege nach den flr das 6ffentliche Haushalts-
wesen geltenden Grundsatzen oder nach den Grundsatzen der
kaufmannischen Buchfihrung einzurichten.

(4) Unter Berucksichtigung der Jahresrechnung des Vorjahres und des
Haushaltsplans werden Abschlagszahlungen auf den voraussicht-
lichen Zuschuss in monatlichen Teilbetragen im Voraus geleistet;
eintretende Veranderungen insbesondere der Personalausgaben sind
zeitnah zu berucksichtigen.

(5) Die endgultige Hohe der Zuschiisse wird von der oberen Schulauf-
sichtsbehorde nach Vorlage der Jahresrechung und weiterer
Nachweise gemaf § 113 sowie erforderlichenfalls nach Durchfuhrung
einer ortlichen Prifung festgesetzt (Festsetzungsbescheid). Die
Festsetzung soll zeitnah, spatestens zwei Jahre nach Abschluss des
betreffenden Haushaltsjahres, erfolgen.



(6) Nach endgultiger Festsetzung des Zuschusses unter Abzug der
Eigenleistung und Bekanntgabe an den Schultrager erfolgt der
Ausgleich der vorlaufigen Abschlagszahlungen. Von dem errechneten
Zuschussbedarf sind die bereits geleisteten Abschlagszahlungen
abzusetzen. Uberschiisse sind unverziglich zuriickzuzahlen und
Fehlbetrage (§ 106 Abs. 1 Satz 3) nachzuzahlen. § 113 Abs. 4 bleibt
unberuhrt.

(7) Das Land kann bei uberhdhten Abschlagszahlungen seinen
Ruckzahlungsanspruch mit Forderungen des Schultragers
aufrechnen. Nicht fristgerecht zuriickgezahlte Betrage sind mit 3 vom
Hundert Uber dem Basiszinssatz zu verzinsen.

§ 113
Jahresrechnung
und Verwendungsnachweis

(1) Nach Ablauf des Haushaltsjahres ist vom Schultrager eine Jahres-
rechnung auf der Grundlage des Haushaltsplans (§ 112) aufzustellen.
Die Jahresrechnung, mit der er die Festsetzung des Landeszu-
schusses beantragt, ist spatestens bis zum 1. April nach Ablauf des
Haushaltsjahres der oberen Schulaufsichtsbehorde einzureichen.

(2) Zum Nachweis des zweckentsprechenden Mitteleinsatzes zu
Lasten der Kostenpauschalen wird dem Grunde und der Hohe nach
ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen, der eine summa-
rische Darstellung der Einnahmen und Ausgaben entsprechend der
Gliederung des Musterhaushaltsplans zu den entsprechenden
Abschnitten der Jahresrechnung enthalt.

(3) Der Nachweis der zweckentsprechenden Mittelverwendung in der
Jahresrechnung kann auch durch einen von einer Wirtschaftsprifung
gepruften Jahresabschluss erbracht werden, der die Ordnungsge-
maliheit der Buchfihrung sowie die bestimmungsgemale und
wirtschaftliche Verwendung der Landeszuschusse im Jahresabschluss
bestatigt. Ein kirchlicher Schultrager mit dem Status einer offentlich-
rechtlichen Korperschaft kann den Nachweis sowohl fir seine Schulen
als auch fur Schulen ihm nahestehender Schultrager durch Priftestat
seiner Rechnungspriufungsstelle erbringen.

(4) Soweit die fur die Zwecke der Kostenpauschalen vom Schultrager
nachgewiesenen tatsachlichen Ausgaben das veranschlagte Mittelvo-
lumen der Kostenpauschalen nicht erreichen und auch keine ander-
weitige Verwendung im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfahigkeit
der Kostenpauschalen (§ 106 Abs. 4 Satz 1) vorliegt, ist zunachst von
den nicht verbrauchten Mitteln ein Betrag in Hohe des Vom-Hundert-
Satzes der jeweiligen Eigenleistung abzusetzen. Der verbleibende
Uberschuss ist nach naherer Mafigabe der Rechtsverordnung nach §
115 grundsatzlich bis zur Halfte dem Schultrager zu belassen und wie
ein Zuschuss Dritter auf die Eigenleistung des folgenden Haushalts-
jahres anzurechnen. Die Anrechnung ist dabei nur bis zur Hohe der
Eigenleistung nach dem letzten Festsetzungsbescheid zulassig.



§ 114 (Fn 12)
Prufungsrecht

(1) Die obere Schulaufsichtsbehdrde und der Landesrechnungshof
sind berechtigt, die zweckentsprechende Verwendung der Landeszu-
schisse sowie die ordnungsgemalle Haushalts- und Wirtschafts-
fuhrung der Schultrager im Sinne des § 7 Landeshaushaltsordnung zu
prufen. Dies schliel3t die Befugnis ein, die Einrichtungen und
Abrechnung der Ersatzschule erforderlichenfalls durch Beauftragte an
Ort und Stelle nachprifen zu lassen (6rtliche Prifung).

(2) Einzelne Bereiche kann das Ministerium auch anderen Landesbe-
hérden und -einrichtungen zur Prifung Ubertragen. In den Fallen des
§ 113 Abs. 3 kann die obere Schulaufsichtsbehdrde von einer geson-
derten Prufung absehen.

(3) In Beihilfe- und Versorgungsangelegenheiten des Personals an
Ersatzschulen bearbeiten auf Antrag des Ersatzschultragers gegen
Entgelt

1. die Beihilfeangelegenheiten an Ersatzschulen die oértlich zustandige
Bezirksregierung,

2. die Versorgungsangelegenheiten der Planstelleninhaberinnen und
Planstelleninhaber das Landesamt fur Besoldung und Versorgung,
zusatzlich deren Beihilfeangelegenheiten, sofern beides beantragt
wird.

Die Festsetzungen der ermachtigten Stellen sind ohne Prifung der
Bezuschussung zugrunde zu legen.

§ 115 (Fn 26)
) Durchflihrung, ,
Ubergangsvorschriften

(1) Das Ministerium trifft durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung
der fr Schulen und fur Haushalt und Finanzen zustandigen Landtags-
ausschusse bedarf, im Einvernehmen mit dem fur Kommunales
zustandigen Ministerium und dem fur Finanzen zustandigen Minis-
terium ndhere Bestimmungen zur Durchfihrung der Ersatzschulfinan-
zierung, insbesondere Uber

1. das Verfahren der Zuschussgewahrung, den Musterhaushaltsplan,
verbindliche Formularmuster, die L"Jbermittlung auf elektronischen
Datentragern sowie die Ruckforderung Uberzahlter Betrage und deren
Verzinsung,

2. die Berechnungsgrundlagen und die Hohe der bezuschussungsfa-
higen Personal- und Sachausgaben der Schule einschlie3lich der
Bestandteile und Hohe der einzelnen Kostenpauschalen, deren
gegenseitige Deckungsfahigkeit, die Verwendung nicht verbrauchter
Mittel aus den Kostenpauschalen im nachfolgenden Haushaltsjahr
sowie die Anpassung der Kostenpauschalen an Kostensteigerungen
mittels Preisindizes,



3. die Art und den Umfang der zu berucksichtigenden Einnahmen der
Schule sowie der anzurechnenden Zuwendungen Diritter,

4. die Aufbringung der Eigenleistung, das Wahlrecht des Schultragers,
als Eigentimer oder Mieter abzurechnen, die anerkennungsfahige
Hohe einer ortsublich angemessenen Miete oder Pacht, die Voraus-
setzungen und das Verfahren zur Herabsetzung der Eigenleistung
sowie der Anerkennung eines besonderen padagogischen oder eines
besonderen offentlichen Interesses,

5. die Zuordnung von Ersatzschulen besonderer padagogischer
Pragung zu bestimmten Schulformen,

6. die Ubertragung von Teilaufgaben (Bearbeitung gegen Entgelt und/
oder Prufung der Beihilfe und Versorgung des Personals an Ersatz-
schulen) auf andere Landesbehdrden,

7. die forderfahigen Schulbaumalnahmen, den zuschussfahigen
Bauaufwand, die Héhe von Kostenrichtwerten flr Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten, das Bewilligungsverfahren sowie den Wertaus-
gleich bei Wegfall der schulischen Nutzung.

(2) Die Bewirtschaftungspauschale (§ 108 Absatz 2) wird zum
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Gesetzes auf 33 Euro je Quadrat-
meter anerkannter schulisch genutzter Flache festgelegt.

(3) Alle auf Grund der Anerkennung eines besonderen padagogischen
Interesses gemal § 7 des Gesetzes Uber die Finanzierung von
Ersatzschulen (Ersatzschulfinanzgesetz - EFG) vom 27. Juni 1961
(GV. NRW. S. 230) in der bis zum 31. Dezember 2005 geltenden
Fassung erfolgten Refinanzierungszusagen, die Uber das jeweilige
Haushaltsjahr hinausreichen, sind innerhalb von zwei Jahren ab In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes dem Grunde und der Héhe nach zu
Uberprufen. Sie sind zu widerrufen, wenn sie durch die Zuschlsse
nach diesem Gesetz unter Einbeziehung der Besitzstandswahrung
abgedeckt werden. Entsprechendes gilt fur die Herabsetzung der
Eigenleistung sowie die Anerkennung besonderer Zuschusstatbe-
stande.

(4) Die in § 10 EFG enthaltene Regelung zur Abgeltung der Altersver-
sorgung fur Lehrkrafte als Mitglieder religioser Ordensgemeinschaften
ist auf die bestehenden Versorgungsverhaltnisse weiterhin
anzuwenden.

Dritter Abschnitt
Erganzungsschulen

§ 116 (Fn 10)
Begriff, Anzeigepflicht, Bezeichnung

(1) Erganzungsschulen sind Schulen in freier Tragerschaft, die keine
Ersatzschulen sind.

(2) Die Errichtung von Erganzungsschulen ist der oberen Schulauf-
sichtsbehorde drei Monate vor Aufnahme des Unterrichtsbetriebes



anzuzeigen. Die Anzeige muss die Bezeichnung der Schule enthalten,
den Schultrager und die Schulleiterin oder den Schulleiter benennen
sowie Auskunft geben Uber das Bildungsziel, den Lehrplan, die Schul-
anlagen, die Schuleinrichtungen und die vorgesehene Schiilerzahl.

(3) Trager, Leiterinnen und Leiter und Lehrerinnen und Lehrer von
Erganzungsschulen missen die erforderliche personliche Zuverlas-
sigkeit besitzen und die Gewahr dafur bieten, dass Unterricht und
Erziehung und die dabei verwendeten Lehr- und Lernmittel nicht
gegen die verfassungsmafige Ordnung verstol3en. Ist der Trager eine
Personenvereinigung oder eine juristische Person, so mussen die
vertretungsberechtigten Personen diese Voraussetzungen erflllen.

(4) Schultrager und Schulleitung sind verpflichtet, der oberen Schul-
aufsichtsbehodrde jederzeit Einblick in den Betrieb und die Einrich-
tungen der Schule zu geben sowie die angeforderten Auskunfte zu
erteilen und Nachweise zu erbringen. Die obere Schulaufsichtsbe-
horde ist berechtigt, sich die in der Schule verwendeten Lehr- und
Lernmittel vorlegen zu lassen. Die Kosten fiir eine Ubersetzung tragt
der Schultrager.

(5) Die Erganzungsschule darf keine Bezeichnung fuhren, die eine
Verwechslung mit o6ffentlichen Schulen oder Ersatzschulen hervor-
rufen kann. Sie darf Uber die Bezeichnung Erganzungsschule hinaus
keinen Zusatz enthalten, der auf dieses Gesetz, die Anzeige nach
Absatz 2 oder eine staatliche Genehmigung, Befreiung oder eine
andere Anerkennung als nach § 118 hinweist.

(6) Die Erganzungsschule darf keine Unterlagen, insbesondere keine
Zeugnisse, Schulvertrage und Werbematerialien verwenden, durch die
die Gefahr einer Verwechslung mit 6ffentlichen Schulen oder Ersatz-
schulen begrundet wird.

(7) Die Erganzungsschule ist verpflichtet, die Eltern oder die volljah-
rigen Schulerinnen und Schuler vor dem Vertragsabschluss schriftlich
zu informieren uber

1. das Ausbildungsziel,

2. die Vorbildungsvoraussetzungen fur den Schulbesuch, die Zulas-
sungsvoraussetzungen fir eine Prifung, soweit der Unterricht darauf
vorbereitet, und die Stelle, die die Prifung durchfihrt,

3. die Vor- und Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer,
4. die Zahl der Unterrichtsstunden in den einzelnen Fachern,

5. die Gesamtvergutung fur den Schulbesuch einschlieRlich aller
vertraglich verursachten Nebenkosten sowie die Kosten, die der
Schulerin oder dem Schiler durch die notwendige Beschaffung von
nicht nur geringwertigen Arbeitsmitteln entstehen,

6. die Kundigungsrechte.

§ 117



Untersagung

(1) Die obere Schulaufsichtsbehorde kann die Errichtung oder
Fortfihrung einer Erganzungsschule untersagen, wenn Trager,
Leiterin oder Leiter, Lehrerinnen und Lehrer oder Einrichtungen den
Anforderungen nicht entsprechen, die durch Gesetz oder auf Grund
von Gesetzen vorgeschrieben oder zum Schutz der Schulerinnen und
Schuler oder der Allgemeinheit an sie zu stellen sind. Vorher soll eine
angemessene Frist zur Beseitigung der beanstandeten Mangel
gesetzt werden.

(2) Die obere Schulaufsichtsbehdrde kann, wenn eine Untersagung
nicht geboten ist, auch andere geeignete Anordnungen treffen.

§ 118 (Fn 26)
Anerkannte Erganzungsschule

(1) Berufsbildenden Erganzungsschulen kann auf Antrag die Eigen-
schaft einer anerkannten Erganzungsschule verliehen werden, wenn

1. die Lehrplane und Prifungsordnungen genehmigt sind und

2. an der vermittelten Ausbildung dauerhaft ein besonderes padagogi-
sches oder sonstiges besonderes o6ffentliches Interesse besteht.

Mit der Anerkennung erhalt die Schule das Recht, nach einer staatlich
genehmigten Ordnung Prifungen abzuhalten. Die obere Schulauf-
sichtsbehorde bestellt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der
Prifungskommission; eine staatliche Anerkennung der Abschlisse ist
damit nicht verbunden.

(2) Eine allgemein bildende Erganzungsschule erhalt die Eigenschaft
einer anerkannten Erganzungsschule, wenn sie als Schule der Sekun-
darstufe |, der Sekundarstufe Il oder beider Sekundarstufen gefiuhrt
wird und an ihr mindestens das Bildungsziel der Hauptschule erfullt
werden kann.

(3) Einer allgemein bildenden auslandischen oder internationalen
Erganzungsschule kann auf Antrag die Eigenschaft einer anerkannten
Erganzungsschule durch das Ministerium verliehen werden, wenn an
dieser Schule

1. a) der Abschluss eines Mitgliedstaates der Europaischen Union
oder

b) ein von den Landern als Hochschulzugangsberechtigung
anerkannter internationaler Abschluss erreicht werden kann,

2. in einem durch das Ministerium bestimmten Mindestumfang Unter-
richt in deutscher Sprache abgehalten wird,

3. fur die Errichtung und den Betrieb dieser Schule dauerhaft ein
besonderes offentliches Interesse besteht.

Fur die Primarstufe einer solchen Schule ist eine Anerkennung nur



maoglich, wenn ein besonderes padagogisches Interesse festgestellt
worden ist und eine Sonderung nicht gefordert wird.

(4) Die Anerkennung setzt voraus, dass der Unterricht nach seinen
Zielen, den Einrichtungen der Schule und der Zuverlassigkeit des
Tragers sowie der fachlichen Vorbildung und Fahigkeit der Lehrkrafte
und Schulleitung geeignet ist, das von der Schule angestrebte Ausbil-
dungsziel zu erreichen. Sie kann mit Nebenbestimmungen versehen
werden (§ 36 VwVfG. NRW.). Bei den nach den Absatzen 2 und 3
anerkannten Erganzungsschulen sorgt die Schulaufsicht fur die
Einhaltung der Voraussetzungen flr die Anerkennung und fir die
Erflllung der Schulpflicht. Die Anerkennung erlischt, wenn die Ergan-
zungsschule nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe der
Anerkennung in Betrieb genommen wird oder der Betrieb ein Jahr
geruht hat.

(5) Die Schulaufsicht Gber anerkannte allgemein bildende auslan-
dische oder internationale Erganzungsschulen obliegt abweichend von
den Bestimmungen der §§ 116 und 117 dem Ministerium.

(6) Das Verfahren zur Anerkennung einer allgemein bildenden Ergan-
zungsschule nach Absatz 2 kann Uber eine einheitliche Stelle nach
den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt
werden. Uber den Antrag auf Anerkennung nach Satz 1 entscheidet
die obere Schulaufsichtsbehoérde innerhalb einer Frist von drei
Monaten. Hat die obere Schulaufsichtsbehdrde nicht innerhalb von
drei Monaten nach Eingang der vollstandigen Unterlagen entschieden,
gilt die Anerkennung als erteilt.

Vierter Abschnitt
Freie Unterrichtseinrichtungen

§ 119
Rechtsstellung, Bezeichnung

(1) Freie Unterrichtseinrichtungen durfen keine Bezeichnungen flhren
oder Zeugnisse erteilen, die mit Bezeichnungen oder Zeugnissen
offentlicher Schulen oder von Ersatzschulen verwechselt werden
konnen.

(2) Errichtung und Betrieb einer freien Unterrichtseinrichtung kénnen
von der Schulaufsichtsbehdrde untersagt werden, wenn Trager, Leite-
rinnen oder Leiter, Unterrichtende oder Einrichtungen den Anforde-
rungen nicht entsprechen, die durch Gesetz oder auf Grund von
Gesetzen vorgeschrieben oder die zum Schutz der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer an sie zu stellen sind und wenn den Mangein trotz
Aufforderung der Schulaufsichtsbehoérde innerhalb einer bestimmten
Frist nicht abgeholfen worden ist. § 117 Abs. 2 ist entsprechend
anwendbar.

Zwolfter Teil

) Datenschutz,
Ubergangs- und Schlussvorschriften



Erster Abschnitt
Datenschutz

§ 120 (Fn 36)
Schutz der Daten von Schilerinnen
und Schiilern und Eltern

(1) Schulen und Schulaufsichtsbehdrden durfen personenbezogene
Daten der Schulerinnen und Schdler, der in § 36 genannten Kinder
sowie der Eltern verarbeiten, soweit dies zur Erflllung der ihnen durch
Rechtsvorschrift Gbertragenen Aufgaben erforderlich ist. Die gespei-
cherten personenbezogenen Daten dirfen in der Schule nur den
Personen zuganglich gemacht werden, die sie fur die Erfullung ihrer
Aufgaben bendtigen.

(2) Schulerinnen, Schuler und Eltern sind zur Angabe der nach Absatz
1 Satz 1 erforderlichen Daten verpflichtet; sie sind bei der Datener-
hebung auf ihre Auskunftspflicht hinzuweisen. Andere Daten diirfen
nur mit Einwilligung der betroffenen Personen erhoben werden. Die
Einwilligung muss freiwillig erteilt werden. Den betroffenen Personen
durfen keine Nachteile entstehen, wenn sie eine Einwilligung nicht
erteilen. Minderjahrige Schulerinnen und Schuler sind einwilligungs-
fahig, wenn sie die Bedeutung und Tragweite der Einwilligung und ihre
rechtlichen Folgen erfassen kénnen und ihren Willen hiernach zu
bestimmen vermogen.

(3) Standardisierte Tests und schriftliche Befragungen von Schulan-
fangerinnen und -anfangern (§ 36) und Schulerinnen und Schilern
durfen in der Schule nur durchgefuhrt werden, soweit dies fur die
Feststellung der Schulfahigkeit oder des Sprachstandes, fir eine
sonderpadagogische Férderung oder fur MalRnahmen zur Qualitats-
entwicklung und Qualitatssicherung geeignet und erforderlich ist. Die
Schulerinnen und Schuler sowie die Eltern sind Uber die wesentlichen
Ergebnisse zu informieren. Aus Tests und schriftlichen Befragungen
zur Feststellung der Schulfahigkeit und des sonderpadagogischen
Forderbedarfs dirfen nur die Ergebnisse und der festgestellte Forder-
bedarf an andere Schulen Ubermittelt werden.

(4) Andere wissenschaftliche Untersuchungen, Tests und Befragungen
sind nur zulassig, wenn dadurch die Bildungs- und Erziehungsarbeit
sowie schutzwurdige Belange einzelner Personen nicht beeintrachtigt
werden und die Anonymitat der betroffenen Personen gewabhrt bleibt.
Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter. Die
Teilnahme der betroffenen Personen ist freiwillig. In Angelegenheiten
besonderer oder Uberortlicher Bedeutung ist die obere Schulaufsichts-
behdrde zu unterrichten.

(5) Die Schule darf fir den Einsatz digitaler Lehr- und Lernmittel
personenbezogene Daten der Schulerinnen und Schuler und der
Eltern verarbeiten, soweit dies fur die Aufgabenerfillung der Schule
erforderlich ist. Dies gilt entsprechend fur den Einsatz von Lehr- und
Lernsystemen und Arbeits- und Kommunikationsplattformen
einschlieBlich Videokonferenzsystemen (§ 8 Absatz 2); in diesem
Rahmen sind die Schulerinnen und Schuler zur Nutzung verpflichtet.
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(6) Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts oder sonstiger
verbindlicher Schulveranstaltungen bedurfen der Einwilligung der
betroffenen Personen. Die Einwilligung muss freiwillig erteilt werden.
Den betroffenen Personen dirfen keine Nachteile entstehen, wenn sie
eine Einwilligung nicht erteilen.

(7) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten durfen einer Schule, der
Schulaufsichtsbehorde, dem Schultrager, der unteren Gesundheitsbe-
hérde, dem Jugendamt, dem Landesjugendamt, den Amtern fur
Ausbildungsférderung, dem Landesamt fur Ausbildungsférderung
sowie den Ausbildungsbetrieben der Schilerinnen und Schiler an
Berufskollegs nur Ubermittelt werden, soweit sie von diesen Stellen
zur Erflllung der ihnen durch Rechtsvorschrift Ubertragenen Aufgaben
bendtigt werden. Die Ubermittlung an andere offentliche Stellen ist
zulassig, wenn sie zur Erfullung einer gesetzlichen Auskunfts- oder
Meldepflicht erforderlich ist, ein Gesetz sie erlaubt oder die betroffene
Person im Einzelfall eingewilligt hat. Die Ubermittlung von Daten der
Schulerinnen und Schiler und der Eltern an Personen oder Stellen
aulBerhalb des offentlichen Bereichs ist nur zulassig, wenn ein
nachgewiesenes rechtliches Interesse an der Bekanntgabe der Daten
besteht und schutzwurdige Belange der betroffenen Person nicht
beeintrachtigt werden oder wenn die betroffene Person im Einzelfall
eingewilligt hat. Dem schulpsychologischen Dienst durfen personen-
bezogene Daten nur mit Einwilligung der betroffenen Personen
ubermittelt werden.

(8) Fur Zwecke der Planung und Statistik im Schulbereich durfen
anonymisierte Leistungsdaten der Schulerinnen und Schuler dem
Landesbetrieb Information und Technik regelmaRig Ubermittelt werden
sowie fur MaRnahmen der Qualitatsentwicklung und der Qualitatssi-
cherung verarbeitet werden.

(9) Nur Eltern sowie die Schulerinnen und Schuler sind berechtigt,
Einsicht in die sie betreffenden Unterlagen zu nehmen und Auskunft
uber die sie betreffenden Daten und die Stellen zu erhalten, an die
Daten Ubermittelt worden sind. Das Recht auf Einsichtnahme umfasst
auch das Recht zur Anfertigung oder Aushandigung von Kopien.

(10) Die Schule kann Eltern volljahriger Schilerinnen und Schiler
uber wichtige schulische Angelegenheiten wie

1. die Nichtversetzung,

2. die Nichtzulassung oder das Nichtbestehen einer Abschluss-
prufung,

3. den vorubergehenden Ausschluss vom Unterricht Uber eine Woche
hinaus,

4. die Entlassung von der Schule oder deren Androhung und

5. die Verweisung von allen o6ffentlichen Schulen oder deren
Androhung

und Uber sonstige schwerwiegende Sachverhalte informieren, die das
Schulverhaltnis wesentlich beeintrachtigen. Die Schulerinnen und



Schuler sind von den beabsichtigten Auskunften vorab in Kenntnis zu
setzen.

§ 121 (Fn 54)
Schutz der Daten des Personals im Schulbereich

(1) Daten der Lehrkrafte durfen von Schulen verarbeitet werden,
soweit dies zur Aufgabenerfullung bei der Planung und Ermittlung des
Unterrichtsbedarfs und der Durchfuhrung des Unterrichts,
einschlieBlich des Einsatzes digitaler Lehr- und Lernmittel,
Maflnahmen der Qualitatsentwicklung und der Qualitatssicherung
nach § 3 Absatz 4, wissenschaftlichen Untersuchungen nach § 120
Absatz 4, der Schulmitwirkung sowie in dienstrechtlichen, arbeitsrecht-
lichen oder sozialen Angelegenheiten erforderlich ist. Dies gilt entspre-
chend fur den Einsatz von Lehr- und Lernsystemen und Arbeits- und
Kommunikationsplattformen einschliel3lich Videokonferenzsystemen
(§ 8 Absatz 2); in diesem Rahmen sind die Lehrkrafte zur Nutzung
verpflichtet. Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts oder
sonstiger verbindlicher Schulveranstaltungen bedurfen der Einwil-
ligung der betroffenen Personen. Fur Zwecke der Lehrkrafteaus-
bildung und Lehrkraftefortbildung durfen Zentren fur schulpraktische
Lehrerausbildung, das Landesamt fur Qualitatssicherung und Informa-
tionstechnologie der Lehrerausbildung und die Qualitats- und
UnterstitzungsAgentur - Landesinstitut fur Schule die fur die Erfullung
ihrer Aufgaben erforderlichen Daten der Pruflinge und der Lehrenden
verarbeiten. Lehrkrafte sind zur Angabe der erforderlichen Daten
verpflichtet. Andere Daten durfen nur mit Einwilligung der betroffenen
Personen verarbeitet werden. Die gespeicherten personenbezogenen
Daten durfen nur den Personen zuganglich gemacht werden, die sie
fur die Erfallung ihrer Aufgaben bendtigen. Die Einwilligungen nach
Satz 3 und nach Satz 6 mussen freiwillig erteilt werden. Den betrof-
fenen Personen durfen keine Nachteile entstehen, wenn sie eine
Einwilligung nicht erteilen.

(2) In Dateien der Schulaufsichtsbehdrden dirfen Daten der
Lehrkrafte verarbeitet werden, soweit dies fur Zwecke des Unterrichts-
bedarfs, fur Personalmafinahmen, fir Zwecke der Lehrkrafteaus-
bildung und der Lehrkraftefortbildung, fur die Aufstellung des
Haushaltes und die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel, fur die
Betreuung der Bewerberinnen und Bewerber fur die Einstellung in den
Schuldienst oder fur sonstige schulaufsichtliche MalRnahmen erfor-
derlich ist. Dazu durfen regelmafig Daten von den Schulen und den
Zentren fur schulpraktische Lehrerausbildung an die Schulaufsichtsbe-
horden und an den Landesbetrieb Information und Technik ubermittelt
werden. Verhaltensdaten von Lehrkraften, Daten Uber ihre gesund-
heitlichen Auffalligkeiten mit Ausnahme des Grades einer Behin-
derung, Ergebnisse von psychologischen und arztlichen Untersu-
chungen sowie Daten Uber soziale und therapeutische Mallnhahmen
und deren Ergebnisse durfen nicht automatisiert verarbeitet werden.

(3) Fur Zwecke der Planung und Statistik im Schulbereich durfen die
nach Absatz 2 in Dateien der Schulaufsichtsbehdrden gespeicherten
Daten der Lehrkrafte dem Landesbetrieb Information und Technik
regelmanig ubermittelt und zur Erstellung einer Statistik verarbeitet
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werden, soweit die Verarbeitung von Daten mit Personenbezug flr die
statistische Aufbereitung erforderlich ist. Die Daten mit Personen-
bezug sind von den Statistikdaten zum frihestmdglichen Zeitpunkt zu
trennen und gesondert aufzubewahren; soweit sie regelmagig far
statistische Aufbereitungen Ubermittelt werden, sind sie beim Landes-
betrieb Information und Technik zu I6schen, sobald die Uberpriifung
der Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schltssigkeit und Vollstan-
digkeit abgeschlossen ist.

(4) Im Rahmen der Haushaltskontrolle durfen Daten des im Landes-
dienst stehenden Schulpersonals an das Landesamt fir Besoldung

und Versorgung regelmafig tbermittelt und fur diesen Zweck verar-
beitet werden.

(5) Daten der Lehrkrafte durfen an die Kirchen und Religionsgemein-
schaften regelmafig Ubermittelt werden, soweit dies fur die Erteilung
des Religionsunterrichts erforderlich ist.

(6) Zur Ubermittlung von Daten in den Fallen der Absatze 2 bis 4
kdnnen automatisierte Ubermittlungsverfahren eingerichtet werden.

(7) Die vorstehenden Absatze gelten auch fur sonstige an der Schule
tatige Personen und fur Personen, die sich um Einstellung oder
Ubernahme in den Schulbereich bewerben.

§ 122 (Fn 15)
Erganzende Regelungen

(1) Das Recht der Europaischen Union, im Besonderen die
Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom
22.11.2016, S. 72), gilt unmittelbar. § 120 und § 121 sowie die nachfol-
genden Absatze 2 bis 4 beruhen auf Artikel 6 Absatz 1 Satz 1
Buchstabe e, Absatz 3 und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der
genannten Verordnung. Erganzend gelten die allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Vorschriften.

(2) §§ 120 und 121 gelten fUr Ersatzschulen, soweit fur diese gleich-
wertige datenschutzrechtliche Regelungen nicht bestehen.

(3) Eine Verarbeitung der vom Schultrager erhobenen Daten der
Lehrerinnen und Lehrer sowie des Verwaltungs- und Hauspersonals
der Ersatzschulen durch die zustandige Schulaufsichtsbehdrde ist nur
zulassig, soweit dies flir Zwecke der Zuschussgewahrung und -
abrechnung des Landes einschlieRlich der Rechnungsprifung
zwingend erforderlich ist. Entsprechendes qilt fur die Verarbeitung
personenbezogener Daten fur Versorgungsempfanger durch das
Landesamt fur Besoldung und Versorgung des Landes und fur die
Ubertragung der Beihilfebearbeitung auf andere 6ffentliche Stellen.

(4) Das Ministerium bestimmt mit Zustimmung des fir Schulen zustan-
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digen Landtagsausschusses durch Rechtsverordnung die zur Verar-
beitung zugelassenen Daten der Schulerinnen und Schuler und Eltern
sowie der Lehrerinnen und Lehrer, der sonstigen an der Schule
tatigen Personen und der Personen, die sich um Einstellung oder
Ubernahme in den Schulbereich bewerben. Die Rechtsverordnung
regelt im Einzelnen

1. die Verarbeitung der Daten der Schulerinnen und Schuler und der
Eltern zu den in § 120 genannten Zwecken und

2. die Verarbeitung der Daten der Lehrerinnen und Lehrer, der
sonstigen an der Schule tatigen Personen und der Personen, die sich
um Einstellung oder Ubernahme in den Schulbereich bewerben, zu
denin § 121 genannten Zwecken.

) Zweiter Abschnitt
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 123
Eltern, volljahrige Schiilerinnen und Schuler

(1) Die Rechte und Pflichten der Eltern nach diesem Gesetz nehmen
wahr

1. die nach burgerlichem Recht fur die Person des Kindes Sorgebe-
rechtigten,

2. die Betreuerin oder der Betreuer einer volljahrigen Schulerin oder
eines volljahrigen Schilers flr den schulischen Aufgabenkreis; die
Bestellungsurkunde muss der Schule vorgelegt werden,

3. an Stelle der oder neben den Personensorgeberechtigten dieje-
nigen, denen die Erziehung des Kindes mit Einverstandnis der Perso-
nensorgeberechtigten anvertraut oder mitanvertraut ist; das Einver-
standnis ist der Schule schriftlich nachzuweisen,

4. die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner des allein sorgebe-
rechtigten Elternteils im Rahmen des § 9 Lebenspartnerschaftsgesetz.

(2) Die durch dieses Gesetz geregelten Rechte und Pflichten der
Eltern nimmt die volljahrige Schulerin oder der volljahrige Schiler
selbst wahr.

§ 124 (Fn 20)
Sonstige offentliche Schulen

(1) Die Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen gemaf Absatz 4 und
§ 6 Absatz 4 sind Bedienstete des Schultragers. Die Begrindung ihres
Beschaftigungsverhaltnisses bedarf der Bestatigung durch die obere
Schulaufsichtsbehoérde. Bei offentlichen Schulen, deren Lehrerinnen
und Lehrer Bedienstete des Schultragers sind, erstattet das Land die
Personalausgaben, die der Schultrager fur seine zur Deckung des
normalen Unterrichtsbedarfs erforderlichen Lehrerinnen und Lehrer
aufwendet.



(2) Fur die Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen der Landschafts-
verbande, die keine Forderschulen und Klinikschulen sind, gilt Absatz
1 entsprechend.

(3) Bergmannische Berufskollegs werden von einem oder mehreren
Schulvorstanden verwaltet. Der Schulvorstand besteht aus Vertre-
tungen des Schultragers, der im Bergbau Beschaftigten, der Lehre-
rinnen und Lehrer, der Bergbehdrde und der Schulerinnen und
Schiler, bei Schulen der Sekundarstufe |l auch der Eltern. Die Perso-
nenzahl der Vertretungen der Werksleitungen und die Zahl der Vertre-
tungen der im Bergbau Beschaftigten muss die gleiche sein, die Zahl
der Eltern und die Zahl der Schilerinnen und Schiler missen
zusammen der Zahl der Lehrerinnen und Lehrer entsprechen. Eine
Person fur den Vorsitz wahlt der Schulvorstand aus seiner Mitte. Das
Nahere regelt die Satzung, die der Genehmigung der Bezirksre-
gierung Arnsberg als oberer Schulaufsichtsbehdrde bedarf.

(4) Schulen, die nach bisherigem Recht 6ffentliche Schulen sind oder
als offentliche Schulen gelten, behalten ihre Rechtsstellung.

§ 125 (Fn 9)
Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden eingeschrankt:

1.das Grundrecht der korperlichen Unversehrtheit gemaf Artikel 2
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes nach Maligabe des § 54 (Schulge-
sundheit),

2. das Grundrecht der Freiheit der Person gemal} Artikel 2 Abs. 2 Satz
2 des Grundgesetzes nach MalRgabe der §§ 34 bis 41 (Schulpflicht)
sowie des § 42 Abs. 1 (Allgemeine Rechte und Pflichten aus dem
Schulverhaltnis),

3. das Grundrecht der Pflege und Erziehung der Kinder geman Artikel
6 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes nach Maligabe des § 36 Abs. 2
und 3 (Vorschulische Beratung und Forderung, Feststellung des
Sprachstandes),

4. das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung gemaf Artikel
13 Abs. 1 des Grundgesetzes nach MalRgabe des § 41 Abs. 4 (Verant-
wortlichkeit fur die Einhaltung der Schulpflicht).

§ 126 (Fn 26)
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. als Eltern der Verpflichtung zur Anmeldung zum Schulbesuch (§ 41
Absatz 1 Satz 1) oder der Verpflichtung zur schularztlichen Untersu-
chung vor der Aufnahme in die Schule (§ 54 Absatz 4 Satz 1) nicht
nachkommt,

2. als Eltern nicht fur die Teilnahme ihres Kindes an der Feststellung



des Sprachstands sorgt (§ 36 Absatz 2 und 3),

3. als Eltern nicht dafur sorgt, dass ein zur Teilnahme an einem
vorschulischen Sprachférderkurs verpflichtetes Kind regelmaRig daran
teilnimmt (§ 36 Absatz 2 und 3),

4. als Eltern, als Ausbildende oder Ausbildender oder als Arbeitge-
berin oder Arbeitgeber nicht dafur sorgt, dass die oder der Schul-
pflichtige am Unterricht und an den sonstigen Veranstaltungen der
Schule regelmalig teilnimmt (§ 41 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2),

5. als Schulerin oder Schiler nach Vollendung des 14. Lebensjahres
die Schulpflicht in der Sekundarstufe | (§ 37) oder die Schulpflicht in
der Sekundarstufe Il (§ 38) nicht erflillt,

6. als Eltern oder als Schulerin oder Schuler nach Vollendung des 14.
Lebensjahres der Verpflichtung zu einer schularztlichen oder schul-
zahnarztlichen Untersuchung (§ 54 Absatz 4 Satz 2) nicht nachkommt,

7. als Trager einer Erganzungsschule diese ohne die erforderliche
Anzeige (§ 116 Absatz 2) errichtet oder betreibt oder

8. als Trager einer Erganzungsschule oder einer freien Unterrichtsein-
richtung durch die Bezeichnung oder die Verwendung von
Zeugnissen, Schulvertragen oder Werbematerialien § 116 Absatz 5
und 6 oder § 119 Absatz 1 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe geahndet
werden, die in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 7 und 8 bis zu 5
000 Euro betragt. Nach der Entlassung der oder des Schulpflichtigen
aus der Schule (§ 53 Absatz 3 Nummer 5) ist die Verfolgung der
Ordnungswidrigkeit gemafly Absatz 1 Nummer 5 unzulassig.

(3) Fur die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten sind
die Schulaufsichtsbehdrden zustandig.

(4) Geldbulen, die durch rechtskraftige Bescheide eines Schulamtes
festgesetzt sind, flieRen in die Kasse des Kreises oder der kreisfreien
Stadt, fur die das Schulamt zustandig ist.

§ 127
Befristete Vorschriften

(1) Artikel 9 und 13 des Gesetzes zur finanziellen Entlastung der
Kommunen in Nordrhein-Westfalen (EntlIKommG) vom 29. April 2003 (
GV. NRW. S. 254) bleiben unberlhrt.

(2) Artikel 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung von Schulen (Schul-
entwicklungsgesetz) vom 27. November 2001 (GV. NRW. S. 811) und
die Verordnung zur Durchfihrung des Modellvorhabens ,Selbst-
standige Schule® (Verordnung ,Selbststandige Schule®- VOSS) vom
12. April 2002 (GV. NRW. S. 122) bleiben unberhrt.

§ 128



Verwaltungsvorschriften, Ministerium

(1) Die zur Durchfihrung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungs-
vorschriften erlasst das Ministerium. Dazu gehért insbesondere eine
Dienstordnung fur Lehrerinnen und Lehrer und Schulleiterinnen und
Schulleiter.

(2) Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das fur das Schulwesen
zustandige Ministerium.

) § 129
Anderung von Gesetzen (Fn 4)

§ 130
Aufhebung von Vorschriften

(1) Folgende Gesetze treten mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
aulder Kraft:

1. Erstes Gesetz zur Ordnung des Schulwesens im Lande Nordrhein-
Westfalen (Schulordnungsgesetz — SchOG) vom 8. April 1952 (GV.
NRW. S. 61), zuletzt geandert durch Gesetz vom 8. Juli 2003 (

GV. NRW. S. 413),

2. Schulverwaltungsgesetz (SchVG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Januar 1985 (GV. NRW. S. 155, ber. S. 477), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 8. Juli 2003 (GV. NRW. S. 413),

3. Gesetz Uber die Schulpflicht im Lande Nordrhein-Westfalen (Schul-
pflichtgesetz - SchpflG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2.
Februar 1980 (GV. NRW. S. 164), zuletzt geandert durch Gesetz vom
8. Juli 2003 (GV. NRW. S. 413),

4. Gesetz Uber die Mitwirkung im Schulwesen - Schulmitwirkungs-
gesetz (SchMG) - vom 13. Dezember 1977 (GV. NRW. S. 448), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 8. Juli 2003 (GV. NRW. S. 413),

5. Gesetz Uber die Finanzierung der 6ffentlichen Schulen (Schulfi-
nanzgesetz - SchFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
April 1970 (GV. NRW. S. 288), zuletzt geandert durch Gesetz vom 17.
Dezember 2003 (GV. NRW. S. 808),

6. Lernmittelfreiheitsgesetz (LFG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. Marz 1982 (GV. NRW. S. 165), geandert durch Gesetz
vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254).

(2) Das Gesetz uber die Finanzierung der Ersatzschulen (Ersatzschul-
finanzgesetz - EFG) vom 27. Juni 1961 (GV. NRW. S. 230), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), tritt
zum 31. Dezember 2005 aulRer Kraft.

(3) Folgende Rechtsverordnungen treten mit dem In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes aul3er Kraft:



1. Allgemeine Schulordnung (ASchO) vom 25. Juni 2002 (GV. NRW.
2002 S. 314, ber. S. 444), geandert durch Verordnung vom 8. April
2003 (GV. NRW. S. 224),

2. Verordnung Uber die Zusammenarbeit von Schulen (KVO) vom 24.
Marz 1995 (GV. NRW.S. 360), zuletzt geandert durch Verordnung vom
23. Februar 2000 (GV. NRW. S. 290, ber. S. 496),

3. Verordnung uber die Wahlen zu den Mitwirkungsorganen, die
Zusammensetzung der einzelnen Gruppen der Schulkonferenz sowie
uber den Ausschluss von Mitwirkungsberechtigten in Einzelfallen
(WahlOzSchMG) vom 11. April 1979 (GV. NRW. S. 283).

§ 131
Weitergeltung von Vorschriften

(1) Die ubrigen Verordnungen, die auf Grund der in § 130 aufgeho-
benen Gesetze erlassen wurden, gelten bis zum Erlass neuer
Vorschriften fort, soweit sie diesem Gesetz nicht widersprechen.

(2) Verwaltungsvorschriften sind in entsprechender Anwendung des
Absatz 1 weiter anzuwenden mit der Mal3gabe, dass sie spatestens
nach zwei Jahren diesem Gesetz anzupassen sind.

) § 132 (Fn 32)
Ubergangsvorschriften, Offnungsklausel

(1) Kreise und kreisangehoérige Gemeinden als Schultrager kénnen im
Gebiet eines Kreises mit Genehmigung der oberen Schulaufsichtsbe-
horde vereinbaren, ihre Forderschulen mit dem Forderschwerpunkt
Lernen, mit dem Forderschwerpunkt Emotionale und soziale
Entwicklung und mit dem Forderschwerpunkt Sprache auch dann
aufzuldsen, wenn sie die in der Verordnung uber die Mindestgrofien
von Férderschulen bestimmten Schilerzahlen erreichen. Dabei muss
gewahrleistet sein, dass allein die allgemeine Schule Ort der sonder-
padagogischen Forderung ist; § 20 Absatze 2 und 4 und § 78 Absatz
4 sind in diesem Fall nicht anwendbar. Die Satze 1 und 2 gelten
entsprechend fur kreisfreie Stadte als Schultrager. Die Rechtsstellung
der Schulen in freier Tragerschaft bleibt unberihrt.

(2) Auf Antrag eines Schultragers kann die obere Schulaufsichtsbe-
horde die Auflosung aller Férderschulen eines oder mehrerer der
unter Absatz 1 genannten Forderschwerpunkte zugunsten eines inklu-
siven Schulangebots genehmigen.

Absatz 1 Satz 2 gilt auch in diesem Fall. § 78 Absatze 1 bis 3 bleiben
unberuhrt.

(3) Fur Schulerinnen und Schuler mit einem besonders ausgepragten,
umfassenden Bedarf an sonderpadagogischer Unterstutzung im
Forderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung kdnnen
offentliche und freie Schultrager in den Fallen

1. des Absatzes 1 oder



2. des Absatzes 2 bei Auflosung der Forderschulen mit dem Forder-
schwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung

mit Genehmigung der oberen Schulaufsichtsbehérde einen schuli-
schen Lernort einrichten. Dieser kann als Teil einer allgemeinen
Schule oder als Forderschule gefuhrt werden. Darin werden Schile-
rinnen und Schuler befristet mit dem Ziel unterrichtet und erzogen, sie
in Abstimmung mit ihrer Schule auf die baldige Ruckkehr vorzube-
reiten. Die Kinder und Jugendlichen bleiben Schulerinnen und Schuler
der allgemeinen Schule.

(4) Genehmigungen und Anerkennungen, die Tragern von Schulen in
freier Tragerschaft vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes erteilt worden
sind, gelten fort. Deren Aufhebung, Erléschen und Ubergang richtet
sich nach den Vorschriften des Elften Teils.

§ 132a (Fn 27)
Ubergangsvorschrift zum islamischen Religionsunterricht

(1) Besteht auf Grund der Zahl der in Betracht kommenden Schile-
rinnen und Schuler Bedarf an islamischem Religionsunterricht im
Sinne von § 31, kann das Ministerium dabei Ubergangsweise mit
islamischen Organisationen zusammenarbeiten, die keine Religions-
gemeinschaften im Sinne von Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes
und Artikel 14 und 19 der Landesverfassung sind.

(2) Islamische Organisationen nach Absatz 1 nehmen landesweit
Aufgaben wahr, die fur die religidse Identitat ihrer Mitglieder oder
Unterorganisationen wesentlich sind.

(3) Die Zusammenarbeit beruht auf einem Vertrag zwischen dem Land
und der jeweiligen islamischen Organisation. Der Abschluss eines
solchen Vertrags setzt voraus, dass die islamische Organisation bei
der Zusammenarbeit die Gewahr dafur bietet und darlegt,

1. eigenstandig und staatsunabhangig zu sein,

2. die in Artikel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes umschriebenen
Verfassungsprinzipien, die dem staatlichen Schutz anvertrauten
Grundrechte der Schilerinnen und Schiler sowie die Grundprinzipien
des freiheitlichen Religionsverfassungsrechts des Grundgesetzes zu
achten und

3. dem Land bei der Durchfihrung des islamischen Religionsunter-
richts auf absehbare Zeit als Ansprechpartner zur Verfligung zu
stehen.

Vor Abschluss des Vertrags setzt sich das Land mit den islamischen
Organisationen ins Benehmen, mit denen es nach Absatz 1 zusam-
menarbeitet. Der Vertrag regelt insbesondere das Nahere zu den
Zielen, den Grundlagen, der Aufnahme und der Beendigung der
Zusammenarbeit.

(4) Wenn islamischer Religionsunterricht an einer Schule eingerichtet
ist, nehmen die Schilerinnen und Schiler daran teil, deren Eltern bei
der Schulanmeldung schriftlich erklart haben, dass ihr Kind an dem
islamischen Religionsunterricht nach Absatz 1 teilnehmen soll.



(5) Eine Schulerin oder ein Schuler ist von der Teilnahme an dem
islamischen Religionsunterricht nach Absatz 1 auf Grund der
Erklarung der Eltern oder bei Religionsmuindigkeit auf Grund eigener
Erklarung befreit. Die Erklarung ist der Schule schriftlich zu
ubermitteln.

(6) Die Kommission fur den islamischen Religionsunterricht vertritt
gegenuber dem Ministerium die Anliegen und die Interessen der
islamischen Organisationen bei der Durchfuhrung des islamischen
Religionsunterrichts als ordentliches Unterrichtsfach. Die Kommission
nimmt die einer Religionsgemeinschaft in den §§ 30 und 31 zugewie-
senen Aufgaben wahr. Ablehnende Beschlisse der Kommission sind
nur aus theologischen Grinden zulassig und dem Ministerium
schriftlich darzulegen.

(7) Jede islamische Organisation entsendet auf der Grundlage des
Vertrages nach Absatz 3 in die Kommission eine theologisch, religi-
onspadagogisch, islamwissenschaftlich oder vergleichbar qualifizierte
Person, die auch personlich die Gewahr fur die Anforderungen nach
Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 bietet.

(8) Jedes Mitglied der Kommission hat eine Stimme. Die Kommission
fasst Beschlisse mit der Mehrheit der Zahl ihrer Mitglieder. Sie wahit
aus ihrer Mitte einen Vorsitz und gibt sich eine Geschaftsordnung.

(9) Auch eine islamische Religionsgemeinschaft im Sinne von Artikel 7
Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes kann nach Absatz 1 bis 8 mit dem
Ministerium zusammenarbeiten, solange sie ihren Anspruch auf eigen-
standigen Religionsunterricht nicht wahrnimmt.

(10) Das Ministerium berichtet dem Landtag jahrlich Uber Zusammen-
setzung und Arbeit der Kommission.

§ 132b (Fn 31)
Fortfiihrung der PRIMUS-Schulen

(1) Das Ministerium kann auf Antrag des Schultragers und nach
Anhorung der betroffenen Schulen an bis zu 14 Schulen beginnend
mit dem Schuljahr 2014/2015 oder dem Schuljahr 2015/2016 fr einen
Zeitraum von 13 Schuljahren und danach jahrgangsstufenweise
auslaufend erproben, ob durch den Zusammenschluss mit einer
Grundschule zu einer Schule die Chancengerechtigkeit und die
Leistungsfahigkeit des Schulwesens erhdht werden und die Schule-
rinnen und Schuler dadurch zu besseren Schulabschlissen gefuhrt
werden kdnnen. Aullerdem soll hierbei erprobt werden, wie im
Hinblick auf die demografische Entwicklung und die sich wandelnde
Abschlussorientierung der Eltern weiterhin ein wohnortnahes Schulan-
gebot ermoglicht werden kann. Die Anerkennung der Abschlusse in
den Landern der Bundesrepublik Deutschland muss gesichert sein.
Die naheren Regelungen tiber Anderungen und Ergdnzungen der
Unterrichtsinhalte, der Unterrichtsorganisation, uber die Formen der
Schulverfassung und der Schulleitung sowie Uber die Rahmenbedin-
gungen trifft das Ministerium.
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§ 132b (Fn 31)



(2) Die Schultrager sind berechtigt, die Schulen, die am 1. August
2025 gemal} Absatz 1 am Schulversuch PRIMUS teilgenommen
haben, Uber das Schuljahr 2025/2026 oder 2026/2027 hinaus als
PRIMUS-Schulen fortzufihren, wenn sie zwei Parallelklassen pro
Jahrgang haben. Eine Schule kann mit einer Klasse pro Jahrgang
fortgefUhrt werden, wenn nur dann das Angebot einer Schule der
Sekundarstufe | in einer Gemeinde gesichert wird. Fur die Fortfuhrung
betragt der Klassenfrequenzrichtwert 24. Es qilt die Bandbreite 18 bis
30. Abweichend von § 48 kénnen in den Klassen 1 bis 8 an die Stelle
von Noten alternative Formen der Leistungsbewertung unter
Einschluss der Moglichkeit eines Verzichts auf Ziffernoten treten.
Soweit keine abweichenden Regelungen getroffen werden, finden fur
die Klassen 1 bis 4 der PRIMUS-Schulen die fur die Grundschule
geltenden Vorschriften, fur die Klassen 5 bis 10 der PRIMUS-Schulen
die fur die Sekundarschule in integrierter Form geltenden Vorschriften
entsprechende Anwendung.

(Fn 8)

§ 133 (Fn 33)
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten, Berichtspflicht

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2005 in Kraft. Abweichend von
Satz 1 treten die §§ 105 bis 115 am 1. Januar 2006 in Kraft.

(2) Die in den §§ 10 Abs. 6, 19 Abs. 3, 46 Abs. 2 Satz 2, 52, 93 Abs.
2,96 Abs. 5, 97 Abs. 4 und 115 Abs. 1 und 2 erteilten Ermachtigungen
zum Erlass von Verordnungen sowie die §§ 34 Abs. 6, 92 Abs. 1 Satz
2 und 132 Abs. 9 treten am Tage nach der Verkundung dieses
Gesetzes in Kraft.

(3) § 132a tritt am 31. Juli 2031 aulier Kraft. Die Durchfihrung des
islamischen Religionsunterrichts als ordentliches Lehrfach wird
wissenschaftlich begleitet und ausgewertet. Das Ministerium berichtet
dem Landtag dartber bis zum 31. Juli 2030.

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerprasident

Die Ministerin
fur Schule, Jugend und Kinder

Zusatz:

(Artikel 2 und 3 des 6. Schulrechtsanderungsgesetzes
vom 25. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 540))

) Artikel 2
Ubergangsvorschriften

(1) Schulen, die an dem zum 1. August 2011 begonnenen Schul-
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(2) Die Schulträger sind berechtigt, die Schulen, die am 1. August 2025 gemäß Absatz 1 am Schulversuch PRIMUS teilgenommen haben, über das Schuljahr 2025/2026 oder 2026/2027 hinaus als PRIMUS-Schulen fortzuführen, wenn sie zwei Parallelklassen pro Jahrgang haben. Eine Schule kann mit einer Klasse pro Jahrgang fortgeführt werden, wenn nur dann das Angebot einer Schule der Sekundarstufe I in einer Gemeinde gesichert wird. Für die Fortführung beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 24. Es gilt die Bandbreite 18 bis
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30. Abweichend von § 48 können in den Klassen 1 bis 8 an die Stelle von Noten alternative Formen der Leistungsbewertung unter Einschluss der Möglichkeit eines Verzichts auf Ziffernoten treten. Soweit keine abweichenden Regelungen getroffen werden, finden für die Klassen 1 bis 4 der PRIMUS-Schulen die für die Grundschule geltenden Vorschriften, für die Klassen 5 bis 10 der PRIMUS-Schulen die für die Sekundarschule in integrierter Form geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.
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versuch ,Langeres gemeinsames Lernen - Gemeinschaftsschule®
teilnehmen, kdnnen bis zum Ablauf des Schuljahres 2019/2020 und
danach auslaufend nach den Versuchsbedingungen arbeiten.

Ab 1. August 2020 werden sie kraft dieses Gesetzes als Sekundar-
schule gemal § 17 a SchulG gefuhrt, wenn sie nur die Sekundarstufe
| umfassen, oder als Gesamtschule gemaf § 17 SchulG, wenn sie die
Sekundarstufen | und Il umfassen. Die gesetzliche Mindestgrole
muss gewahrleistet sein. Auf Antrag des Schultragers ist die
Uberfiihrung auch vorher mdglich. Gemeinschaftsschulen, die die
Sekundarstufen | und Il umfassen, kénnen Kooperationspartner
gemal § 17 a Abs. 2 Satz 2 SchulG sein.

(2) Das Ministerium kann auf Antrag des Schultragers und nach
Anhorung der betroffenen Schulen an bis zu 15 Schulen beginnend
mit dem Schuljahr 2013/2014 oder dem Schuljahr 2014/2015 fur einen
Zeitraum von zehn Schuljahren und danach jahrgangsstufenweise
auslaufend erproben, ob durch den Zusammenschluss mit einer
Grundschule zu einer Schule die Chancengerechtigkeit und die
Leistungsfahigkeit des Schulwesens erhdht werden und die Schule-
rinnen und Schuler dadurch zu besseren Abschlussen gefuhrt werden
konnen. AulRerdem soll hierbei erprobt werden, wie im Hinblick auf die
demografische Entwicklung und die sich wandelnde Abschlussorien-
tierung der Eltern weiterhin ein wohnortnahes Schulangebot ermég-
licht werden kann. Die Anerkennung der Abschlusse in den Landern
der Bundesrepublik Deutschland muss gesichert sein. Die naheren
Regelungen tber Anderungen und Ergdnzungen der Unterrichtsin-
halte, der Unterrichtsorganisation, Uber die Formen der Schulver-
fassung und der Schulleitung sowie Uber die Rahmenbedingungen
trifft das Ministerium.

(3) Die Arbeit der Schulen nach Absatz 1 und Absatz 2 wird wissen-
schaftlich begleitet und ausgewertet. Das Ministerium berichtet dem
Landtag bis 31. Dezember 2016 Uber das Ergebnis der Arbeit der
Schulen nach Absatz 1 und zum 31. Juli 2020 Uber das Ergebnis der
Arbeit der Schulen nach Absatz 2.

(4) Die Schultrager sind berechtigt, bei Inkrafttreten dieses Gesetzes
genehmigte organisatorische Zusammenschlisse von Schulen nach
Maligabe des § 83 Absatze 1 bis 3 in der Fassung des 2. Schulrechts-
anderungsgesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278) bis zum
Ablauf des Schuljahres 2019/2020 und danach auslaufend fortzu-
fuhren. Ab 1. August 2020 werden sie kraft dieses Gesetzes als
Sekundarschulen gemal § 17a des Schulgesetzes NRW gefuhrt. In
begrindeten Einzelfallen sind Ausnahmen hiervon mdglich. Der
Beschluss des Schultragers bedarf der Genehmigung durch das
Ministerium. Die gesetzliche Mindestgro3e muss stets gewahrleistet
sein.

(5) Die Genehmigung von Sekundarschulen gemaf § 17 a SchulG
bedarf bis zum Ablauf des Schuljahres 2015/2016 der Zustimmung
des Ministeriums.

Red. Hinweis: Artikel 2 Absatz 4 neu gefasst durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358), in Kraft getreten am
3. Juni 2020.



_ Artikel 3
Uberprifung

Die Landesregierung Uberprift die Auswirkungen der Einfiihrung der
Sekundarschule und der neuen Regelungen zur Gemeindegrenzen

Uberschreitenden Schulentwicklungsplanung gemaf § 80 und unter-
richtet den Landtag bis zum 31. Dezember 2016 Uber das Ergebnis.

Zusatz:
(Artikel 2 des 14. Schulrechtsanderungsgesetzes vom 2. Juli 2019
(GV. NRW. S. 331))

Artikel 2
Inkrafttreten, Ubergangsvorschrift

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2019 in Kraft.

(2) BeschlUsse, die der Beirat nach § 132a des Schulgesetzes NRW
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) in der am 1. August 2012
geltenden Fassung gefasst hat, gelten fort, bis die Kommission gemaf
§ 132a des Schulgesetzes NRW in der am 1. August 2019 geltenden
Fassung andere Entscheidungen trifft.

(3) Bis zum Zusammentreten der Kommission nach § 132a des Schul-
gesetzes NRW in der am 1. August 2019 geltenden Fassung nimmt
der Beirat nach § 132a des Schulgesetzes NRW in der am 1. August
2012 geltenden Fassung deren Aufgaben wahr.

Zusatz:

(Artikel 4 Absatz 2 des 15. Schulrechtsanderungsgesetzes vom
29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358))

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes als Ersatz-
schulen genehmigten und betriebenen Studienkollegs kdnnen
entsprechend der jeweils nach § 101 Absatz 1 des Schulgesetzes
NRW erteilten oder § 132 Absatz 4 des Schulgesetzes NRW fortgel-
tenden Genehmigung Ubergangsweise bis langstens zum Ablauf des
Haushaltsjahres 2025 fortgefuhrt werden und haben bis dahin
Anspruch auf die zur Durchfuhrung ihrer Aufgaben und zur Erflllung
ihrer Pflichten erforderlichen 6ffentlichen Zuschisse nach Maligabe
der §§ 105 bis 115 des Schulgesetzes NRW.

Zusatz:

(Artikel 3 des 16. Schulrechtsanderungsgesetzes vom 23.
Februar 2022 (GV. NRW. S. 250))

Artikel 4 Absatz 2 des 15. Schulrechtsanderungsgesetzes vom 29.
Mai 2020 (GV. NRW. S. 358) wird wie folgt gefasst:

,(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes als Ersatz-
schulen genehmigten und betriebenen Studienkollegs kbénnen
entsprechend der jeweils nach § 101 Absatz 1 des Schulgesetzes
NRW erteilten oder § 132 Absatz 4 des Schulgesetzes NRW fortgel-
tenden Genehmigung fortgefuhrt werden und haben weiterhin



Anspruch auf die zur Durchfuhrung ihrer Aufgaben und zur Erflllung
ihrer Pflichten erforderlichen 6ffentlichen Zuschisse nach Maligabe
der §§ 105 bis 115 des Schulgesetzes NRW.*

FuBnoten:

Fn 1

GV NRW. S. 102, in Kraft treten am 1. August 2005 (§§ 105
bis 115 am 1. Januar 2006); geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes v. 13. Juni 2006 (GV. NRW. S. 270), in Kraft
getreten am 30. Juni 2006; Artikel 1 des Gesetzes v. 27. Juni
2006 (GV. NRW. S. 278), in Kraft getreten am 1. August
2006; Artikel Il des Gesetzes zur Anderung des Personalver-
tretungsrechts und schulrechtlicher Vorschriften vom 9.
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 394), in Kraft getreten am 17.
Oktober 2007; Artikel 1l des Gesetzes vom 20.12.2007 (

GV. NRW. S. 742), in Kraft getreten am 1. Januar 2008;
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 486
), in Kraft getreten am 28. Juni 2008; Artikel Il Nr. 7des
Gesetzes vom 9.10.2007 (GV. NRW. S. 394), in Kraft
getreten am 1. Juli 2008; Artikel 15 des Gesetzes vom 21.
April 2009 (GV. NRW. S. 224), in Kraft getreten mit Wirkung
vom 1. April 2009; Artikel 11 des DL-RL-Gesetzes vom 17.
Dezember 2009 (GV. NRW. S. 863), in Kraft getreten am 28.
Dezember 2009; Gesetz vom 21. Dezember 2010 (

GV. NRW. S. 691), in Kraft getreten am 29. Dezember 2010
und am 1. August 2011; Artikel 1 des Gesetzes vom 5. April
2011 (GV. NRW. S. 205), in Kraft getreten am 1. August
2011; Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (

GV. NRW. S. 540), in Kraft getreten am 22. November 2011;
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Februar 2012 (

GV. NRW. S. 97), in Kraft getreten am 25. Februar 2012;
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (

GV. NRW. S. 728), in Kraft getreten am 1. August 2012;
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. November 2012 (

GV. NRW. S. 514), in Kraft getreten mit Wirkung vom 1.
August 2012 (Artikel 1 Nummer 16) und am 22. November
2012; Gesetz vom 10. April 2014 (GV. NRW. S. 268), in Kraft
getreten am 30. April 2014 und 1. August 2015; Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. November 2013 (GV. NRW. S. 618), in
Kraft getreten am 1. August 2014; Artikel 3 des Gesetzes
vom 17. Juni 2014 (GV. NRW. S. 336), in Kraft getreten am
1. August 2014; Gesetz vom 25. Marz 2015 (

GV. NRW. S. 309), in Kraft getreten am 1. April 2015; Gesetz
vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 499), in Kraft getreten am
4. Juli 2015 (Artikel 1 Nr. 2, 10 und 11) und am 1. August
2015; Artikel 11 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (

GV. NRW. S. 310), in Kraft getreten am 1. Juli 2016; Artikel 5
des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 442), in Kraft
getreten am 1. Juli 2016; Artikel 2 des Gesetzes vom 6.
Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1052), in Kraft getreten am
15. Dezember 2016; Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli



Fn 2

Fn 3

Fn4

Fn5

Fn 6

Fn7

Fn 8

Fn9

2018 (GV. NRW. S. 404), in Kraft getreten am 28. Juli 2018
und am 1. August 2019; Gesetz vom 2. Juli 2019 (

GV. NRW. S. 331), in Kraft getreten am 1. August 2019;
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2019 (

GV. NRW. S. 894), in Kraft getreten am 1. August 2020;
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. April 2020 (

GV. NRW. S. 312a), in Kraft getreten am 1. Mai 2020; Artikel
1 des Gesetzes vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358), in
Kraft getreten am 3. Juni 2020; Artikel 4 des Gesetzes vom
1. September 2020 (GV. NRW. S. 890), in Kraft getreten am
23. September 2020; Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Mai
2021 (GV. NRW. S. 596), in Kraft getreten am 18. Mai 2021;
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 (

GV. NRW. S. 250), in Kraft getreten am 9. Marz 2022; Artikel
1 des Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 501),
Nummer 22 in Kraft getreten am 7. Juni 2025, im Ubrigen in
Kraft getreten am 1. August 2025.

Artikel 7 der Landesverfassung lautet:

(1) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Wiurde des Menschen
und Bereitschaft zum sozialen Handeln zu wecken, ist
vornehmstes Ziel der Erziehung.

(2) Die Jugend soll erzogen werden im Geiste der Mensch-
lichkeit, der Demokratie und der Freiheit, zur Duldsamkeit
und zur Achtung vor der Uberzeugung des anderen, zur
Verantwortung fur Tiere und die Erhaltung der naturlichen
Lebensgrundlagen, in Liebe zu Volk und Heimat, zur Volker-
gemeinschaft und Friedensgesinnung.

§ 101 zuletzt gedndert (FulRnote in Absatz 4 aufgehoben)
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. November 2012 (
GV. NRW. S. 514), in Kraft getreten am 22. November 2012.

Gegenstandslos, Anderungsvorschriften.

§§ 58 und 59, zuletzt geandert durch Gesetz vom 25. Juni
2015 (GV. NRW. S. 499), in Kraft getreten am 4. Juli 2015.

§ 93 und § 96 zuletzt und § 89 geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 404), in Kraft
getreten am 28. Juli 2018.

§ 39 aufgehoben durch Artikel 1 des Gesetzes v. 27. Juni
2006 (GV. NRW. S. 278), in Kraft getreten am 1. August
2006.

§ 132c eingefugt durch Gesetz vom 25. Juni 2015 (

GV. NRW. S. 499), in Kraft getreten am 1. August 2015;
aufgehoben durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2025 (
GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August 2025.

§§ 59 und 125 neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes v.
27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278), in Kraft getreten am 1.
August 2006; § 59 geandert durch Artikel 1 des Gesetzes



Fn
10

Fn
11

Fn
12

Fn
13

Fn
14

Fn
15

Fn
16

Fn
17

Fn
18

Fn
19

Fn
20

Fn
21

Fn
22

Fn
23

vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1.
August 2025.

§§ 1, 29, 41,44,62,71, 79, 94, 98 und 116 geandert durch
Artikel 1 des Gesetzes v. 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278), in
Kraft getreten am 1. August 2006.

§ 36 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 114 geandert durch Artikel Il des Gesetzes vom 9. Oktober
2007 (GV. NRW. S. 394), in Kraft getreten am 17. Oktober
2007.

unbesetzt

unbesetzt

§ 73, § 95 und § 122 geandert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358), in Kraft getreten am 3.
Juni 2020.

§ 21 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.
Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft getreten am 9.
Marz 2022.

§ 77 zuletzt geandert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 14.
Juni 2016 (GV. NRW. S. 310), in Kraft getreten am 1. Juli
2016.

§§ 26, 27 und § 28 zuletzt geandert durch Gesetz vom 25.
Marz 2015 (GV. NRW. S. 309), in Kraft getreten am 1. April
2015.

§100 zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14.
Juni 2016 (GV. NRW. S. 442), in Kraft getreten am 1. Juli
2016.

§ 124 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.
Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft getreten am 9.
Marz 2022.

§ 55 neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Mai
2020 (GV. NRW. S. 358), in Kraft getreten am 3. Juni 2020.

8§ 5, 48, 70, 80, 102 und 107zuletzt geandert durch Gesetz
vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 499), in Kraft getreten am
1. August 2015.

§ 24 aufgehoben durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Mai
2020 (GV. NRW. S. 358), in Kraft getreten am 3. Juni 2020.
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§ 17a eingefugt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.
Oktober 2011 (GV. NRW. S. 540), in Kraft getreten am 22.
November 2011; zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft
getreten am 9. Marz 2022.

§ 83 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.
November 2012 (GV. NRW. S. 514), in Kraft getreten am 22.
November 2012.

§§ 9, 34, 35, 36, 40, 43, 52, 63, 66, 68, 69, 72, 81, 84, 86,
88, 103, 115, 118 und 126 zuletzt geandert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358), in Kraft
getreten am 3. Juni 2020.

§ 132a eingefugt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2011 (GV. NRW. S. 728), in Kraft getreten am 1.
August 2012; geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.
November 2012 (GV. NRW. S. 514), in Kraft getreten mit
Wirkung vom 1. August 2012; aulRer Kraft getreten am 31.
Juli 2019; (in neuem Wortlaut) eingefugt durch Gesetz vom
2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 331), in Kraft getreten am 1.
August 2019.

§ 11 und § 17 zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft getreten
am 9. Marz 2022.

unbesetzt

§ 19 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.
Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft getreten am 9.
Marz 2022.

§ 132b eingefligt durch Gesetz vom 10. April 2014 (

GV. NRW. S. 268), in Kraft getreten am 30. April 2014;
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai
2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§§ 76 und 132 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 5. November 2013 (GV. NRW. S. 618), in Kraft getreten
am 1. August 2014.

§ 133 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 7. Juni
2025.

§ § 37 und § 46 zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 404), in Kraft
getreten am 1. August 2019.

§ 50 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.
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§ 120 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§§ 2, 6,10, 12, 14, 20, 22, 23, 42, 51, 61, 65,75, 78, 82. 97
und 106 zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
23. Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft getreten am 9.
Marz 2022.

8§ 8, 38, 85, 87, 91, 92 geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft
getreten am 9. Marz 2022.

§ 78a eingefligt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.
Februar 2022 (GV. NRW. S. 250), in Kraft getreten am 9.
Marz 2022.

Inhaltsubersicht zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft
getreten am 1. August 2025.

§ 3 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 13 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 15 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 16 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 18 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 25 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 47 zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 49 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 53 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.
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§ 54 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 57 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 64 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 74 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.

§ 121 zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Mai 2025 (GV. NRW. S. 501), in Kraft getreten am 1. August
2025.





